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Stadt und Land: 
Herausforderung für linke Kommunalpolitik

Linke KommunalpolitikerInnen sind in ihrer Praxis immer wieder mit der 
grundsätzlichen Frage der zukünftigen Entwicklung ihrer Gemeinde konfron-
tiert. Hinter den Schlagworten »Nachhaltigkeit«, »sozial-ökologischer Umbau« 
oder »Zukunftsfähigkeit« verbergen sich ganze Bündel von Ideen und Strate-
gien, mit denen aktuelle Probleme benannt und gelöst werden sollen. Viele da-
von sind seit langem bekannt, andere hingegen relativ neu. 

Welche davon vor Ort eine herausragende Rolle spielen, ist von den jeweiligen 
Rahmenbedingungen abhängig. Diese werden vor allem dadurch bestimmt, ob es 
sich zum einen bei der Gemeinde um eine Stadt oder um ein ländliches Gebiet 
handelt, und zum anderen, ob in der Region ein Wachstums- oder ein Schrump-
fungsprozess anzutreffen ist. In welcher Kombination diese Faktoren anzutreffen 
sind, kann sehr verschieden sein. Dörfer, die sich im so genannten Speckgürtel 
einer Großstadt befi nden, können durch Suburbanisierung wachsen, während 
die Stadt selbst schrumpft. In anderen Regionen kann das Verhältnis umgekehrt 
sein, die Dörfer entleeren sich und die Stadtbevölkerung nimmt zu.

Mitunter kann es aber auch in ein und derselben Stadt wachsende und 
schrumpfende Stadtteile nebeneinander geben. Jede Situation erzeugt ihre je-
weils spezifi schen Problemlagen. Städte und Gemeinden mit einem fortschrei-
tenden Wachstumskurs sind mit den schon fast klassischen Problemen wie 
Wohnungsmangel, hohen Mieten oder ➞ Segregation konfrontiert. Kommu-
nen, die von Schrumpfungsprozessen betroffen sind, stehen hingegen Phäno-
menen gegenüber wie struktureller Massenarbeitslosigkeit, Abwanderung vor 
allem junger Bevölkerungsteile und damit einhergehender »Vergreisung« der 
Gesellschaft, Brain Drain, Verfall der Infrastruktur, Leerstand von Gebäuden 
und Brachfallung großer Räume sowie einer damit einhergehenden Finanznot 
der kommunalen Haushalte.

Problemlagen kehren sich gelegentlich auch um. In wachsenden Metropolen 
ist der Mangel an Wohnraum ein Problem, das es etwa mit einer Ausweitung 
des öffentlichen Wohnungsbaues zu lösen gilt, in schrumpfenden Städten hin-
gegen herrscht ein Leerstand, der gerade kommunale und genossenschaftliche 
Wohnungsunternehmen zu ruinieren droht. Mit diesen gegensätzlichen Pro-
blemlagen verändern sich aber auch Wirkungsweisen klassischer Instrumen-
te, mit denen auf Entwicklungen Einfl uss genommen werden kann. Vielerorts 
ist zum Beispiel ein qualifi zierter Mietspiegel eine hervorragende Möglichkeit, 
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die Steigerung von Mietpreisen zu dämpfen. Unter Schrumpfungsbedingungen 
hingegen sorgt er oft dafür, dass die Mieten hoch bleiben und nicht sinken. Der 
gewohnte und angestrebte Effekt scheinbar bewährter Werkzeuge verkehrt sich 
in sein Gegenteil.

Wie und in welchem Umfang diese Problemlagen in der Öffentlichkeit wahr-
genommen werden, ist sehr verschieden. Großprojekte in Städten wie Stuttgart 
21 oder der Flughafenneubau in Berlin-Brandenburg stehen zuweilen im Fokus 
der bundesweiten Medien und mit ihnen die jeweiligen BürgerInneninitiativen 
und deren Anliegen. Das Sterben der Dörfer im Oderbruch oder der Lausitz hin-
gegen wird kaum zur Kenntnis genommen; diese und andere abgekoppelte Re-
gionen verschwinden aus dem Interesse von Öffentlichkeit und Politik.

Dies hat nicht zuletzt damit zu tun, dass gerade in schrumpfenden Regionen 
bewährte Steuerungsinstrumente an Wirksamkeit einbüßen und die Politik häu-
fi g auf Probleme nur abwartend reagiert. Das ist kaum verwunderlich, denn im 
Gegensatz zu Wachstumsprozessen ist Schrumpfung nicht unbedingt planbar 
und schafft so ganz neue Herausforderungen – sowohl für die Planung als auch 
für die mögliche Durchführung von Projekten.

Den jeweiligen Besonderheiten vor Ort gerecht zu werden ist nicht immer 
einfach. Denn für alle MandatsträgerInnen, egal ob in einer Wachstums- oder 
Schrumpfungsregion oder in einer Stadt bzw. einem Dorf sind die rechtlichen 
Rahmenbedingungen gleich und müssen entsprechend berücksichtigt werden. 
Trotzdem gibt es eine ganze Reihe von Handlungsspielräumen, die genutzt wer-
den können, um eine soziale und zukunftsfähige Entwicklungspolitik nach den 
speziellen Erfordernissen der jeweiligen Gemeinde zu betreiben. Obwohl es 
sich gerade in Bezug auf  Planung in der Regel um einen von »oben« gesteuer-
ten Prozess handelt, gibt es eine Reihe von Einfl ussmöglichkeiten sowohl von 
Seiten der Kommunalpolitik wie auch den EinwohnerInnen selbst. Diese müs-
sen erkannt und genutzt werden.

Neben der politischen Begleitung von Projekten, die nicht selten mit Förder-
mitteln von EU, Bund oder Ländern fi nanziert werden und deshalb von vornher-
ein mit einer besonderen Aufmerksamkeit verfolgt werden sollten (Stichwort: 
Transparenz schaffen), können aber auch die KommunalpolitikerInnen selbst 
aktiv werden, anstatt auf Vorgaben von Seiten der Verwaltung zu warten. Wie 
das später darzustellende Beispiel aus dem Landkreis Görlitz zeigt, können so-
gar ganze Entwicklungskonzeptionen für die Gemeinde von Kommunalpolitik 
und Einwohnerschaft gemeinsam ehrenamtlich erstellt und auf diese Weise maß-
geblichen Einfl uss auf die zukünftige Ortsentwicklung genommen werden.

Auch in vielen anderen Bereichen können durch eine aktive Zusammenarbeit 
mit BürgerInneninitiativen und sozialen Bewegungen neue Möglichkeiten und 
Gestaltungsspielräume entstehen. Dabei sollte jedoch trotzdem immer hinter-
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fragt werden, ob das entsprechende Anliegen auch unterstützenswert ist. Nicht 
jede BürgerInneninitiative vertritt Anliegen, die mit einer Vorstellung von lin-
ker Kommunalpolitik in Einklang zu bringen sind.

Einen großen Vorteil in Bezug auf die Einbeziehung der EinwohnerInnen bie-
tet das Baurecht. Nirgendwo sonst sind die Beteiligungsmechanismen rechtlich 
so ausgeprägt wie hier. Diese Chancen müssen genutzt und von einer bürger-
nahen Kommunalpolitik auch gezielt gefördert werden. Auf diesem Wege lie-
ße sich der zunehmende Abstand zwischen Politik und Einwohnerschaft wieder 
verringern, Politikverdrossenheit abbauen und ein Bewusstsein für eine gemein-
schaftliche kommunale Verantwortung aller erzeugen.

Die Ausführungen und Beispiele in diesem Buch sollen einen Einblick in 
die verschiedenen Themen gewähren, die für kommunale Entwicklungspolitik 
in Stadt und Land relevant sein können. Neben grundsätzlichen Aspekten und 
einigen geschichtlichen Rückblicken werden aktuelle Tendenzen aufgezeigt, 
rechtliche Rahmenbedingungen vorgestellt und Möglichkeiten und Grenzen 
der Einfl ussnahme für linke Kommunalpolitik aufgezeigt. Sie sollen Mut ma-
chen, an die bestehenden Grenzen heranzugehen und – wo erforderlich – deut-
lich zu machen, wo über diese hinausgegangen werden müsste, um eine Ent-
wicklung von Stadt und Land im Interesse der BürgerInnen zu ermöglichen und 
nachhaltig zu verstetigen.



1. Einleitung 

1.1 Anfänge der Stadtentwicklung und Stadtplanung

Die moderne Stadtplanung entstand, als das Entsetzen über die katastrophalen 
Lebensbedingungen und sozialen wie politischen Konfl ikte in den Industriestäd-
ten des 19. Jahrhunderts immer stärker wurde, also als eine Folge des schnel-
len und unkontrollierten Wachstums der Städte. Die StadtplanerInnen teilten die 
Ablehnung vieler ihrer ZeitgenossInnen gegen die dunklen, schmutzigen, un-
hygienischen, überbevölkerten und als chaotisch und unzivilisiert wahrgenom-
menen Städte. Sie übernahmen die Rolle des »Arztes« für die kranke Stadt und 
begannen zum Beispiel mit der Verbesserung der hygienischen Bedingungen 
durch den Ausbau der Wasser- und Abwasserversorgung.

Aber nicht nur im Untergrund, sondern auch über der Erde sollte die chao-
tische, unordentliche Stadt in geordnete Bahnen gelenkt werden: So sahen Mas-
ter-Rahmenpläne zur Steuerung des Stadtwachstums wie der Berliner Hobrecht-
plan zentrale Verkehrsachsen, Boulevards und Aufmarschstraßen vor, die die 
ungeordnete Stadt strukturieren, die Geschlossenheit schmutziger, verelende-
ter Viertel aufbrechen, und damit auch Kontrolle über die proletarischen Be-
wohnerInnen ermöglichen sollten. Die Planung und radikale Umgestaltung von 
Paris durch Baron Haussmann wie auch die Hobrechtsche Planung des Berli-
ner Stadtwachstums mit ihren Elementen der Blockrandbebauung und zentra-
len Verkehrsachsen sind Beispiele für eine Stadtplanung, die zum Ziel hatte, 
das unkontrollierte Wuchern der Stadt in eine planvolle, geordnete Stadterwei-
terung zu überführen. Damit verbunden wurde die Erwartung, dass die Verbes-
serung der Lebensbedingungen auch zur politischen und sozialen Befriedung 
der Stadt und der Gesellschaft beitrage.

Während sich diese frühen PlanerInnen auf den Ausbau der Infrastruktur und 
Rahmenpläne für die Stadtentwicklung konzentrierten – und die eigentliche Be-
bauung privaten AkteurInnen überließen –, führte die anhaltende Kritik an den 
Lebensbedingungen in der Großstadt zu Beginn des 20. Jahrhunderts zu Re-
formkonzepten auch für den Wohnungsbau: Der neu entstehende öffentliche 
Wohnungssektor mit Wohnungsbaugesellschaften und Genossenschaften bau-
te ganze Siedlungen wie z.B. die Berliner Hufeisensiedlung an den Stadträn-
dern, um so bessere Wohn- und Lebensbedingungen für breite Bevölkerungs-
schichten zu erreichen.
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Beispielhaft für einen ambitionierten öffentlichen Wohnungsbau, der eine 
Versorgung breiter Bevölkerungsteile mit preiswertem und qualitativ hochwer-
tigem Wohnraum in Angriff nahm, ist bis heute die Politik des »Roten Wien« in 
den 1920er Jahren. Wichtige Maßnahmen waren ein Mietpreisstopp, der Neu-
bau von über 60.000 Wohnungen durch die Gemeinde sowie eine Finanzie-
rung dieses Programms durch eine Wohnbau- und eine Luxussteuer. Im Ergeb-
nis gelang es nicht nur, die Wohnungsnot zu bekämpfen, darüber hinaus sank 
der Anteil, den ein Arbeiterhaushalt von seinem Einkommen für die Miete auf-
bringen musste, von 30 auf 4%! Bei Arbeitslosigkeit oder Krankheit wurde der 
Mietzins gestundet. Die neugebauten Wohnanlagen, wie der bis heute erhal-
tene Karl-Marx-Hof, folgten architektonisch vielfach den Ideen des Reform-
wohnungsbaus. Dieser war geprägt vom Ruf nach mehr Licht, Luft und Grün, 
weniger dichter Bebauung und einer besseren Wohnqualität und Ausstattung – 
Leitbilder, die auch in der Nachkriegszeit prägend für Stadtplanung und Woh-
nungsbau waren.

1.2 Leitbilder und Ideologien

Dass Stadtentwicklung ein dezidiert politisches Handlungsfeld darstellt, ist 
wohl unbestritten. Es erstaunt aber immer wieder, wie unbekümmert zuweilen 
mit bestimmten Grundsätzen und Leitbildern argumentiert wird, wenn es dar-
um geht, entwicklungspolitische Ziele zu formulieren und zu begründen. Leit-
bilder entstehen nicht aus einem unpolitisch neutralen Raum heraus, sondern 
sind selbst Ergebnis ideologischer Theoriebildung.

Der Reformwohnungsbau in Gestalt des »Neuen Bauens« war eine Bewe-
gung, die sowohl mit dem »Bauhaus« wie auch mit der Sozialdemokratie eng 
verknüpft war. Doch auch der Faschismus und hierzulande der Nationalsozialis-
mus haben eigenständige Beiträge geliefert, die bis heute eine große Rolle spie-
len und Teil von Planungsentscheidungen sind, ohne dass dies den Beteilig ten 
wahrscheinlich bewusst ist. Die Spanne reicht dabei von der Raum- bzw. Land-
schaftsplanung über Siedlungsformen bis hin zu Bepfl anzungsplänen, in denen 
vorgegeben ist, mit welchen Gehölzen ein Baugebiet zu begrünen ist.

Eine maßgebliche Grundlage für die Ideologie der Nazis war die Vorstellung, 
nach der das »Wesen« beziehungsweise der »Charakter« eines Volkes im We-
sentlichen durch die umgebende Landschaft, also den so genannten Lebensraum 
bestimmt wird. Dieser war gemäß der NS-Ideologie durch Urbanisierung und 
Industrialisierung gefährdet. Der Erhalt bzw. die Wiederherstellung des »deut-
schen Wesens« durch eine entsprechende »deutsche Kulturlandschaft« wurde 
deshalb eine der vordringlichsten Aufgaben der Landschaftsplanung und des 
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Naturschutzes. Die Auffassung von Natur war dabei eine statische. Es wurde 
davon ausgegangen, dass es eine stabile »natürliche« Vegetation gäbe, als Er-
gebnis eines abgeschlossenen Entwicklungsprozesses. Diese Vegetation, die an-
geblich auch bestimmend für das »deutsche Wesen« sein soll, galt es zu bewah-
ren oder im Zuge von Baumaßnahmen wieder herzustellen. Dazu wurde das 
Reichsgebiet »vegetationskundlich« erfasst und so genannte potenziell natür-
liche Vegetation bestimmt, die angeblich wachsen würde, wenn es den »schäd-
lichen« Einfl uss des Menschen nicht gebe.

Diese reine Spekulation wurde als objektive Realität aufgefasst und ange-
wendet. Der Reichslandschaftsanwalt Alwin Seifert, der mit der Gestaltung der 
Autobahnen beschäftigt war, verkündete: »Der Erhaltung und Wiederherstel-
lung echter Natur dient auch die Bepfl anzung der neuen Straßen. Eine Straße 
aber muss Bäume haben, wenn anders sie eine deutsche Straße sein soll. Denn 
zu allem, was deutschem Wesen nahesteht, gehören Baum und Busch.« Durch 
die Bepfl anzung mit »potenziell natürlicher Vegetation« sollte dies umgesetzt 
werden. Doch nicht nur bei Autobahnen fand dies Anwendung, auch bei Kanä-
len, Städten sowie Stadtteilen und anderen Großprojekten wie dem Reichspar-
teitagsgelände in Nürnberg. Selbst für Auschwitz wurde eine Vegetationskarte 
als Grundlage für die »Neuordnung aller Wirtschaftsverhältnisse« erstellt…

Bis heute basieren vielerorts die Pfl anzkataloge, nach denen die Begrünung 
von Baugebieten geplant und durchgeführt wird, auf Grundlagen aus der Zeit 
des Nationalsozialismus, sind in ihrer Auswahl entsprechend ideologisch ge-
prägt und behindern mit ihrem Festhalten an dem Konstrukt der »potenziell na-
türlichen Vegetation« eine Begrünung mit besser geeigneten Pfl anzen.

Auch die Idee der Ausgleichsfl ächen bzw. -maßnahmen als Kompromiss zwi-
schen Ökologie und Ökonomie entstammt der NS-Zeit, ebenso wie die Orien-
tierung auf eine »natürliche« und »gesunde« Lebensweise in kleinstädtischen 
bzw. dörfl ichen Siedlungsstrukturen. In einer wohl einmaligen Verbindung von 
Landschaftsgestaltung und Rassenhygiene war die Raumordnung im Dritten 
Reich unmittelbar mit dem »Generalplan Ost« verknüpft und sollte die Umge-
staltung der eroberten Gebiete im Osten in »deutschen Siedlungsraum« mit ei-
ner entsprechenden Ideallandschaft garantieren. Die Vertreibung und Vernich-
tung der dort ansässigen Bevölkerung sicherte die absolute Planungsfreiheit und 
stellte Grundlage für alles Folgende dar. Eine Tatsache, deren sich die Land-
schaftsgestalter sehr wohl bewusst waren.

So kann es nicht verwundern, dass die hierzulande scheinbar neutral oder po-
sitiv besetzten Begriffe wie Kulturlandschaft, Raumordnung oder Wald in Ost-
europa vielerorts einen negativen Beigeschmack haben. Die aufgeführten Bei-
spiele ließen sich beliebig ergänzen. Sie zeigen exemplarisch, dass es für eine 
linke und emanzipatorische Entwicklungspolitik unabdingbar ist, auch schein-
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bar harmlose, populäre und allgemein akzeptierte Vorstellungen, Konzepte 
und Leitbilder kritisch zu hinterfragen. Vor allem wenn es ernst gemeint ist mit 
dem vielfach propagierten sozial-ökologischen Umbau der Gesellschaft (für 
eine weitergehende Beschäftigung mit diesem Thema siehe Radkau/ Uekötter 
[Hrsg.] 2003).

1.3 Stadtentwicklung in der Nachkriegszeit

Der Städtebau war zunächst geprägt vom Wiederaufbau der vom Krieg stark 
zerstörten Städte. Dazu wurden staatliche Wohnungsbauprogramme aufgelegt, 
die innerhalb von kurzer Zeit einfache Wohnungen für breite Bevölkerungs-
schichten bereitstellen sollten. Leitbild war das der »gegliederten und aufgelo-
ckerten Stadt«, das sich am Reformwohnungsbau der 1920er Jahre orientierte 
und die Schaffung fl ächenintensiver, innenstadtnaher Wohnsiedlungen mit viel 
Grün und geringen Geschosshöhen vorsah. Die bereits um die Jahrhundertwen-
de zum 20. Jahrhundert immer lauter werdende Kritik an den unmodernen, un-
hygienischen und schlechten baulichen Zuständen in den Altstädten und Miets-
kasernenvierteln wurde durch Kriegszerstörungen und Überbelegungen noch 
weiter verstärkt. Die neuen Siedlungen sollten demgegenüber übersichtlich, be-
grünt und weniger dicht sein und damit den BewohnerInnen ein eher an klein-
städtischer oder ländlicher Lebensweise orientiertes Wohnen ermöglichen.

In der Praxis spielte in den 1950er und 1960er Jahren die bereits 1933 vom 
Congrès Internationaux d’Architecture Moderne (CIAM – Internationale Kon-
gresse moderner Architektur) verabschiedete Charta von Athen als städtebau-
liches und räumliches Leitbild für die Stadtplanung in ganz Europa eine große 
Rolle. Zentrale Idee war die räumliche Trennung der städtischen Funktionen 
Wohnen, Arbeiten, Verkehr und Freizeit. Um die Innenstadt als Zentrum von 
Verwaltung, Handel und Kultur sollten sich voneinander getrennte Industrie-, Ge-
werbe- und Wohngebiete und (weiter entfernte) Satellitenstädte als reine Wohn-
städte gruppieren.

Die Umsetzung dieses Leitbildes in der Bundesrepublik Deutschland verurs-
achte jedoch neue Probleme, die eine Neuausrichtung der Stadtplanung auf die 
Innenstädte zur Folge hatte. So wurden ab Mitte der 1970er Jahre soziale Pro-
bleme und Leerstand in den Großsiedlungen augenscheinlich. Defi zite in der 
Einzelhandels- oder Verkehrsinfrastruktur, bauliche Monotonie und steigende 
Mieten nach Auslauf der staatlichen Förderung des sozialen Wohnungsbaus 
führten zu erheblichen Entmischungsprozessen in den Großsiedlungen. Durch 
die Zuweisung von AusländerInnen und sozial Benachteiligten in diese Gebiete 
durch die Behörden verschärfte sich in vielen Großsiedlungen die Spirale aus 
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Image- und Leerstandsproblemen. Dafür stehen zum Beispiel das Märkische 
Viertel in Berlin, Hamburg-Steilshoop oder die Frankfurter Nordweststadt. Zu-
dem hielt die Stadtfl ucht der einkommensstärkeren Bevölkerungsschichten wei-
terhin an. Dies hatte massive fi nanzielle Folgen für die Städte, deren Kosten für 
die Bereitstellung vor allem von Verkehrsinfrastrukturen nicht nur stiegen, son-
dern die auch erhebliche Steuerausfälle durch den Wegzug berufstätiger und 
besserverdienender Bevölkerungsschichten verkraften mussten.

Die »Rückbesinnung« auf die urbane Qualität der Innenstadt und die Sa-
nierung der Gebäude in den Altbaugebieten der Innenstadt dienten und dienen 
vielen Städte daher auch als Strategie, einkommenskräftige BewohnerInnen 
zu halten bzw. aus dem Umland zurückzugewinnen. Das zielt ab auf die Erhö-
hung des Steueraufkommens und der fi nanziellen Handlungsfähigkeit. Gerade 
an dieser Stelle zeigt sich die Abhängigkeit der Stadtentwicklung von den ge-
sellschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen. Die Problemstellungen 
sind in großen Teilen typisch für die Bundesrepublik, während sie zeitgleich in 
der DDR vor allem in den 1970er und 1980er Jahren kaum eine Rolle spielten 
und erst nach 1990 in ähnlicher Form einsetzten.

Darüber hinaus reagierte diese Strategie auf eine von der Soziologie seit den 
1980er Jahren konstatierte Pluralisierung bzw. Individualisierung von Lebens-
stilen. Diese hatte u.a. neue Ansprüche an das Leben und Wohnen in der Stadt 
zur Folge. Bildungsexpansion, mehr Freizeit, andere Familienmodelle, zuneh-
mende Mobilität und veränderte Kommunikationsformen führten für viele Kin-
der der ins Grüne gezogenen Eigenheim-Generation zu einer neuen Attraktivi-
tät der (Innen)Stadt. Viele Studierende und junge AkademikerInnen haben in 
den letzten 30 Jahren die Innenstädte als Wohnorte wiederentdeckt und zu ih-
rer Wiederbelebung und Aufwertung beigetragen. Für die Stadtplanung wurden 
die Innenstädte auch deshalb wieder zum Thema, weil nach Jahrzehnten einer 
auf Neubau und Stadterweiterung fi xierten Stadtentwicklungspolitik massive 
Mängel in Bausubstanz, Gestaltung und sozialer Zusammensetzung der Altbau-
gebiete offensichtlich wurden.

Der Erneuerungsbedarf war durch nachwirkende Kriegsschäden und man-
gelnde Instandhaltung so massiv, dass er durch Einzelmaßnahmen nicht mehr 
zu bewältigen war. Mit dem Städtebauförderungsgesetz von 1971 wurde die 
Erneuerung der Städte als Gemeinschaftsaufgabe von Bund, Ländern und Ge-
meinden festgelegt und damit fi nanzielle und planerische Möglichkeiten für die 
technische Modernisierung der Bausubstanz wie auch die soziale Aufwertung 
der innerstädtischen Stadtteile geschaffen. Ein Thema, das nach 1990 auch in 
den neuen Bundesländern eine große Rolle spielt, wobei hier die Altbausubs-
tanz aufgrund geringerer Abrisse einen bedeutend größeren Anteil am Woh-
nungsbestand hat, als dies im Westen der Fall ist. 

14 1. Einleitung
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Der Beginn dieser Stadterneuerungsphase war allerdings weniger durch be-
standserhaltende Modernisierung, sondern eher durch eine fl ächenhafte Sanie-
rung im größeren Maßstab geprägt. Blockweise wurden alte Gebäude abgeris-
sen und durch neue Wohngebiete oft kommunaler Wohnungsbaugesellschaften 
ersetzt. Als historisch wertvoll erkannte Gebäude bzw. Gebäudeensembles wur-
den allerdings zunehmend auch denkmalgeschützt saniert. Die »urbane Qua-
lität« der Gründerzeitquartiere und Altstädte wurde im Laufe der 1970er und 
1980er Jahre wiederentdeckt und führte – neben Protesten gegen Abrisse und 
Flächensanierung durch die BewohnerInnen und städtische Bewegungen und In-
itiativen – zur Entwicklung von Ansätzen für eine behutsame Stadterneuerung. 
Stadtteilgruppen, BewohnerInneninitiativen und MieterInnenvereinigungen for-
derten eine sozialverträgliche und substanzerhaltende Sanierung, BürgerInnen-
beteiligung und Transparenz.

Dass diese Forderungen Eingang in die kommunale Politik fanden – wie zum 
Beispiel in der behutsamen Stadterneuerung in Berlin-Kreuzberg zur IBA 1984 
– war nicht nur Erfolg städtischer Bewegungen, sondern auch Ausdruck sich ver-
ändernder Rahmenbedingungen für die Kommunalpolitik. Das Stadtwachstum 
war weitgehend abschlossen bzw. stagnierte ebenso wie die Bevölkerungsent-
wicklung. Somit war die Notwendigkeit zur Planung neuer Stadterweiterungs- 
und Wohngebiete entfallen. Öl- und Wirtschaftskrisen führten zu schrumpfenden 
Umverteilungs- und Reformspielräumen und machten für die Kommunen eine 
neue Schwerpunktsetzung in der Planung notwendig, die das Ende der Pla-
nungseuphorie und Großplanungen der Moderne hätte bedeuten müssen. Denn 
die Wachstumskrise entzieht den umfassenden (»komprehensiven«) Planungs-
vorstellungen die fi nanziellen und politischen Grundlagen und müsste zu einer 
stärker am Machbaren und an kleinen Schritten orientierten (»inkrementalisti-
schen«) Planung führen. Nach einem kurzen Zwischenspiel des Inkrementalis-
mus in den 1980er Jahren hat die Stadtplanung allerdings seit den 1990er Jahren 
ihren Fokus auf Wachstum und Großprojekte wieder gefunden – siehe Media-
spree in Berlin, Stuttgart 21 oder die Hamburger Hafencity.

Heute stehen die Städte an einem Wendepunkt ihrer Entwicklung. Wachstum 
als zentrales Element wirtschaftlicher aber auch städtebaulicher Entwicklung 
ist in vielen Wirtschaftsbranchen und vielen Regionen nicht mehr anzutreffen. 
Die meisten bekannten Handlungskonzepte, Strategien, Gesetze und Praktiken 
beruhen auf kontinuierlichem Wachstum. Stagnation oder gar Schrumpfung der 
Wirtschaft verursachen auch in der Entwicklung und Planung der Stadt eine dop-
pelte Krise. Zum einen fi ndet Stadtentwicklung nicht mehr überall als Wachs-
tumsprozess statt – doch Ideen und Instrumente zum planerischen Umgang mit 
Schrumpfung sind rar. Zum anderen droht eine immer größere soziale Polarisie-
rung der Gesellschaft und der Stadt und damit die Spaltung der Stadt.
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2. Rahmenbedingungen und Herausforderungen 
kommunaler Planung und Entwicklungspolitik

Die klassische Stadt- und Regionalplanung beschäftigt sich seit gut 150 Jah-
ren mit der Steuerung von Wachstumsprozessen. Kontext für ihre Entstehung 
war die rasante Vermehrung der Stadtbevölkerung seit Mitte des 19. Jahrhun-
derts und die damit verbundenen Problemlagen wie Wohnungsnot, Verkehr, 
Ver- und Entsorgung, Aufbau einer sozialen und kulturellen Infrastruktur usw. 
Ziele waren dabei vor allem eine Verbesserung der allgemeinen Lebensbedin-
gungen unter den Rahmenbedingungen der fortschreitenden Industrialisierung 
und Urbanisierung. Diese Aufgabenstellung ist auch heute immer noch der be-
stimmende Hintergrund für das Instrumentarium der Raumplanung und Raum-
entwicklung.

Doch wurden seit den 1970er Jahren mit der Globalisierung, dem Wandel 
von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft und dem demografi schen 
Wandel fundamentale Veränderungen in Wirtschaft, Gesellschaft und Politik in 
Gang gesetzt. Diese Umbrüche haben auch die Rahmenbedingungen und Her-
ausforderungen für die heutige Stadt- und Regionalpolitik grundlegend verän-
dert. Inzwischen kann eine doppelte Krise der Stadtentwicklung und -planung 
konstatiert werden: die soziale Polarisierung und die Schrumpfung. Auf der ei-
nen Seite stehen hochverdichtete Ballungsgebiete und auf der anderen Seite die 
ländlichen Regionen. Jeder dieser beiden Pole hat eigenständige Problemlagen 
und Rahmenbedingungen. Schwerpunkte in den Ballungsräumen können vor 
allem in den Bereichen ➞ Gentrifi zierung und ➞ Segregation gesehen werden, 
aber auch in den Bereichen Umwelt, Verkehr und Soziokultur.

Im ländlichen Raum hingegen sind nach wie vor der Zugang zu bestimmten 
sozialen Ressourcen sowie der Strukturwandel im Bereich der Arbeitswelten 
ein großes Problem. Außerdem sind die Phänomene der Schrumpfung hier sehr 
ausgeprägt, während mangels Masse wiederum kaum gegengesteuert werden 
kann. Das oberste Ziel der Raumordnung und Planung, die Schaffung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse, ist hier grundlegend in Frage gestellt. Diese Pro-
zesse stellen PlanerInnen und PolitikerInnen vor Herausforderungen, die mit 
den üblichen, in der Vergangenheit entwickelten Instrumenten der Planung unter 
den heutigen ökonomischen, sozialen und fi nanziellen Bedingungen der Kom-
munen kaum lösbar sind. Im Folgenden sollen die wichtigsten Ursachen für die 
Entstehung von Schrumpfungs- und Polarisierungsprozessen wie auch die Aus-
wirkungen dieser Entwicklungen auf die Stadtplanung skizziert werden.
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2.1 Schrumpfende Städte und deren Ursachen

Seit den 70er Jahren des 20. Jahrhunderts begannen klassische Industriestädte 
weltweit zu schrumpfen, z.B. in Großbritannien und den USA. Zugrunde liegt 
eine krisenhafte Entwicklung, die geprägt ist von negativem wirtschaftlichen 
und sozialen Strukturwandel, Bevölkerungsrückgang, Überalterung, Abwande-
rung und Rückgang von Urbanität, also städtischer Kultur und Zivilisation mit 
all ihren Merkmalen, wie wir sie kennen und defi nieren. Zur Charakterisierung 
sollen mehrere Transformationsprozesse herangezogen und diese in ihren Ur-
sachen, Wirkungen und Folgen analysiert werden.

Das meist diskutierte Hauptmerkmal und Indikator einer schrumpfenden 
Stadt oder Region ist die rückläufi ge Bevölkerungszahl. Unter der Bezeich-
nung »demografi scher Wandel« erfreut sich dieser Prozess breiter Aufmerk-
samkeit in Wissenschaft und Medien. Doch das ist eine durchaus problema-
tische Herangehensweise, da andere Faktoren aus dem Blickfeld geraten und 
der Eindruck entsteht, die Lösung des demografi schen Problems wäre gleich-
zeitig die Lösung aller Probleme, die mit Schrumpfungsprozessen einhergehen. 
Dem ist aber nicht so. Die Entwicklung der Städte ist auch an die Entwicklung 
der industriellen Produktion geknüpft. Die seit den 1970er Jahren voranschrei-
tenden massiven Veränderungen im Wirtschaftsgefüge – Globalisierung, De-
industrialisierung, Wandel zur Dienstleistungsgesellschaft etc. – haben dra-
matische Auswirkungen auf unsere überwiegend urbane Gesellschaft und die 
Entwicklung der Städte.

Allerdings muss an dieser Stelle darauf hingewiesen werden, dass aufgrund 
des enormen Wachstums in Westeuropa in den letzten 50 Jahren die Forschungen 

Filmtipps zum Thema »Schrumpfung«
– »Roger and me« (Roger und ich) von Michael Moore (1989): Schrump-

fung in Flint, Michigan in den USA; http://de.wikipedia.org/wiki/Roger_
%26_Me

– »Nicht mehr – noch nicht« von Daniel Kunle und Holger Lauinger (2004); 
Schrumpfung und Projekte in den ostdeutschen Bundesländern; http://
www.nichtmehrnochnicht.de

– »Neuland« von Daniel Kunle und Holger Lauinger (2007); Schrumpfung 
und Projekte in den ostdeutschen Bundesländern; http://www.neuland-
denken.de/

– »Requiem for Detroit« von Julien Temple (2009, nur englisch); Dokumen-
tation der BBC zur Schrumpfung in Detroit, USA; http://www.bbc.co.uk/
programmes/b00rkm3y
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zum Thema Schrumpfung erst vernachlässigt, dann weitestgehend eingestellt 
wurden. Erst vor ein paar Jahren wurden sie wieder aufgenommen und stecken 
damit quasi noch in den Kinderschuhen. Sie liefern dennoch jetzt schon eini-
ge Resultate: Als Ergebnis bisheriger Studien haben sich in den letzten Jahren 
vier Hauptursachen für Schrumpfungsprozesse herauskristallisiert, auf die im 
Folgenden eingegangen werden soll. Dabei ist zu beachten, dass alle diese Ur-
sachen zusammen, aber auch einzeln und mit unterschiedlichen Gewichtungen 
eine Rolle spielen können.

Deindustrialisierung und struktureller Wandel
Wirtschaftliche Schrumpfungsprozesse in einigen Regionen sind Teil und Er-
gebnis des aktuellen Strukturwandels. Der Globalisierungsprozess betrifft alle 
Regionen und Kommunen – aber unterschiedlich. Die seit den 1970er Jahren 
einsetzende Internationalisierung von Produktionsprozessen hat in den Indus-
triestaaten fl ächendeckend zum Abbau von Arbeitsplätzen in der Industrie ge-
führt. Große Industriebetriebe mit tausenden von Arbeitsplätzen sind inzwischen 
eher die Ausnahme. Weite Teile der ehemaligen industriellen Produktion sind 
heute stillgelegt oder kommen durch die fortschreitende Rationalisierung mit 
einem Bruchteil der ehemals notwendigen Arbeitskräfte aus. Neuinvestitionen 
dienen eher der Intensivierung der Produktion, sind also in der Regel ebenfalls 
mit einem Abbau von Arbeitsplätzen verbunden. Nur in wenigen Großstadtre-
gionen kann dieser Industriearbeitsplatzverlust durch eine wachsende Zahl von 
Arbeitsplätzen in der Dienstleistungsbranche kompensiert werden.

Unternehmen beginnen transnational zu agieren und versuchen, sich dem 
Einfl uss der Politik zu entziehen. Ganze Produktionszweige werden in ande-
re Länder verlegt, weil sich die Unternehmen durch niedrigere Löhne eine bil-
ligere Produktion versprechen. Das hat zur Folge, dass Städte und Regionen 
sich weltweit in einen Wettbewerb um Investitionen, Firmenansiedlungen, Ar-
beitsplätze, (wohlhabende und gut qualifi zierte) BewohnerInnen, Touristlnnen 
und Fördermittel begeben. Große Teile Ostdeutschlands aber auch westdeut-
sche Altindustrieregionen hat der wirtschaftliche Strukturwandel am härtesten 
getroffen, hohe Arbeitslosigkeit verursacht und viele junge Menschen zur Ab-
wanderung in Regionen mit einem Arbeitsplatzangebot besonders in den neu 
entstandenen Dienstleistungsbranchen gebracht.

Der Wandel von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft geht einher 
mit wachsenden sozialen, ökonomischen und räumlichen Polarisierungen: Neue 
Wachstumsregionen entstehen, andere Regionen schrumpfen, Speckgürtel ent-
wickeln sich um weiterhin wachsende Städte herum, zugleich entstehen »ent-
leerte« ländliche Räume. Europaweit haben innerhalb der EU-Mitgliedsstaaten 
in den letzten Jahren die Disparitäten zwischen den Regionen aber auch inner-
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halb von Regionen und Städten zugenommen – nicht zuletzt als Ergebnis von 
Kürzungen und »Reformen« in der sozialen Sicherung, der Arbeitsmarktpolitik 
und der Förderpolitik. Wachstums-, Stagnations- und Schrumpfungsprozesse 
fi nden dabei häufi g räumlich nebeneinander und gleichzeitig statt.

Postsozialistischer Wandel
Der Zusammenbruch der realsozialistischen Gesellschaft in Ostdeutschland und 
in anderen osteuropäischen Ländern ist bisher einmalig in der Geschichte. Bis-
lang wurden dessen Folgen vor allem unter dem Blickwinkel der fast fl ächen-
deckenden Deindustrialisierung und inzwischen strukturellen Massenarbeits-
losigkeit betrachtet. Diese Sichtweise greift aber zu kurz. Von entscheidender 
Bedeutung ist, dass die sozialistische Gesellschaft als Ganzes unter anderen Ge-
sichtspunkten und Anforderungen strukturiert und aufgebaut war als die Länder 
des Westens. So waren die Betriebe und Kombinate nicht nur ein Arbeitsort der 
Bevölkerung, sondern zugleich auch Träger wichtiger sozialer Infrastruktur. Das 
Spektrum reichte dabei von der ärztlichen Versorgung über Kindergärten, Auf-
gaben der polytechnischen Bildung im Schulwesen, Ferienheimen und Ferien-
lagern, Nahversorgung bis hin zu Kultur-, Freizeit- und Sportangeboten. Admi-
nistrative Aufgaben der Verwaltung und der Seniorenbetreuung waren ebenfalls 
teilweise im Zuständigkeitsbereich der Betriebe angesiedelt.

Mit der Abwicklung der ostdeutschen Wirtschaft und der damit einherge-
henden Schließung der Fabriken und Kombinate ging auch ein großer Teil die-
ser sozialen Infrastruktur verloren und stellte vielerorts die Kommunen vor die 
nahezu unlösbare Aufgabe, quasi über Nacht einen adäquaten Ersatz schaffen zu 
müssen. Dieser Neuaufbau der sozialen Infrastruktur ging für die kommunalen 
Haushalte mit einer hohen Verschuldung einher, was die Handlungsfähigkeit der 
meisten ostdeutschen Städte und Gemeinden bis heute stark einschränkt.

Darüber hinaus waren und sind viele ostdeutsche Menschen damit konfron-
tiert, dass sich mit der Wende 1989/1990 ein großer Teil des bisher gewohnten 
Lebensumfeldes, aber auch die Wahrnehmung ihrer Biografi en veränderte. Die 
damit verbundene Unsicherheit kann unter anderem einen verstärkten Rück-
zug ins Private bewirken, der einzige Ort, an dem die eigenen Lebensumstände 
noch halbwegs kontrollierbar erscheinen. So ist die oft propagierte Schrump-
fung von außen nach innen durch Abriss der an der Peripherie der Städte gele-
genen Neubaugebiete vielerorts nicht im geplanten Umfang durchführbar. Teile 
der betroffenen Bevölkerung widersetzen sich diesem Vorgehen, weil sie auf 
ihre vertraute Umgebung unter keinen Umständen verzichten möchten – und 
oft auch fi nanziell nicht können.
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Sub- und Deurbanisierung
Unter Suburbanisierung wird in der Regel der Wanderungsprozess von innerstäd-
tischer Bevölkerung ins Umland der Städte verstanden. Dieser Prozess hat his-
torisch gesehen verschiedene Ursachen. Das rapide Wirtschaftswachstum nach 
Ende des Zweiten Weltkriegs hatte starke Zuwanderung in die Städte, steigende 
Geburtenzahlen, aber auch einen wachsenden Bedarf an Industriestandorten und 
eine Ausweitung des Verkehrsaufkommens zur Folge. Politik und Planung re-
agierten auf diese Anforderungen u.a. mit dem Ausbau von Verkehrs- und an-
deren Infrastrukturen, der Ausweisung von Gewerbefl ächen wie auch mit dem 
Ausbau des öffentlich geförderten Mietwohnungsbaus. Sowohl Wohn- als auch 
Gewerbeansiedlungen wurden zunehmend an den Stadtrand verlegt, weil die 
innerstädtischen Flächenreserven dem wachsenden Bedarf nicht mehr entspre-
chen konnten. Die Suburbanisierung von Wohnen und Industrie setzte damit 
ein und zog eine weitere Zunahme des Verkehrsaufkommens mit sich. Vorstel-
lungen und Planungen einer »autogerechten Stadt« wurden populär und führ-
ten zu einer auf das Auto als hauptsächliches Transportmittel zugeschnittenen 
Verkehrs- und Stadtplanung.

Die Suburbanisierung des Wohnens fand zum Teil als geplanter Prozess, zum 
Teil als Folge vieler individueller Entscheidungen statt. So wurden Wohnsied-
lungen des sozialen Wohnungsbaus aufgrund des Flächenbedarfs zunehmend 
an den Stadträndern geplant. Wohnen in den durchgrünten Neubausiedlungen 
galt als Zeichen für Aufschwung, Wohlstand und Modernität und bedeutete für 
die BewohnerInnen nach der Zeit von Notunterkünften und Zwangsbelegungen 
höheren Wohnkomfort und sozialen Aufstieg. Dieser steigerte sich – für dieje-
nigen, die es sich leisten konnten – zum Traum vom Eigenheim.

»Bis Mitte der 70er Jahre herrschte im Wohnstandortverhalten der städtischen 
Bevölkerung folgendes Muster vor: Die wachsende Bevölkerung breitet sich im-
mer mehr ins Umland aus – zwangsläufi g, weil es einerseits immer mehr Men-
schen gab, andererseits, weil mit wachsendem gesellschaftlichem Reichtum je-
der Einzelne mehr Wohnfl äche haben konnte als zuvor.« (Häußermann 1988: 
79) In den städtebaulichen Leitbildern des Fordismus zeigt sich – ähnlich wie 
in den in dieser Zeit eingeführten Sozialsystemen – eine patriarchale, fast aus-
schließlich auf die Kleinfamilie mit männlichem Normalverdiener und Hausfrau 
zugeschnittene Planung von Wohn- und Stadträumen. Stadtplanung orientierte 
bis in die 1980er Jahre hinein auf die Norm des erwachsenen, vollzeit-erwerbs-
tätigen und individuell motorisierten Mannes als dem Nutzer städtischer Struk-
turen, während die an die Frauen delegierte Reproduktionsarbeit in die Wohn-
gebiete am Stadtrand ausgelagert und weitestgehend übersehen wurde.

Statistisch gesehen schwächt sich der Suburbanisierungsprozess gegenwär-
tig ab, im Detail zeigen sich in der Bundesrepublik sehr unterschiedliche Ten-
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denzen: In vielen Stadtregionen fi nden weiterhin Suburbanisierungsprozesse 
statt, werden Einfamilienhaus- oder Reihenhaus-Siedlungen im Umland errich-
tet und bezogen. In den gleichen oder anderen Städten ist eine gegenläufi ge Ent-
wicklung zu beobachten. Reurbanisierung, die Wanderung von BewohnerInnen 
zurück in die neuerdings wieder attraktiven (Innen-)Städte. Eine weitere, eigen-
tümliche Entwicklung kann dagegen zum Beispiel in Chemnitz beobachtet wer-
den: Durch die Eingemeindungen der letzten Jahre fi ndet die Suburbanisierung 
jetzt im Gegensatz zu früher in den neuen, erweiterten Grenzen der Stadt statt. 
Somit führt sie, statistisch gesehen, zwar nicht mehr zu einem Bevölkerungs-
verlust der Gesamtstadt durch Wanderungsbewegungen, trotzdem sorgt sie für 
eine Entdichtung der Kernstadt.

Hinzu kommt, dass durch das Schrumpfen der einzelnen Stadtteile der Zu-
sammenhang zwischen diesen innerhalb der Stadt immer mehr verloren geht, 
was zu einem Rückgang an städtischer Dichte und Komplexität führt (Deurba-
nisierung). Damit verbunden sind große Probleme in Bezug auf die städtische 
Infrastruktur, Wasser- und Abwassersysteme, Wärme- und Energieversorgung, 
Nahverkehr, wie auch kulturelle und soziale Angebote. Vor allem dieser Verlust 
an Freizeit- und Unterstützungsangeboten trägt in der Folge nicht unwesentlich 
zu einer Abwanderung gerade junger Bevölkerungsteile bei, für die eine ent-
sprechende kulturelle Szene zu einem wichtigen Kriterium bei der Wahl ihres 
nächsten Lebensmittelpunktes gehört.

Demografi scher Wandel
Der Begriff demografi scher Wandel bezieht sich im Wesentlichen auf den an-
haltenden Rückgang der Geburtenrate und der damit verbundenen Abnahme 
der Bevölkerungszahl, wie auch auf den immer größer werdenden Anteil der äl-
teren Menschen an der Gesamtbevölkerung. Die seit Jahrzehnten sinkende Be-
völkerungszahl konnte noch bis Ende des 20. Jahrhunderts zumindest in Groß-
städten durch Migration teilweise ausgeglichen werden, hat aber gleichzeitig 
die Bevölkerungszusammensetzung verändert. Fast fl ächendeckend in den neu-
en Bundesländern aber auch zunehmend in altindustriellen und ländlichen Re-
gionen in Westdeutschland kann der allgemeine Geburtenrückgang allerdings 
nicht ausgeglichen werden, sondern wird noch zusätzlich durch Abwanderungs-
bewegungen der erwerbsfähigen und jüngeren Generation verstärkt. So weist 
die im Jahr 2008 erstellte Studie der Bertelsmann-Stiftung »Wegweiser Kom-
mune« fast 90% der ostdeutschen Mittelstädte als »schrumpfende und alternde 
Städte und Gemeinden mit hoher Abwanderung« aus.

In vielen weiteren Studien ist auf die Folgen dieser Entwicklung aufmerk-
sam gemacht worden, angefangen von den Effekten auf die sozialen Siche-
rungssysteme, die Schulnetzplanung bis hin zu den gewandelten Bedürfnissen 
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der Bevölkerung einer Stadt durch die zunehmende Alterung. Noch relativ we-
nig erforscht und beschrieben sind jedoch die psychosozialen Folgen für die 
Stadt. Chemnitz, das bundesweit als die Altershauptstadt der Bundesrepublik 
gelten darf, kann hierbei als Musterbeispiel dienen. Die sich gerade heraus-
bildende »Hegemonie der Alten« hat jetzt schon gravierende Auswirkungen 
auf bestimmte soziale und politische Strukturen der Stadt. Sowohl in der Poli-
tik als auch in den Vereinen stellen vielerorts ältere Menschen mittlerweile die 
Mehrheit der EntscheidungsträgerInnen und sorgen somit häufi g dafür, dass 
vor allem ihre Bedürfnisse für die Ausgestaltung und die Zielsetzung des ge-
sellschaftlichen Handelns maßgeblich sind. Das kann die Stadt für junge Men-
schen unattraktiver machen. Darüber hinaus macht die erzwungene und auch 
praktizierte Mobilität junger Leute diesen Bevölkerungsteil zu einem der sen-
sibelsten überhaupt, wenn es darum geht, mit den Füßen abzustimmen, sprich 
die Stadt zu verlassen. Die Folge davon ist wiederum eine Beschleunigung der 
demografi schen Alterung.

2.2 Ursachen und Charakteristika sozialer Polarisierung in der Stadt

Die Prozesse des wirtschaftlichen Strukturwandels, der Deindustrialisierung 
und des demografi schen Wandels haben nicht nur auf Schrumpfung und Wachs-
tum ganzer Regionen oder Städte Einfl uss. Auch innerhalb der Städte – seien 
sie wirtschaftlich erfolgreich oder von hoher Arbeitslosigkeit und Abwande-
rung geprägt – führen diese Veränderungen zu neuen Ungleichheiten. Bereits 
seit Ende der 1980er Jahre untersuchen StadtsoziologInnen die innere »Spal-
tung der Stadt«, verursacht durch Strukturwandel, Rückzug des Sozialstaates 
und unternehmensorientierte Stadtpolitik, die von einer neuen Hierarchisierung 
der Städte im internationalen Standortwettbewerb begleitet wird.

Im 20. Jahrhundert bestand ein Unterschied zwischen europäischen und 
nord amerikanischen Großstädten in ihrer deutlich geringeren sozialräumlichen 
➞ Segregation. Segregation meint dabei die ungleiche räumliche Verteilung 
der Wohnstandorte unterschiedlicher sozialer Gruppen in der Stadt anhand 
von Merkmalen wie z.B. Ethnizität, Alter, sozioökonomischer Status. Warum 
die Herausbildung ethnischer oder Armen-Viertel in Kontinentaleuropa sel-
tener als in amerikanischen Großstädten war, hat verschiedene Ursachen und 
kann u.a. auf die höhere Sozialintegration des hauptsächlich nordeuropäischen 
Wohlfahrtsstaats zurückgeführt werden. Vor allem in der BRD konnten bis in 
die 1970er Jahre hinein Krisen und Benachteiligungen zumindest für die deut-
schen Bevölkerungsteile aufgrund von fast fl ächendeckender Vollbeschäftigung 
und Sozialstaat annähernd ausgeglichen werden. Eine wesentliche Rolle spielte 
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der staatlich geförderte Wohnungsbau, der sich nicht allein auf die Versorgung 
jener einkommensschwachen und diskriminierten Haushalte beschränkte, die 
auf dem freien Wohnungsmarkt keine Chance haben. Die Gewährleistung einer 
sozialen Mischung auch in Großsiedlungen war Anspruch des sozialen Woh-
nungsbaus, der mit niedrigen Mieten um breite Bevölkerungsschichten warb 
(ein Problemfeld, das sich in der DDR so nie gestellt hat).

Seit 20 Jahren nimmt auch in Europa die Segregation in den Städten als Aus-
druck und Folge der zunehmenden gesellschaftlichen Ungleichheiten zu. Sucht 
man nach den Ursachen dafür, lohnt es sich, jene Gründe der früheren sozialen 
Integration und Mischung – Erwerbsgesellschaft und Sozialstaat/sozialer Woh-
nungsbau – und die Entwicklungen in diesen Bereichen näher zu betrachten. 
Denn die räumliche Verteilung der BewohnerInnen in der Stadt ist entscheidend 
durch Mechanismen auf dem Arbeits- und Wohnungsmarkt beeinfl usst.

Spaltung von Arbeitsverhältnissen und Einkommen
Die Position auf dem Arbeitsmarkt begrenzt oder eröffnet die Handlungsspiel-
räume eines/einer Jeden in vielen anderen gesellschaftlichen Teilbereichen, so 
auch auf dem Wohnungsmarkt. Die Wahlmöglichkeiten und Spielräume bei der 
Wohnungssuche werden massiv durch das eigene Einkommen begrenzt. Die 
mit dem ökonomischen Strukturwandel einhergehende Spaltung der Arbeits-
verhältnisse und Einkommen führen somit zu neuen Ungleichheiten auf dem 
städtischen Wohnungsmarkt.

Der seit den 1970er Jahren stattfi ndende Prozess der Deindustrialisierung 
der Wirtschaft führte zu einer Verlagerung von Beschäftigung in den Dienst-
leistungssektor, die aber den Arbeitsplatzabbau in der Industrie nicht ausglei-
chen konnte. Die Folge ist eine Verschärfung der Einkommensungleichheiten 
in den Großstädten, da sowohl die Zahl der gut bezahlten, hochqualifi zierten 
Beschäftigungen (z.B. in Unternehmensberatungen, in den Finanzdienstleistun-
gen, Versicherungen etc.), wie auch die der schlecht bezahlten, prekären und 
niedrig qualifi zierten Tätigkeiten (in der Gebäudereinigung, beim Wachschutz 
etc.) steigt. 23% der ArbeitnehmerInnen arbeiten inzwischen im Niedriglohn-
sektor – 70% davon Frauen. Jede/r fünfte ArbeitnehmerIn verdient weniger als 
zwei Drittel des Durchschnittslohns. Diese Polarisierung der Einkommensver-
hältnisse wird begleitet von einer anhaltenden Arbeitslosigkeit vor allem in Alt-
industrie- und Schrumpfungsregionen.

Auf dem Arbeitsmarkt zeigt sich eine Spaltung zwischen jenen, die noch 
über ein geschütztes Normalarbeitsverhältnis verfügen, und solchen, die zu den 
»Überfl üssigen« der Erwerbsgesellschaft zählen und mit Hartz IV auskommen 
müssen. Dazwischen gibt es eine wachsende »Zone der Verwundbarkeit«, der 
Prekarität, die arbeitsrechtlich wenig geschützte, unsichere Beschäftigungsver-
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hältnisse umfasst. Diese umschreibt über die Arbeitsverhältnisse hinaus aber 
auch ein wachsendes Ausgrenzungsrisiko und wachsende Unsicherheit in vie-
len Lebensbereichen für die Betroffenen – so auch bei der Wohnungssuche. 
Während sich für eine relevante, gut verdienende Minderheit neue fi nanzielle 
Möglichkeiten für das luxuriöse Wohnen in der Stadt eröffnen, sinkt die Chan-
ce für prekär Beschäftigte und Arbeitslose, sich überhaupt noch Wohnungen in 
Innenstadtnähe und attraktiven Stadtvierteln leisten zu können – umso mehr, 
seitdem in den letzten Jahren die Wohnungsmärkte dereguliert und große vor-
mals kommunale Wohnungsbestände privatisiert worden sind.

Städtischer Wohnungsmarkt: 
Gentrifi zierung und Ausstieg aus dem sozialen Wohnungsbau
Zwei Entwicklungen haben in den letzten 20 Jahren zu einer kontinuierlichen 
Verknappung des Angebots an kostengünstigem Wohnraum geführt: Zum einen 
die fortschreitende Sanierung und Aufwertung der vormals preiswerten Altbau-
Mietwohnungsbestände in den Innenstädten, zum anderen – und deutlich gra-
vierender – der Ausstieg des Staates aus dem sozialen Wohnungsbau und die 
Privatisierung kommunaler Wohnungsbaubestände.

Die zunehmende Attraktivität innerstädtischen Wohnens für zahlungskräf-
tige BewohnerInnen hat besonders das Gesicht der Gründerzeitviertel in vielen 
deutschen Großstädten grundlegend verändert. Waren sie noch vor 30 Jahren 
preisgünstiger Wohnraum für MigrantInnen, Arbeitslose und RentnerInnen und 
oft dem Abriss geweiht, sind diese Viertel heute in der Regel attraktive Wohn- 
und Investitionsstandorte. Private renditeorientierte ImmobilieneigentümerInnen 
rea gieren mit zum Teil umfassenden Luxus-Sanierungen auf die erhöhte Nach-
frage nach innerstädtischem Wohnraum in attraktiven Lagen. Mit dem Stich-
wort ➞ Gentrifi zierung (engl. gentrifi cation) werden neben dieser Aufwertung 
des Wohnungsbestands aber auch die Veränderung und Aufwertung des Kultur- 
und Konsumangebots und des Images des Viertels bezeichnet. Vor allem aber 
beinhaltet Gentrifi zierung die Verdrängung großer Teile der früheren Bewoh-
nerInnen, die sich die Mieten nach der Sanierung nicht mehr leisten können. 
Nicht nur für das betroffene Viertel, sondern für die gesamte Stadt führt das zu 
einer Reduzierung des Angebots an preisgünstigem Wohnraum.

Reizwort Gentrifi zierung
Kaum ein Wort aus der Stadtsoziologie taucht in den letzten Jahren so häu-
fi g in den Überschriften der überregionalen Zeitungen, in Flugblättern von 
Stadtteilinitiativen oder der politischen Auseinandersetzung um Stadtent-
wicklung auf wie der Begriff ➞ Gentrifi zierung. War Gentrifi zierung bzw. 
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Gentrifi cation zunächst eine Fachvokabel, die die Aufwertung von Stadt-
vierteln und die damit einhergehende Verdrängung ärmerer BewohnerInnen 
bezeichnete, gilt es inzwischen als Schlagwort oder gar Kampfbegriff in 
stadtpolitischen Auseinandersetzungen. Kampfbegriff auch deshalb, weil 
Gentrifi zierung die Schattenseiten und Ungleichheiten der aktuellen Stadt-
entwicklung thematisiert: die Verdrängung jener, die sich (luxus-)moder-
nisierte Altbauwohnungen in den Innenstädten nicht mehr leisten können, 
die Zerstörung von Sozial- und Nachbarschaftsstrukturen, die Verantwor-
tung von Politik und Planung für eine soziale Stadtentwicklung.

Entwickelt wurde der Begriff Gentrifi cation durch die britische Geogra-
fi n Ruth Glass 1964, als sie in einer Studie über den Londoner Stadtteil Is-
lington die Verdrängung von BewohnerInnen aus der Arbeiterschicht durch 
zurück in die Innenstadt ziehende Mittelklasse-Familien beschrieb: »Eins 
nach dem anderen wurden die Arbeiterviertel Londons durch die Mittel-
schichten eingenommen. Heruntergekommene bescheidene frühere Stal-
lungen und Landhäuschen – zwei Räume oben und zwei unten – wurden 
nach Ende der Mietdauer übernommen und sind zu eleganten, teuren 
Wohnsitzen geworden. Große Häuser im viktorianischen Stil, herunterge-
wirtschaftet in früheren Perioden – die als Pensionen oder durch mehrere 
Haushalte genutzt waren – wurden ein weiteres Mal aufgewertet… Sobald 
dieser Prozess der ›Gentrifi cation‹ in einem Gebiet beginnt, setzt er sich 
unaufhörlich fort, bis alle oder die meisten der bisherigen Arbeiterklasse-
Bewohner/innen vertrieben sind und sich der gesamte soziale Charakter 
des Viertels ändert.« (Glass 1964: XVIII-XIX)

In diesem Zitat sind die wesentlichen Merkmale von Gentrifi cation-Pro-
zessen bereits zusammengefasst: Ein bisher vernachlässigtes Altbauvier-
tel, oft bewohnt von sozial benachteiligten BewohnerInnen und von Leer-
stand geprägt, wird durch KünstlerInnen, StudentInnen oder Subkultur 
»entdeckt« und durch »Pioniernutzungen« wie neue Kneipen, Galerien, Ca-
fés oder Clubs verändert. Dadurch verändert sich das Image des Viertels, 
es gilt als neuer Szenekiez oder Künstlerviertel und wird so attraktiv für Im-
mobilieninvestoren, für die sich nun Wohnungssanierungen lohnen – denn 
die nun »besondere Lage« rechtfertigt höhere Mieten. Neben der symbo-
lischen beginnt eine sichtbare bauliche Aufwertung des Viertels, beglei-
tet von einer Aufwertung des Konsum- und Freizeitangebots (Restaurants, 
Weinläden, Feinkostläden, Läden für Designerklamotten etc.) und einer 
grundlegenden Veränderung der BewohnerInnenstruktur. Die ursprüng-
lichen BewohnerInnen (ArbeiterInnen, Arbeitslose, RentnerInnen und spä-
ter auch die früheren »Pioniere«) können sich die steigenden Mieten nicht 
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mehr leisten, werden zu einem großen Teil durch neue BewohnerInnen aus 
der Mittelschicht ausgetauscht und müssen in anderen Teilen der Stadt – 
meist außerhalb der Innenstadt – bezahlbaren Wohnraum suchen.

Hier wird auch deutlich, dass Gentrifi zierung nicht nur einzelne Quartiere 
betrifft, sondern auch etwas mit dem Wohnen und Leben im Rest der Stadt 
zu tun hat: Die Aufwertungs- und Verdrängungsprozesse führen zu mas-
siven Umzügen in andere Teile der Stadt, oft zu einer neuen oder verstärk-
ten Konzentrationen von benachteiligten BewohnerInnen in benachteiligten 
Stadtvierteln. Oder die »Pioniere« der Gentrifi zierung – die KünstlerInnen, 
die Clubs, die Galerien, die StudentInnen – ziehen in »Aufwertungskara-
wanen« in immer neue Teile der Innenstadt, die im Abstand weniger Jahre 
hintereinander aufgewertet und sozial grundlegend verändert werden. Da-
mit ändert sich grundlegend nicht nur das Gesicht der Innenstädte, son-
dern auch die Defi nition darüber, wer überhaupt noch in der Innenstadt 
wohnen und leben kann.

Noch gravierender wirkt sich der Ausstieg der öffentlichen Hand aus der Woh-
nungspolitik aus: Förderprogramme für den sozialen Wohnungsbau sind inzwi-
schen fast überall eingestellt, das Neubauvolumen im sozialen Wohnungsbau 
ist verschwindend gering und die früheren Mietpreis- und Belegungsbindungen 
laufen aus. Zudem haben seit den 1990er Jahren viele Kommunen relevante 
Teile ihrer Wohnungsbestände an renditeorientierte Privateigentümer veräu-
ßert, um ihre Haushalte zu entlasten. Deren neue EigentümerInnen – oft aus-
ländische Immobilienfonds – sind weniger an der Fortführung einer sozial ori-
entierten Belegungs- und Mietpreispolitik, sondern an kurzfristigen Gewinnen 
z.B. durch Mietsteigerungen interessiert.

Schrumpfende Kommunalfi nanzen & Privatisierungen
Nach Art. 28 des Grundgesetzes besitzen die Kommunen einen minimalen 
Grad fi nanzieller Autonomie, u.a. das Recht auf kommunale Steuern und 
auf Einkünfte, die den zugewiesenen Aufgaben angemessen sind. Inzwi-
schen ist die kommunale Finanzhoheit und hinreichende Mittelausstattung 
allerdings zur Fiktion geworden. Chronisch unangemessene Einkünfte ste-
hen steigenden Pfl ichtausgaben und dem Verlust der Kontrolle über das 
kommunale Budget gegenüber. Die frei verfügbaren Einkünfte tendieren in 
den meisten Städten und Gemeinden mittlerweile gegen Null. Die von den 
Kommunen getätigten Investitionen sind seit Anfang der 1990er Jahre ste-
tig gesunken, im Jahr 2004 investierten sie ein Drittel weniger als 1994. Be-
sonders strukturschwache Regionen leiden unter dem Teufelskreis von stei-
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gender Arbeitslosigkeit, wachsender Abwanderung, sinkenden Einkünften 
und wachsenden sozialen Problemlagen und Transferausgaben.

Vor dem Hintergrund sinkender Einnahmen und steigender Ausgaben 
wie auch unter dem Liberalisierungs- und Wettbewerbsdruck der EU ha-
ben zahlreiche Kommunen seit den 1990er Jahren Einrichtungen der kom-
munalen Daseinsvorsorge privatisiert. Um den Verwaltungshaushalt zu ent-
lasten, veräußerten die Kommunen ihr Vermögen in Form von Betrieben, 
Einrichtungen und Infrastruktur. Privatisiert wurde u.a. in der Energiever-
sorgung, der Abfallbeseitigung, beim Öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV), in der Wohnungsversorgung wie auch bei den sozialen Diensten. 
Langfristig trugen diese Veräußerungen jedoch wenig zur Verbesserung 
der kommunalen Finanzsituation bei, während sie maßgeblich die kommu-
nalen Handlungsmöglichkeiten einschränken.

Auslaufmodell öffentliche Wohnungswirtschaft?
Nicht erst seit dem Aufsehen erregenden Verkauf der Dresdner Wohnungsbau-
gesellschaft WOBA ist die Privatisierung von Wohnungsunternehmen aus öf-
fentlicher Hand ein Thema, das kontrovers diskutiert wird. Seit Mitte der 1990er 
Jahre werden in der BRD in immer größerem Umfang öffentliche Wohnungsbe-
stände privatisiert und der Trend scheint bisher ungebrochen. Gerade in Zeiten 
knapper Kassen sehen immer mehr Kommunen im Verkauf ihrer Wohnungsbe-
stände eine Möglichkeit, ihre Schulden zu tilgen und Spielraum für neue Inves-
titionen zu gewinnen. Doch nicht nur Neuinvestitionen fallen den Kommunen 
immer schwerer, selbst für laufende Ausgaben wie Löhne und Gehälter müs-
sen sich die öffentlichen Haushalte immer weiter verschulden.

Der Präsident des Deutschen Städtetages und Oberbürgermeister von Mün-
chen, Christian Ude, stellte auf einer Fachtagung der Kommunalen Wohnungs-
wirtschaft in München am 17. Mai 2006 fest, dass die Kommunen zur Deckung 
laufender Ausgaben mittlerweile Kassenkredite in Höhe von über 23 Milliar-
den Euro aufgenommen haben. Die Finanznot der Städte und Gemeinden ist 
also kein Phantom, sondern bittere Realität. Die bisher gemachten Erfahrungen 
mit den Folgen des Verkaufs kommunaler Wohnungsunternehmen stehen der 
Finanznot an Bitterkeit jedoch kaum nach. Die Stadt Wilhelmshaven verkaufte 
im Jahr 2000 ihre Wohnungsbaugesellschaft Jade an die Deutsche Bank. Die 
hochverschuldete Stadt konnte sich, nach eigenen Angaben, mit dem erzielten 
Erlös vollständig entschulden. Delegationen von BürgermeisterInnen und Poli-
tikerInnen pilgerten daraufhin nach Wilhelmshaven, um Glückwünsche zu über-
bringen und Ratschläge für das Nachahmen zu empfangen. Das Projekt Wohnen 
für junge Menschen in Wilhelmshaven (WIWA), die Diakonie und der SOS-Ju-
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genddorfverein jedoch beklagten nach Aussage der Wihelmshavener Zeitung 
Gegenwind, mittlerweile erhebliche Schwierigkeiten zu haben, den von ih-
nen betreuten jungen oder drogenkranken oder bisher wohnungslosen Leuten 
zu den eigenen vier Wänden zu verhelfen. Bisher war die Jade für diese Ver-
eine ein zuverlässiger Partner, doch diese Zeiten sind nun vorbei. Inzwischen 
erfolgte der Weiterverkauf der Jade von der Deutschen Bank an die Fondma-
nagementgruppe Cerberus.

Und die Kommunalfi nanzen? Am Donnerstag dem 2. März 2006 vermeldete 
Radio Bremen unter der Überschrift, »Wilhelmshaven kürzt Gelder für Kultur 
und Soziales«: Die Stadt Wilhelmshaven will bei den freiwilligen Leistungen 
massiv kürzen. Das hat der Rat am Abend mit großer Mehrheit beschlossen. Be-
troffen sind davon unter anderem die Kunsthalle, die Landesbühne, die Biblio-
thek sowie das Frauenhaus und die Suchtberatung. Das Defi zit der Kommune 
beträgt in diesem Jahr 8,8 Millionen Euro. Nach einer Aufl age der Kommunal-
aufsicht muss Wilhelmshaven spätestens im Jahr 2009 einen ausgeglichenen 
Haushalt vorweisen.

Das Beispiel Wilhelmshaven steht exemplarisch für die verschiedensten Kom-
munen in der BRD, welche den Schritt der Privatisierung ihrer öffentlichen Woh-
nungsbestände bereits gegangen sind. Dabei stand jedoch eine einseitige Verur-
teilung der dafür verantwortlichen KommunalpolitikerInnen nicht zur Debatte. 
Das eigentliche Problem sei vielmehr die anhaltende und sich immer weiter ver-
schärfende Finanznot der Kommunen, welche dann die Politik zu solchen Ver-
käufen drängt. Jedoch seien solche Verkäufe ein irreversibler Rückschritt und 
dürften nur die ultima ratio sein. Denn die Finanzprobleme werden damit selbst 
nicht gelöst, sondern im Gegenteil eher weiter verschärft. Nicht nur die Einnah-
men aus den Vermietungen fehlen der Stadt in Zukunft, sondern auch die als 
Kompensation erhofften Erträge aus der Gewerbesteuer können sinken.

Dies liegt daran, dass inzwischen als Käufer für ganze Unternehmen fast nur 
noch transnationale Investmentfonds in Erscheinung treten. Diese sind meist 
als Private-Equity-Fonds organisiert und sollen für mittelfristige Investitionen 
Renditeziele von bis zu 25% erzielen. Damit dies funktioniert, wird in der Re-
gel folgender Weg beschritten. Es wird ein Fond gegründet, mit dem Ziel pri-
vates und institutionelles Anlagekapital zu sammeln und mit dem erwähnten 
Renditeziel von bis zu 25% zu investieren. Dieses Eigenkapital wird in Zweck-
gesellschaften eingebracht. Diese werden oft als Special Purpose Vehicle (SPV), 
Special Purpose Entity (SPE) oder Single Purpose Company (SPC) bezeichnet. 
Die SPV haben ihren Sitz meist in Ländern mit günstiger Steuergesetzgebung, 
wie den Antillen, den Bahamas oder ähnlichen Off-Shore Bankplätzen. Dann 
werden bei Banken festverzinste Kredite als Fremdkapital aufgenommen. Das 
Ziel ist es, einen möglichst hohen Anteil an Fremdkapital zu erreichen. Solan-
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ge sich die Leitzinsen auf einem niedrigen Niveau befi nden, ist dieses Fremd-
kapital extrem günstig zu haben. Hat der Fond somit eine entsprechende Grö-
ßenordnung erreicht, wird investiert. Einzige Bedingung ist, dass die mit der 
Investition zu erzielende Gesamtrendite größer sein muss, als der für das Fremd-
kapital zu zahlende Zinssatz.

Fallbeispiele: SVPs, REITs und andere Spekulationen
Zur Verdeutlichung ein einfaches Beispiel: 10.000 Euro sollen investiert 
werden. Davon sind 25% Eigenkapital und 75% Fremdkapital zu einem 
Zinssatz von 5%. Mit der Investition wird eine Rendite von 10% erzielt, was 
1.000 Euro entsprechen würde. Wenn die 75% Fremdkapital, also ein Be-
trag von 7.500 Euro, mit den vereinbarten 5% verzinst werden, sind dies 
375 Euro. Der Rest der Gesamtrendite in Höhe von 625 Euro entfällt dann 
auf das Eigenkapital. Das bedeutet, die gesammelten 2.500 Euro Eigen-
kapital haben eine Rendite von 25% erzielt! In der Finanzwelt spricht man 
bei diesem Verfahren vom so genannten Leverage-Effekt. Dieser ist umso 
höher, je mehr festverzinstes Fremdkapital zum Einsatz kommt.

Die SPV erwirbt dann ein öffentliches Unternehmen, zum Beispiel eine 
Wohnungsbaugesellschaft. Danach werden beide Unternehmen miteinan-
der verschmolzen und damit die Kreditlast des SPV auf das neue Unterneh-
men übertragen. Danach beginnt die Verwertung des Unternehmens. Diese 
kann auf verschiedenste Art und Weise erfolgen. Da der Verkauf von Unter-
nehmensteilen steuerfrei ist, bietet sich unter anderem eine Filetierung des 
Unternehmens an, um so besonders wertvolle Teile des Gesamtunterneh-
mens gewinnbringend zu veräußern. Da mit der Übertragung der Kreditlast 
auf das Unternehmen zugleich die Gewinne aus Vermietungen minimiert 
werden können, kann es zu einer Senkung der Gewerbesteuerabgaben 
kommen und das Unternehmen fi nanziert seinen eigenen Kauf selbst.

Eine Sonderstellung nehmen dabei die so genannten REITs ein. Diese 
Real Estate Investment Trusts sind zumeist börsennotierte Immobilienge-
sellschaften. REITs müssen weder Körperschafts- noch Gewerbesteuern 
zahlen und sind verpfl ichtet, 90% des Vorsteuerertrages an die Anteils-
eigner als Dividende auszuzahlen. In Bezug auf die Wohnungswirtschaft 
sind die REITs in der Bundesrepublik nach aktueller Gesetzeslage aller-
dings stark eingeschränkt. So dürfen nur solche Wohnungen über REITs 
vermarktet werden, die ab 2007 gebaut wurden. Für Diskussionen über 
den Verkauf von kommunalen Wohnungsunternehmen spielen sie damit 
zur Zeit keine Rolle.
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Auch bei den als »Heuschrecken« bezeichneten Investmentfonds scheint 
in Deutschland nicht alles so rosig zu laufen wie geplant. Das Privat-Equi-
ty-Unternehmen Cerberus, das mit dem Kauf von 20.000 ehemaligen Ge-
werkschaftswohnungen aus dem Bestand der Neuen Heimat im Jahr 2005 
Schlagzeilen machte, ist ins Trudeln geraten. Nach einer Meldung von Spie-
gel Online vom 5. Juli 2007, überlegt der Finanzinvestor, wie er die Woh-
nungen wieder los werden kann, weil »sich Mieterhöhungen in wenig at-
traktiven Regionen schwer durchsetzen lassen. Auch die Privatisierung der 
Objekte läuft vielfach schleppend«.

Damit zeigen sich erste Grenzen für Unternehmen, die die Wohnungs-
wirtschaft als Betätigungsfeld für Spekulationsgeschäfte erschließen woll-
ten. Es zeigt aber auch, dass die kommunalen Wohnungsunternehmen auf 
einem wirtschaftlich schwierigen Terrain agieren. Der zum Teil hohe Leer-
stand, die steigenden Kosten und die hohe Kreditlast sind die vordergrün-
digen Probleme, die bewältigt werden müssen, damit kommunale Woh-
nungsunternehmen weiter bestehen können und damit in der Lage sind, 
ihren Beitrag zur sozialen Daseinsvorsorge zu leisten.

Insgesamt hat sich also auch der Bestand an Sozialwohnungen in den Städten 
deutlich verringert. Allerdings hat die Nachfrage nach den noch verbleibenden 
Restbeständen an Sozialwohnungen und preisgünstigen Mietwohnungsbeständen 
im privaten Besitz eben nicht abgenommen. Die noch verbleibenden Bestände 
des sozialen Wohnungsbaus verändern damit ihre Funktion in der Wohnungs-
versorgung. Sie dienen heute nicht mehr der Versorgung breiter Bevölkerungs-
schichten, sondern nehmen immer mehr die Aufgabe wahr, Wohnraum vor allem 
für jene zur Verfügung zu stellen, die auf dem privaten Wohnungsmarkt keine 
Chancen mehr haben. Dadurch wird Wohnen im sozialen Wohnungsbau für die 
Mittelschichten zunehmend – nicht nur fi nanziell durch Fehlbelegungsabgaben 
und strengere Einkommensgrenzen bei Neuvermietungen – unattraktiv und die 
Gefahr der Konzentration von Armut und Ausgrenzung in Großsiedlungen des 
sozialen Wohnungsbaus steigt.

Diese Entwicklungen sind Ausdruck für einen Übergang zu einem mehr 
und mehr marktförmigen Modell der Wohnraumversorgung – mit massiven 
Auswirkungen auf die Chancen unterschiedlicher BewohnerInnengruppen auf 
dem Wohnungsmarkt: Das immer kleiner werdende Angebot an preisgünstigem 
Wohnraum führt zu Versorgungsproblemen für GeringverdienerInnen, Trans-
ferempfängerInnen und von z.B. ethnischer Diskriminierung Betroffenen. Auch 
für die Mittelschichten nimmt das bezahlbare Angebot an Wohnungen ab, da 
Wohnungen im Sozialwohnungsbestand zunehmend fi nanziell unattraktiv und 
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Bestände im modernisierten Altbau teurer werden. Der Nachfragedruck auf 
das preisgünstige Wohnungssegment nimmt ebenso zu wie Verdrängungsef-
fekte zulasten der sozial Benachteiligten. Nur für eine Minderheit an Höchst-
verdienerInnen eröffnet die Aufwertung innerstädtischer Quartiere und die zu-
nehmende Anzahl an Eigentumswohnungen neue Wahlmöglichkeiten auf dem 
Wohnungsmarkt. Sie profi tieren von Deregulierung und Vermarktlichung der 
Wohnungsversorgung. Insgesamt verstärken sich dadurch aber ➞ Segregation 
und Verdrängung in den Städten.

Fallbeispiel: der Berliner Mietwohnungsmarkt
In der Nachwendezeit erlebte Berlin noch einen Bauboom: In Erwartung 
einer zukünftigen »Global City Berlin«, wurden zahlreiche Wohnungen – 
auch Sozialwohnungen – und Büros für eine Stadt gebaut, die – so wurde 
spekuliert – im Jahr 2010 um die fünf Millionen EinwohnerInnen haben wür-
de. Tatsächlich fanden deutlich weniger Zuzüge als geplant statt, durch 
Suburbanisierungsprozesse ins Umland waren sogar Bevölkerungsverlus-
te zu verzeichnen. Eine beträchtliche Anzahl leerstehender Wohnungen 
hatte sich angesammelt. In der Folge ist der Neubau von Wohnungen seit 
Beginn der 2000er Jahre stark zurückgegangen, im öffentlich geförderten 
Wohnungsbau seit 2002 sogar komplett eingestellt.

Zugleich wurden erhebliche Wohnungsbestände städtischer Wohnungs-
unternehmen privatisiert – seit 1990 ca. 200.000 Wohnungen. Noch 2004 
wurden von der rot-roten Landesregierung die 65.700 Wohnungen der GSW 
an die Investoren Cerberus/Goldman Sachs (90%) und die ContestBeteili-
gungs-GmbH (10%) veräußert. Nur noch 16% (im Jahr 2000 ca. 24%) der 
Berliner Mietwohnungen sind im Besitz städtischer Wohnungsunterneh-
men, 12% sind genossenschaftliches Eigentum. Darüber hinaus laufen 
Belegungsbindungen für Sozialwohnungen fortwährend aus, sodass sich 
der Anteil von Sozialwohnungen am Wohnungsbestand innerhalb der letz-
ten zehn Jahre bereits um 35% verringert hat. Insgesamt schwindet also 
der Bestand an Wohnungen, auf den die Kommune durch Beteiligung an 
städtischen Wohnungsbaugesellschaften oder gesetzliche Mietpreisbin-
dungen direkten Einfl uss nehmen kann (siehe dazu ausführlicher die Ta-
belle auf der folgenden Seite). Die politischen Steuerungsmöglichkeiten 
auf dem Wohnungsmarkt werden geringer.

Solange der Berliner Wohnungsmarkt als »entspannt« galt, also zahl-
reiche Wohnungen leer standen und dadurch die Mieten vergleichsweise 
niedrig waren, wurde das von wenigen als Problem angesehen. Seit jedoch 
nicht nur Teile der Bezirke Mitte und Prenzlauer Berg, sondern immer grö-
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ßere Teile der Innenstadt von Aufwertung, Mietsteigerungen und Verdrän-
gung betroffen sind, werden die geringen Handlungsspielräume der Be-
zirke und des Landes Berlin jedoch allzu offensichtlich.

Berliner Mietwohnungen nach Eigentümergruppen 
und Art der Wohnungsbindung

2000 2009

Anzahl Anteil Anzahl Anteil

Städtische Sozialmietwohnungen   104.200  6,2%    44.700  2,7%

Städtische Wohnungen 
mit Belegungsbindung

   98.400  5,9%    85.800  5,3%

Sonstige städtische Mietwohnungen   194.400 11,6%   137.300  8,4%

Genossenschaftliche Sozialmietwohnungen    16.400  1,0%    10.800  0,7%

Genossenschaftliche Wohnungen 
mit Belegungsbindung

   28.800  1,7%    28.700  1,8%

Sonstige genossenschaftliche 
Mietwohnungen

  140.600  8,4%   146.500  9,0%

Private Sozialmietwohnungen   128.300  7,7%   105.800  6,5%

Private Wohnungen mit Belegungsbindung     6.600  0,4%    10.500  0,6%

Übrige Mietwohnungen 
bei sonstigen Eigentümern

  952.200 57,0% 1.062.100 65,1%

Gesamt 1.669.900 1.632.200

Quellen: Der Berliner Wohnungsmarkt. Entwicklung und Strukturen 1991-2000, IBB-Wohnungsmarkt-
bericht 2010.

2.3 Auswirkungen auf die Stadt- und Regionalplanung

Stadt- und Regionalentwicklungspolitik muss als Querschnittspolitik versu-
chen, unterschiedlichste AkteurInnen, Interessen und Aufgabenfelder zu inte-
grieren. Das Anforderungsprofi l, die lokalen Problemlagen und die beschränkten 
Steuerungsmöglichkeiten der Kommune schaffen für PlanerInnen und Politi-
kerInnen immer wieder das Dilemma vom drastischen Auseinanderklaffen von 
Handlungsbedarf und Steuerungskapazität. Die skizzierten Fragmentierungs-
prozesse, die Herausforderungen von demografi schem Wandel und Schrump-
fung, wie auch die fi nanziellen Spielräume der Kommune haben einen bedeu-
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tenden Einfl uss darauf, was von und mit wem wofür geplant wird. Angesichts 
von Städtekonkurrenz, wettbewerbsorientierten Förderprogrammen und so-
zialen Polarisierungsprozessen wird es zum Beispiel immer schwieriger, die 
Angleichung der Lebensverhältnisse und den regionalen Ausgleich als Ziel-
stellungen von Stadt- und Regionalentwicklung im Blick zu behalten bzw. ver-
wirklichen zu können.

Die Logik des sozialen Ausgleichs, die prägend für die Sozial- und Stadtpo-
litik der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts war, wird heute zunehmend durch 
eine Wettbewerbsorientierung ersetzt: in der Stadtpolitik als Konkurrenz mit an-
deren Städten, in der Sozialpolitik als Kürzung von Sozialleistungen und Ar-
beitszwang, und in vielen Politikfeldern in Form von Deregulierung, Privati-
sierung und Vermarktlichung von Leistungen.

In wachsenden Städten führten diese zunehmende Orientierung auf Konkur-
renz auf der Ebene der Politik einerseits und die wachsende soziale und regionale 
Polarisierung andererseits zu neuen Herausforderungen. Bis Anfang der 1990er 
Jahre waren staatliche Eingriffe in den Wohnungsmarkt – über umfangreiche 
staatliche Neubau- oder Sanierungsgebiete, gesetzliche Regelungen zu Mietbe-
grenzungen und MieterInnenschutz in Sanierungs- und Milieuschutzgebieten 
oder Förderprogramme für den Bau von Sozialwohnungen – noch übliche und 
breit akzeptierte Maßnahmen einer sozial ausgleichenden Stadtpolitik. Seitdem 
wurden nicht unerhebliche Wohnungsbestände kommunaler Wohnungsbauun-
ternehmen privatisiert, seit Jahren fi ndet kaum Neubau von Sozialwohnungen 
statt. Trotz steigender Mieten und nachweisbaren sozialen Verdrängungs- und 
Segregrationsprozessen sind staatliche Eingriffe in die Wohnungspolitik heute 
nur schwer durchsetzbar. Zum einen fehlen den Kommunen allein für Neubau- 
und Fördermaßnahmen oft die fi nanziellen Mittel, zum anderen ist eine Rück-
kehr zum kommunalen Wohnungsbau nach Jahren der Privatisierungseuphorie 
und investorenorientierten Stadtpolitik nicht unumstritten.

Nahezu einziges Instrument zur Bekämpfung von ➞ Segregation und ihren 
Folgen für Quartiere und BewohnerInnen ist seit 1999 das Bund-Länder-Pro-
gramm »Soziale Stadt« zur Aktivierung und Förderung benachteiligter Quar-
tiere. Wenn aber richtig ist, dass die Ursachen für sozialräumliche Segrega-
tion gesamtgesellschaftliche bzw. gesamtstädtische sind und sich in einigen 
Stadträumen lediglich konzentrieren, können diese mit quartiersbezogener Po-
litik auch kaum behoben werden. Die Ursachen und Prozesse, die zur Heraus-
bildung von Armutsquartieren führen, werden mit Quartiersmanagement-Ansät-
zen nicht zum Gegenstand von Stadtpolitik gemacht, sondern implizit akzeptiert, 
während an Symptomen auf Stadtteilebene »herumgedoktert« wird. Die Her-
ausforderung für eine soziale Stadtpolitik besteht daher vor allem darin, aufs 
Neue einen realistischen, gesamtstädtischen Politikansatz zu entwickeln, des-
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sen Ziel der Ausgleich von sozialen Benachteiligungen und die Integration al-
ler BewohnerInnen ist.

Darüber hinaus ist, vor allem in ländlichen Regionen, die Steuerung von 
Schrumpfungsprozessen eine besondere Herausforderung der Stadt- und Regi-
onalentwicklung. Von diesem Prozess sind in Deutschland seit den 1990er Jah-
ren vor allem die neuen Bundesländer betroffen, aber auch Regionen in den al-
ten Bundesländern, wie den ehemaligen Standorten der Schwerindustrie (z.B. 
das Ruhrgebiet). Dieser Prozess setzt sich fort und erfasst immer mehr Kom-
munen in Ost und West. Die Schwierigkeiten liegen in der speziellen Logik der 
Schrumpfung begründet. Was bedeutet dies konkret?

Wenn eine Entwicklung unter dem Aspekt der Langfristigkeit und Nachhal-
tigkeit erfolgen soll, müssen zukünftige Bedürfnisse in der Planung und in der 
Umsetzung Berücksichtigung fi nden. Unter Wachstumsbedingungen kann auf 
einen solchen zukünftigen Bedarf hin geplant und gebaut werden. Wenn zum 
Beispiel mit einer Zunahme der Bevölkerung von 10% innerhalb der nächs-
ten zehn Jahre gerechnet wird, dann kann der damit verbundene Mehrbedarf 
an Infrastruktur (Schulen, Kitas, Wohnungen usw.) einkalkuliert und sozusa-
gen »auf Vorrat« gebaut, das heißt, kommunale Kapazitäten einfach erwei-
tert werden. Um also die Versorgung mit Wohnungen sicherzustellen, werden 
neue Häuser gebaut, deren zunächst leere Wohnungen sich allmählich mit neu-
en Mietern füllen.

Geht jedoch die Bevölkerung in den nächsten zehn Jahren um 10% zurück, 
ist eine solche Logik der Nachhaltigkeit nicht mehr anwendbar. Denn der in 
zehn Jahren vorhandene Überschuss an Wohnungen kann nicht in der Gegen-
wart »auf Vorrat« abgerissen werden, da man die Wohnungen jetzt noch benötigt. 
Hinzu kommt, dass sich Wachstumsbewegungen in gewissen Bereichen steuern 
lassen. Auf unser Beispiel übertragen: Wenn Wohnungsmangel herrscht, kann 
durch Neubau gesteuert werden, wohin die zunehmende Bevölkerung zieht, 
eben in die neugebauten Wohnungen. Damit kann auch der sonstige Vorortbe-
darf an Infrastruktur (Kitas, Schulen etc.) mit einkalkuliert und im Idealfall ge-
baut werden. Diese Möglichkeiten entfallen bei Bevölkerungsabnahme. Wer wo 
und aus welchem Grund auszieht oder stirbt, kann zwar im nachhinein empi-
risch erfasst, aber nicht im Vorfeld administrativ festgelegt werden. Zumindest 
sollte es nicht so sein. Dass in anderen Ländern die Bulldozer anrollen, um un-
erwünschte Gebiete zu räumen, ist nicht unbedingt ein Vorbild für eine soziale 
Stadtentwicklung hierzulande.

Die klassische Entwicklungs- und Planungspolitik und die damit verbunde-
nen Modelle basieren also zentral auf einer Wachstums- und Ausgleichslogik. 
Die Entwicklungsplanung, mit deren Hilfe auf der Grundlage einer rationalen 
Analyse Entscheidungen für räumliche Entwicklung getroffen und über die 
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klassische Abfolge von ➞ Flächennutzungsplan, ➞ Bebauungsplan und Aus-
führungsplanung gesteuert wurden, kann der zum Teil sehr unterschiedlichen 
sozialräumlichen Entwicklung von Städten und Regionen nur noch teilweise ge-
recht werden. Planungs- und Politikansätze aus der Vergangenheit können an-
gesichts neuer Rahmenbedingungen von Stadt- und Regionalpolitik nicht eins 
zu eins auf das Hier und Jetzt übertragen werden, weil gegebenenfalls – wie im 
Falle der Schrumpfung – Antworten auf komplett neue Entwicklungen gefun-
den werden müssen. Die meisten Erkenntnisse auf diesem Feld werden bisher 
nach der Methode »Versuch und Irrtum« gewonnen und sind meist Ergebnisse 
komplizierter und kontinuierlicher Aushandlungsprozesse vor Ort. Eine ganze 
Reihe von Regulationsmechanismen stehen den Kommunen heute nicht mehr 
zur Verfügung – aufgrund fehlender Finanzen, politischer und gesetzlicher Rah-
menbedingungen und Grenzen oder auch aufgrund politischer Entscheidungen, 
die sich stark an den Interessen von Investoren orientieren.

Welche Chancen und Grenzen die bestehenden Instrumente des Planungs-
rechts, die Förderprogramme, die Kooperation und Auseinandersetzung mit In-
teressen der BewohnerInnen, aber auch Möglichkeiten im Rahmen anderer recht-
licher Regelungen dennoch für die Entwicklung von linken Politikansätzen und 
Projekten haben können, soll in den nächsten Kapiteln erläutert werden.

2.3 Auswirkungen auf die Stadt- und Regionalplanung



3. Strukturelle und administrative 
Rahmenbedingungen 

In der Bundesrepublik Deutschland mit ihrem föderalen System genießt die kom-
munale Selbstverwaltung einen hohen Stellenwert. Trotzdem ist die Gemein-
de auch in Bezug auf ihre Entwicklungspolitik nicht autonom. Vielmehr ist sie 
als unterste Ebene eingebettet in ein komplexes System, das unter den Begrif-
fen Raumplanung bzw. Raumordnung zusammengefasst werden kann. Dabei 
handelt es sich um eine Vielzahl von planerischen Vorgängen, die im weitesten 
Sinne naturräumliche, wirtschaftliche und soziale Nutzungsmöglichkeiten von 
Gebieten zum Inhalt haben.

Geografi sch gesehen reicht der Handlungsrahmen der Raumplanung und 
Raumordnung vom Gesamtgebiet der Europäischen Union, über den Bund und 
die Länder bis hin zu den einzelnen Gemeinden. Jeder Ebene kommen dabei 
besondere Kompetenzen zu. Diese müssen die KommunalpolitikerInnen unbe-
dingt im Blick haben, da hier wichtige Rahmenbedingungen, Entwicklungsziele 
und gesetzliche Vorgaben festgelegt werden, die maßgeblich für die Handlungs-
spielräume und Möglichkeiten auf Gemeindeebene sind.

3.1 Europäische Union

Ein Schwerpunkt der Politik der EU ist die wirtschaftliche und soziale Kohäsi-
on innerhalb der Mitgliedstaaten. Dabei geht es in unserem speziellen Fall um 
den Ausgleich von regionalen Unterschieden. Diese Disparitäten werden Auf-
grund von Bruttoinlandsprodukt-Daten (BIP-Daten) defi niert. Zum Vergleich 
werden die Regionen Europas in sogenannte NUTS (Nomenclature of territo-
rial units for statistics) eingeteilt. Dabei gibt es vier Stufen: 
■ NUTS 0 entspricht den Nationalstaaten
■ NUTS I den Bundesländern (3-7 Mio. EinwohnerInnen)
■ NUTS II den Regionen (Regierungsbezirke, 800.000-3 Mio. Einwohner-

Innen)
■ NUTS III den Kreisen bzw. kreisfreien Städten (150.000-800.000 Einwoh-

nerInnen).
Eine Grundlage der europäischen Entwicklungspolitik soll das Europäische 
Raumentwicklungskonzept (EUREK) darstellen. Verabschiedet von einem in-
formellen Gremium (der Konferenz der für Raumordnung zuständigen Minis-
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ter – CEMAT) hat es für die nationale Planungspolitik allerdings keinen ver-
bindlichen Charakter, wie es zum Beispiel Verordnungen der EU haben, welche 
binnen bestimmter Fristen in nationales Recht umzuwandeln sind.

Im Rahmen des EUREK werden drei Zielkategorien defi niert:
1. polyzentrische Raumentwicklung
2. gleichwertiger Zugang zu Infrastruktur und Wissen
3. umsichtiger Umgang mit der Natur und dem Kulturerbe
Mit Hilfe dieser Kategorien wird eine ausgeglichene Entwicklung innerhalb der 
EU angestrebt, welche regionale Disparitäten ausgleichen soll.

EU-Förderung Strukturfonds und Zielförderung
Schwerpunkt der Regionalförderung auf EU-Ebene ist die Vergabe von Förder-
mitteln im Rahmen von Strukturfonds. Grundsätzliches Ziel ist dabei der Aus-
gleich von regionalen Unterschieden in Bezug auf das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP). Wichtige Strukturfonds sind:
■ Europäischer Fonds für Regionalentwicklung (➞ EFRE)
■ Europäischer Sozialfonds (ESF)
■ Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 

Raumes (ELER)
■ Kohäsionsfonds
Daneben existieren noch die so genannten Agrarsubventionen als Direktzah-
lungen an europäische Landwirte über den Europäischen Garantiefonds für die 
Landwirtschaft (EGFL). Mit ca. 40 Mrd. Euro Umfang ist dies der größte Haus-
haltsposten der EU und stellt knapp die Hälfte des Gesamtetats dar.

EFRE: Dient vorrangig der wirtschaftlichen Entwicklung von ärmeren bzw. 
benachteiligten Regionen in der EU. Ziele sind dabei die Schaffung von 
dauerhaften Arbeitsplätzen durch die Unterstützung von mittelständischen 
Unternehmen, die Modernisierung der Wirtschafts- bzw. Infrastruktur, die 
Förderung von Forschung und Entwicklung sowie die Unterstützung von 
Vorhaben u.a. in den Bereichen Umwelt und Risikoprävention. Aber auch 
Maßnahmen zur Förderung der grenzüberschreitenden wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung können über EFRE gefördert werden.
ESF: Schwerpunkt ist hier vor allem die Schaffung von neuen und qualitativ 
besseren Arbeitsplätzen durch die Ko-Finanzierung von nationalen, regio-
nalen und lokalen Projekten. Im aktuellen Förderzeitraum (2007-2013) sol-
len vorrangig Projekte gefördert werden, die der Unterstützung von Frau-
en, Jugendlichen, älteren ArbeitnehmerInnen und Behinderten gewidmet 
sind, aber auch von Maßnahmen zur Anpassung an Strukturveränderungen, 
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welche im Bereich lebenslanges Lernen, Innovation am Arbeitsplatz oder 
Mobilität der ArbeitnehmerInnen angesiedelt sein können.
ELER: Die Zielsetzung besteht hier vor allem in der Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit von Land- und Forstwirtschaft, der Verbesserung von Um-
welt- und Tierschutz sowie der Steigerung der Lebensqualität im länd-
lichen Raum.
Kohäsionsfonds: Hat zur Aufgabe, eine Konvergenz der europäischen Wirt-
schaftskraft zu schaffen, indem Projekte im Bereich der Umwelt und der 
Integration in die transeuropäischen Verkehrsnetze fi nanziert werden sol-
len.

Die Strukturfonds umfassen jeweils eine Förderperiode von sechs Jahren. Der 
aktuelle Förderzeitraum reicht von 2007 bis 2013 und enthält ein Budget von ins-
gesamt rund 308 Mrd. Euro. Die Förderung hat drei Ziele zum Schwerpunkt:
■ Ziel Konvergenz: Dies ist mit Abstand das wichtigste Förderziel, für welches 

über 282,8 Mrd. Euro, also 81,5% des Gesamtbetrags der Strukturfonds, 
bereitgestellt werden. Die Prioritätensetzungen liegen im Bereich der Hu-
manressourcen, Innovation, Wissensgesellschaft, Umwelt und Verwaltung. 
Zielgebiete für diese Förderung, welche über die Fonds ➞ EFRE und ESF er-
folgt, sind Regionen mit einem Pro-Kopf-BIP von unter 75% des EU-Durch-
schnittes. Regionen mit einem BIP pro Kopf von unter 90% des EU-Durch-
schnittes können über den Kohäsionsfonds gefördert werden.

■ Ziel Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung: Mit einem Bud-
get von 55 Mrd. Euro sollen die Regionen gefördert werden, welche nicht 
dem Ziel »Konvergenz« unterliegen. Hier spielen vor allem Unternehmens-
förderung, Umweltschutz und Innovation eine Rolle. Zuständig sind hier die 
Fonds ➞ EFRE und ESF. »1) Entwicklungsprogramme unterstützen die Re-
gionen beim vorausschauenden Erkennen und bei der Förderung von wirt-
schaftlichen Veränderungen durch Innovation und durch die Förderung der 
Wissensgesellschaft, der unternehmerischen Initiative, des Umweltschutzes 
und des Zugangs zur Umwelt. 2) Die Schaffung von mehr und besseren Ar-
beitsplätzen wird durch Anpassungen des Personals und Investitionen in die 
Humanressourcen gefördert.« (http://ec.europa.eu/regional_policy/policy/
object/index_de.htm)

■ Ziel: Europäische territoriale Zusammenarbeit: Ausschließlich über ➞ EFRE 
mit einem Budget von 8,7 Mrd. Euro gefördert, sollen hier transnationale und 
grenzüberschreitende Projekte unterstützt werden. Die Schwerpunkte liegen 
hier gemäß dem Titel im Bereich der Zusammenarbeit zwischen den euro-
päischen Regionen zur Entwicklung von gemeinsamen Lösungen für Städte 
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und ländliche Regionen. Berücksichtigt werden auch hier Umwelt und wirt-
schaftliche Entwicklung.

Im kommunalpolitischen Alltag von MandatsträgerInnen werden vor allem die 
sogenannten ➞ EFRE-Mittel eine Rolle spielen. Hierbei handelt es sich um 
eine fi nanzielle Unterstützung der Europäischen Union zum Ausgleich regio-
naler Unterschiede. Gleichzeitig handelt es sich um eine Kofi nanzierung, d.h. es 
müssen weitere fi nanzielle Mittel durch die Kommune, den Landkreis, das Bun-
desland und/oder den Bund zur Verfügung gestellt werden, um EFRE-Mittel zu 
erhalten und die Projekte zu realisieren. Nicht nur aufgrund der Kofi nanzierung 
durch öffentliche Mittel, sondern auch im Rahmen einer kommunalpolitischen 
Prioritätensetzung lohnt sich ein genauerer Blick auf die mit EFRE-Mittel ge-
förderten Projekte vor Ort.

Für den Programmzeitraum 2007 bis 2013 des Europäischen Fonds für Regi-
onalentwicklung sind mehrere Ziele und damit Förderkriterien festgeschrieben. 
Unter dem Programmziel »Konvergenz« (Annäherung an den EU-Durchschnitt) 
werden folgende Regionen gefördert: Brandenburg-Nordost, Mecklenburg-Vor-
pommern, Chemnitz, Dresden, Dessau, Magdeburg und Thüringen. Darüber hin-
aus erhalten eine abnehmende Übergangshilfe (aufgrund Veränderungen durch 
EU-Erweiterung): Brandenburg-Südwest, Lüneburg, Leipzig und Halle. Un-
ter dem Programmziel »Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung?« 
sind alle weiteren Regionen förderungsfähig, soweit die Projekte die oben ge-
nannten Voraussetzungen erfüllen.

Eine Übersicht aller Gesamtprogramme in den Bundesländern und in 
Deutschland mit weiteren Details ist unter folgender Internetadresse zu fi nden:
http://ec.europa.eu/regional_policy/manage/authority/authority_de.cfm 
?pay= 105&list=no
In einer thematisch sortierten Liste sind einzelne lokale Projekte aufgeführt: 
http://ec.europa.eu/regional_policy/projects/stories/search.cfm?LAN=de&
PAY=DE&the=ALL&type=ALL&region=ALL
Umfangreiche weitere Informationen zu den Strukturfonds gibt es im Inter-
net auf den Seiten der EU unter: http://ec.europa.eu/regional_policy/atlas 
2007/index_de.htm

Einige Bundesländer benennen explizit Stadt- und Regionalentwicklung und/
oder Bauthemen als eine Priorität im Rahmen der EU-Förderung durch ➞ 
EFRE-Mittel, z.B. Thüringen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Branden-
burg, Sachsen-Anhalt, Baden-Württemberg, Berlin etc.

Vor dem Hintergrund, dass Stadt- und Regionalentwicklung umfassender ist 
als die reine Bautätigkeit oder die Sanierung von Vierteln oder Straßen, könnte 

3.1 Europäische Union



40     

ein detaillierterer Blick in die Programme der Bundesländer und der lokalen 
Projekte auch für linke KommunalpolitikerInnen sinnvoll sein, ebenso wie eine 
Begleitung und kommunalpolitische Bewertung.

3.2 Bund

Grundlegend für die Entwicklungspolitik auf Bundesebene ist die Raumord-
nung des Bundes. Ihre Aufgabe ist die komplexe Steuerung von langfristigen 
Prozessen, mit dem Kernziel der Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse, 
unter besonderer Berücksichtigung der sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen 
Belange sowie des Umweltschutzes, immer verbunden mit dem Anspruch auf 
Nachhaltigkeit. Die Umsetzung dieser Kernziele bzw. Leitbilder erfolgt mit 
Hilfe der Raumplanung, die wiederum die Vorgaben für den Handlungs-, Pla-
nungs-, und Kompetenzrahmen der Länder und Gemeinden liefert und deshalb 
in der Kommunalpolitik berücksichtigt werden muss.

Die Grundlegung für die Bundesrepublik Deutschland erfolgt im Raumord-
nungsgesetz (ROG), vor allem im §1 Absatz 2.

§1 Aufgabe und Leitvorstellung der Raumordnung
(1) Der Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und seine Teilräume 
sind durch zusammenfassende, überörtliche und fachübergreifende Raum-
ordnungspläne, durch raumordnerische Zusammenarbeit und durch Ab-
stimmung raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen zu entwickeln, 
zu ordnen und zu sichern. Dabei sind 
1. unterschiedliche Anforderungen an den Raum aufeinander abzustim-
men und die auf der jeweiligen Planungsebene auftretenden Konfl ikte aus-
zugleichen,
2. Vorsorge für einzelne Nutzungen und Funktionen des Raums zu treffen.
(2) Leitvorstellung bei der Erfüllung der Aufgabe nach Absatz 1 ist eine 
nachhaltige Raumentwicklung, die die sozialen und wirtschaftlichen Ansprü-
che an den Raum mit seinen ökologischen Funktionen in Einklang bringt 
und zu einer dauerhaften, großräumig ausgewogenen Ordnung mit gleich-
wertigen Lebensverhältnissen in den Teilräumen führt.
(3) Die Entwicklung, Ordnung und Sicherung der Teilräume soll sich in die 
Gegebenheiten und Erfordernisse des Gesamtraums einfügen; die Ent-
wicklung, Ordnung und Sicherung des Gesamtraums soll die Gegeben-
heiten und Erfordernisse seiner Teilräume berücksichtigen (Gegenstrom-
prinzip).
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(4) Raumordnung fi ndet im Rahmen der Vorgaben des Seerechtsüberein-
kommens der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982 (BGBl. 1994 II 
S. 1798) auch in der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone statt.

Zu beachten ist aber, dass die Leitvorstellung, welche im ROG formuliert ist, kei-
nen Rechtsanspruch begründet. Das heißt, dass sich Planungen und letztendlich 
auch Bauvorhaben daran orientieren sollen, dass aber gerade wichtige Aspekte 
wie zum Beispiel die gleichwertigen Lebensverhältnisse zwar zu erreichende 
Ziele sind, aber eben nicht »eingeklagt« werden können. Trotzdem sollte eine 
verantwortungsvolle Kommunalpolitik dieses Leitbild immer im Blick behal-
ten und entsprechende Kritik formulieren, wenn es bei Bau- und Entwicklungs-
vorhaben nicht oder nur ungenügende Berücksichtigung fi ndet.

Wie dieses im § 1 Absatz 2 formulierte Leitbild umzusetzen ist, wird im § 2 
ROG ausführlich dargestellt.

§ 2 Grundsätze der Raumordnung
(1) Die Grundsätze der Raumordnung sind im Sinne der Leitvorstellung 
einer nachhaltigen Raumentwicklung nach § 1 Abs. 2 anzuwenden und 
durch Festlegungen in Raumordnungsplänen zu konkretisieren, soweit 
dies erforderlich ist.
(2) Grundsätze der Raumordnung sind insbesondere: 
1. Im Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und in seinen Teilräu-
men sind ausgeglichene soziale, infrastrukturelle, wirtschaftliche, ökolo-
gische und kulturelle Verhältnisse anzustreben. Dabei ist die nachhaltige 
Daseinsvorsorge zu sichern, nachhaltiges Wirtschaftswachstum und Inno-
vation sind zu unterstützen, Entwicklungspotenziale sind zu sichern und 
Ressourcen nachhaltig zu schützen. Diese Aufgaben sind gleichermaßen 
in Ballungsräumen wie in ländlichen Räumen, in strukturschwachen wie in 
strukturstarken Regionen zu erfüllen. Demographischen, wirtschaftlichen, 
sozialen sowie anderen strukturverändernden Herausforderungen ist Rech-
nung zu tragen, auch im Hinblick auf den Rückgang und den Zuwachs von 
Bevölkerung und Arbeitsplätzen sowie im Hinblick auf die noch fortwirken-
den Folgen der deutschen Teilung; regionale Entwicklungskonzepte und 
Bedarfsprognosen der Landes- und Regionalplanung sind einzubeziehen. 
Auf einen Ausgleich räumlicher und struktureller Ungleichgewichte zwi-
schen den Regionen ist hinzuwirken. Die Gestaltungsmöglichkeiten der 
Raumnutzung sind langfristig offenzuhalten.
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Gerade im Zusammenhang mit Schrumpfungsprozessen werden diese obers-
ten Grundsätze, die auf die Herstellung von gleichwertigen Lebensverhältnissen 
abzielen, zunehmend in Frage gestellt. Fördermittel konzentrieren sich immer 
mehr auf Ballungsräume und so genannte Metropolregionen, während ländliche 
und strukturschwache Räume hingegen abgekoppelt und gezielt vernachlässigt 
werden. Von einem Ausgleich räumlicher und struktureller Ungleichgewichte 
kann deshalb schon lange keine Rede mehr sein, im Gegenteil, die Unterschiede 
nehmen inzwischen immer weiter zu.

2. Die prägende Vielfalt des Gesamtraums und seiner Teilräume ist zu si-
chern. Es ist dafür Sorge zu tragen, dass Städte und ländliche Räume auch 
künftig ihre vielfältigen Aufgaben für die Gesellschaft erfüllen können. Mit 
dem Ziel der Stärkung und Entwicklung des Gesamtraums und seiner Teil-
räume ist auf Kooperationen innerhalb von Regionen und von Regionen mit-
einander, die in vielfältigen Formen, auch als Stadt-Land-Partnerschaften, 
möglich sind, hinzuwirken. Die Siedlungstätigkeit ist räumlich zu konzent-
rieren, sie ist vorrangig auf vorhandene Siedlungen mit ausreichender In-
frastruktur und auf Zentrale Orte auszurichten. Der Freiraum ist durch über-
greifende Freiraum-, Siedlungs- und weitere Fachplanungen zu schützen; 
es ist ein großräumig übergreifendes, ökologisch wirksames Freiraumver-
bundsystem zu schaffen. Die weitere Zerschneidung der freien Landschaft 
und von Waldfl ächen ist dabei so weit wie möglich zu vermeiden; die Flä-
cheninanspruchnahme im Freiraum ist zu begrenzen.

Die hier formulierte Konzentrierung der Siedlungstätigkeit auf vorhandene Sied-
lungen mit ausreichender Infrastruktur wird in der Praxis oft ignoriert. Noch im-
mer werden vielerorts Neubaugebiete, die vordergründig für Eigenheime vor-
gesehen sind, am Stadtrand auf der sprichwörtlichen »grünen Wiese« geplant 
und umgesetzt. Vor allem von Gemeinden in der Nähe größerer Städte wird so 
eine Standortpolitik betrieben, die darauf abzielt, einkommensstarke Bevölke-
rungsgruppen zu gewinnen. Dass gerade eine solche Politik die Suburbanisie-
rung vorantreibt und das Steueraufkommen der Städte schwächt, wird meist 
billigend in Kauf genommen.

3. Die Versorgung mit Dienstleistungen und Infrastrukturen der Daseins-
vorsorge, insbesondere die Erreichbarkeit von Einrichtungen und Ange-
boten der Grundversorgung für alle Bevölkerungsgruppen, ist zur Siche-
rung von Chancengerechtigkeit in den Teilräumen in angemessener Weise 
zu gewährleisten; dies gilt auch in dünn besiedelten Regionen. Die soziale 
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Infrastruktur ist vorrangig in Zentralen Orten zu bündeln; die Erreichbar-
keits- und Tragfähigkeitskriterien des Zentrale-Orte-Konzepts sind fl exibel 
an regionalen Erfordernissen auszurichten. Es sind die räumlichen Voraus-
setzungen für die Erhaltung der Innenstädte und örtlichen Zentren als zen-
trale Versorgungsbereiche zu schaffen. Dem Schutz kritischer Infrastruk-
turen ist Rechnung zu tragen. Es sind die räumlichen Voraussetzungen für 
nachhaltige Mobilität und ein integriertes Verkehrssystem zu schaffen. Auf 
eine gute und verkehrssichere Erreichbarkeit der Teilräume untereinander 
durch schnellen und reibungslosen Personen- und Güterverkehr ist hinzu-
wirken. Vor allem in verkehrlich hoch belasteten Räumen und Korridoren 
sind die Voraussetzungen zur Verlagerung von Verkehr auf umweltverträg-
lichere Verkehrsträger wie Schiene und Wasserstraße zu verbessern. Raum-
strukturen sind so zu gestalten, dass die Verkehrsbelastung verringert und 
zusätzlicher Verkehr vermieden wird.

Ob in Anbetracht anhaltender Schrumpfungsprozesse das Zentrale-Orte-Kon-
zept eine zukunftsfähige Lösung für die Aufrechterhaltung der sozialen Infra-
struktur sein kann, ist zumindest fraglich. Schon jetzt mangelt es in Flächenlän-
dern wie Mecklenburg-Vorpommern oder Brandenburg mitunter an Orten, die 
dieser Aufgabe noch gerecht werden können. Hier müssten verstärkt dezentra-
le Konzepte entwickelt werden.

Von einer guten und verkehrssicheren Erreichbarkeit der Teilräume kann 
mitunter keine Rede sein und mit Blick auf den desolaten Zustand der Kom-
munalfi nanzen wird der umweltverträglichere ÖPNV hier auch keine Abhilfe 
schaffen können. 

4. Der Raum ist im Hinblick auf eine langfristig wettbewerbsfähige und 
räumlich ausgewogene Wirtschaftsstruktur und wirtschaftsnahe Infrastruk-
tur sowie auf ein ausreichendes und vielfältiges Angebot an Arbeits- und 
Ausbildungsplätzen zu entwickeln. Regionale Wachstums- und Innovations-
potenziale sind in den Teilräumen zu stärken. Insbesondere in Räumen, in 
denen die Lebensverhältnisse in ihrer Gesamtheit im Verhältnis zum Bun-
desdurchschnitt wesentlich zurückgeblieben sind oder ein solches Zurück-
bleiben zu befürchten ist (strukturschwache Räume), sind die Entwicklungs-
voraussetzungen zu verbessern. Es sind die räumlichen Voraussetzungen 
für die vorsorgende Sicherung sowie für die geordnete Aufsuchung und 
Gewinnung von standortgebundenen Rohstoffen zu schaffen. Den räum-
lichen Erfordernissen für eine kostengünstige, sichere und umweltverträg-
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liche Energieversorgung einschließlich des Ausbaus von Energienetzen 
ist Rechnung zu tragen. Ländliche Räume sind unter Berücksichtigung ih-
rer unterschiedlichen wirtschaftlichen und natürlichen Entwicklungspoten-
ziale als Lebens- und Wirtschaftsräume mit eigenständiger Bedeutung zu 
erhalten und zu entwickeln; dazu gehört auch die Umwelt- und Erholungs-
funktion ländlicher Räume. Es sind die räumlichen Voraussetzungen für die 
Land- und Forstwirtschaft in ihrer Bedeutung für die Nahrungs- und Roh-
stoffproduktion zu erhalten oder zu schaffen.

Auch hier treten Anspruch und Wirklichkeit weit auseinander. Gerade die oft 
praktizierte Leuchtturmpolitik wirkt sich kontraproduktiv aus. Nicht nur in Be-
zug auf die Wirtschafts-, sondern auch im Hinblick auf die Bildungspolitik wer-
den gerade von Bundesebene aus immer wieder bereits etablierte Standorte be-
vorzugt und schwächer entwickelte vernachlässigt. Bei Wettbewerben wie der 
Exzellenzinitiative für die Förderung des Hochschulbereiches sind es gerade 
die neuen Bundesländer und die strukturschwachen Flächenländer, die regel-
mäßig benachteiligt werden. 

5. Kulturlandschaften sind zu erhalten und zu entwickeln. Historisch ge-
prägte und gewachsene Kulturlandschaften sind in ihren prägenden Merk-
malen und mit ihren Kultur- und Naturdenkmälern zu erhalten. Die unter-
schiedlichen Landschaftstypen und Nutzungen der Teilräume sind mit 
den Zielen eines harmonischen Nebeneinanders, der Überwindung von 
Strukturproblemen und zur Schaffung neuer wirtschaftlicher und kulturel-
ler Konzeptionen zu gestalten und weiterzuentwickeln. Es sind die räum-
lichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass die Land- und Forstwirt-
schaft ihren Beitrag dazu leisten kann, die natürlichen Lebensgrundlagen 
in ländlichen Räumen zu schützen sowie Natur und Landschaft zu pfl e-
gen und zu gestalten.

Mit Blick auf die im ersten Kapitel erfolgten Ausführungen zum Thema »Leit-
bilder und Ideologie« sollte das Konzept der Kulturlandschaft kritisch hinterfragt 
werden. Dabei geht es weniger darum zu klären, ob es überhaupt so etwas wie 
eine Kulturlandschaft gibt, sondern vielmehr um die Frage, was bisher unter die-
sem Begriff als erhaltenswert eingestuft wurde und was nicht, ob die angewen-
deten Kriterien noch zeitgemäß sind oder einer Neuformulierung bedürfen.

6. Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit der Bö-
den, des Wasserhaushalts, der Tier- und Pfl anzenwelt sowie des Klimas 
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einschließlich der jeweiligen Wechselwirkungen zu entwickeln, zu sichern 
oder, soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustellen. 
Wirtschaftliche und soziale Nutzungen des Raums sind unter Berücksich-
tigung seiner ökologischen Funktionen zu gestalten; dabei sind Naturgüter 
sparsam und schonend in Anspruch zu nehmen, Grundwasservorkommen 
sind zu schützen. Die erstmalige Inanspruchnahme von Freifl ächen für Sied-
lungs- und Verkehrszwecke ist zu vermindern, insbesondere durch die vor-
rangige Ausschöpfung der Potenziale für die Wiedernutzbarmachung von 
Flächen, für die Nachverdichtung und für andere Maßnahmen zur Innenent-
wicklung der Städte und Gemeinden sowie zur Entwicklung vorhandener 
Verkehrsfl ächen. Beeinträchtigungen des Naturhaushalts sind auszuglei-
chen, den Erfordernissen des Biotopverbundes ist Rechnung zu tragen. Für 
den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im Binnenland ist 
zu sorgen, im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rückgewinnung 
von Auen, Rückhaltefl ächen und Entlastungsfl ächen. Der Schutz der Allge-
meinheit vor Lärm und die Reinhaltung der Luft sind sicherzustellen. Den 
räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, so-
wohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch 
durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen. Dabei sind 
die räumlichen Voraussetzungen für den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien, für eine sparsame Energienutzung sowie für den Erhalt und die Ent-
wicklung natürlicher Senken für klimaschädliche Stoffe und für die Einla-
gerung dieser Stoffe zu schaffen.

Der Schutz der Umwelt und die Berücksichtigung des Klimawandels bei ent-
sprechenden Vorhaben ist ein wichtiges Kriterium. Ob aber ein Ziel, das die 
Schaffung von »räumlichen Voraussetzungen … für die Einlagerung« von kli-
maschädlichen Stoffen fordert, in einer solchen allgemein gehaltenen Formu-
lierung unterstützt werden sollte, ist fraglich. Hier sei nachdrücklich an die De-
batte um die CO

2
-Verpressung (CCS-Technologie) im Boden erinnert.

7. Den räumlichen Erfordernissen der Verteidigung und des Zivilschutzes 
ist Rechnung zu tragen.

Dieser doch sehr anachronistische Grundsatz der Raumordnung sollte wohl 
besser gestrichen werden.

8. Die räumlichen Voraussetzungen für den Zusammenhalt der Europä-
ischen Union und im größeren europäischen Raum sowie für den Ausbau 
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und die Gestaltung der transeuropäischen Netze sind zu gewährleisten. 
Raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen der Europäischen Union 
und der europäischen Staaten ist Rechnung zu tragen. Die Zusammenar-
beit der Staaten und die grenzüberschreitende Zusammenarbeit der Städ-
te und Regionen sind zu unterstützen.

Dieser letzte Grundsatz gewinnt vor allem in Bezug auf die Entwicklung und die 
Veränderungen im Energiesektor eine immer größere Bedeutung. Großprojekte, 
zum Beispiel der Bau von neuen Energietrassen oder Erdgasleitungen, haben 
gerade auf Gemeindeebene mitunter gravierende Eingriffe zur Folge. Es liegt in 
der besonderen Verantwortung der Landes- und KommunalpolitikerInnen, hier 
rechtzeitig aktiv zu werden und bereits in der Planungsphase für eine umfas-
sende Einbeziehung der Bevölkerung zu sorgen und auf einen ausgewogenen 
Interessenausgleich zu achten – insbesondere wenn die Gefahr besteht, dass an-
dere Grundsätze des ROG durch solche Vorhaben negiert werden.

Planungsebene
Grundlage der Bundesebene ist das bereits aufgeführte Raumordnungsgesetz 
(ROG). Es handelt sich dabei ursprünglich um ein Rahmengesetz, das sicher-
stellen soll, dass die Erfordernisse der Raumordnung beim Handeln der öffent-
lichen Einrichtungen beachtet werden. Insofern kommt dem Einzelnen kein 
Rechtsanspruch auf Maßnahmen zu, die aus dem ROG abgeleitet werden kön-
nen. Auf Grundlage des ROG werden die jeweiligen Landesplanungsgesetze 
erlassen, wobei die Länder jedoch seit der Föderalismusreform von den Re-
gelungen des Gesetzes abweichen können, da es sich nicht mehr um ein Rah-
mengesetz handelt, sondern in den Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung 
eingeordnet ist.

Neben dem Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung ist 
für die Raumordnung in der Bundesrepublik die Ministerkonferenz für Raum-
ordnung (MKRO) befasst. Dies ist eine Institution, der neben dem für Raum-
ordnung zuständigen Bundesminister auch die jeweiligen Landesminister an-
gehören. Die Beschlüsse dieses Gremiums haben aber keine verbindlichen, 
sondern eher einen empfehlenden Charakter. Auf die MKRO gehen verschie-
dene Ansätze zurück, Strategien zur Umsetzung der im ROG formulierten An-
sprüche zu entwickeln.

Die aktuelle Entwicklungsstrategie wurde am 30. Juni 2006 verabschiedet 
und trägt den Namen »Leitbilder und Handlungsstrategien für die Raumentwick-
lung in Deutschland«. In ihr werden drei Leitbilder formuliert, die als wesent-
liche Orientierungspunkte für die Raumentwicklung dienen sollen.
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■ Leitbild 1 »Wachstum und Innovation«: Hier geht es vor allem um die Stär-
kung der räumlichen bzw. regionalen Wettbewerbsfähigkeit, um im Rahmen 
einer globalisierten Welt bestehen zu können. Wesentlich ist dabei die Ver-
netzung der Europäischen Metropolregionen (EMR) in Deutschland. Gleich-
zeitig sollen jedoch auch dynamische Wachstumsräume außerhalb der Me-
tropolregionen gezielt unterstützt werden.

■ Leitbild 2 »Daseinsvorsorge sichern«: Hier wird der Schwerpunkt auf die Si-
cherung der öffentlichen Infrastrukturversorgung gelegt, mit dem Ziel gleich-
wertige Lebensverhältnisse bei der Versorgung mit Gütern der öffentlichen 
Daseinvorsorge zu gewährleisten.

■ Leitbild 3 »Ressourcen bewahren, Kulturlandschaften gestalten«: Leitthe-
ma ist hier die Abwägung einer konkurrierenden Raumnutzung, indem öko-
nomische, soziale und ökologische Ziele im Sinne der Nachhaltigkeit in die 
Raumordnung des Bundes und der Länder integriert werden sollen.

Im Kern handelt es sich bei diesen Leitbildern um eine gemeinsame Positionie-
rung von Bund und Ländern in Bezug auf die Raumentwicklung. Sie beinhal-
ten keine planerischen Festlegungen, sondern haben einen empfehlenden Cha-
rakter, an dem sich die Raumordnungspläne der Länder orientieren sollen. Am 
19. Mai 2010 beschloss die MKRO die »Konkretisierung und Weiterentwick-
lung der Leitbilder für die Raumentwicklung in Deutschland«, mit der Aufga-
be, folgende Themen in den Mittelpunkt zu stellen:
■ Partnerschaften und Strategien für Stadtregionen und ländliche Räume
■ räumliche Konzepte der Mobilität und Logistik
■ räumliche Erfordernisse des Klimaschutzes und der Energieversorgung
Dabei sollen vor allem die Bedeutung der ländlichen Räume hervorgehoben 
und die Sicherstellung der Daseinsvorsorge in peripheren Regionen mit Bevöl-
kerungsrückgang gewährleistet werden. Neben den Metropolregionen sollen 
so genannte Regiopole entstehen, in denen Wachstums- und Innovationspro-
zesse als Prozesse der Selbstorganisation auf Initiative regionaler AkteurInnen 
befördert werden sollen. Neben der Betonung der Bedeutung des internationa-
len Verkehrs wird besonders die Stärkung der regionalen Mobilität gefordert – 
in Verbindung mit der Bekräftigung, dass »der ÖPNV ein wichtiges Mittel zur 
Sicherung der Erreichbarkeit von Infrastrukturangeboten der Daseinsvorsorge 
darstellt«. Darüber hinaus fi ndet der Klimawandel eine besondere Berücksich-
tigung in Bezug auf die Ziele und Strategien der Raumordnungspolitik. Dabei 
wird ein Schwerpunkt auf die Anpassung an irreversible Klimaveränderungen 
gelegt und die Bedeutung der Erzeugung und lokalen Vermarktung von rege-
nerativen Energien herausgehoben.

Für Projekte und Vorhaben, die auf kommunaler Ebene realisiert werden sol-
len, für die Förderung der dezentralen Energieversorgung, aber auch für die Si-
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cherung der kommunalen Daseinsvorsorge sind die Leitbilder der MKRO ein 
wichtiger Orientierungsrahmen. Sie stellen eine nicht zu unterschätzende Ar-
gumentationshilfe sowohl auf der kommunalen Ebene als auch gegenüber der 
Landes- und Bundespolitik dar. Das gilt zum Beispiel mit Blick auf die Bevor-
zugung von Großprojekten, wie den Off-Shore-Windparks, die den weiteren de-
zentralen Ausbau erneuerbarer Energien auf regionaler Ebene erschwert.

Rechtliche Rahmenbedingungen – Städtebaurecht und Baugesetzbuch
Neben den planerischen Rahmenbedingungen gibt es auch rechtliche Voraus-
setzungen auf Bundesebene, die durch die Länder und die Kommunen beach-
tet werden müssen. Die bauliche Nutzung des Bodens bzw. von Grundstücken 
wird in der Bundesrepublik Deutschland über das öffentliche Baurecht gere-
gelt und hat den Interessenausgleich zwischen Grundstückseigentümern und 
der Allgemeinheit zum Ziel, während das private Baurecht für die Regelungen 
zwischen privaten Grundstückseigentümern zuständig ist.

Ein wesentliches Teilgebiet des öffentlichen Baurechts ist das Städtebaurecht 
bzw. Bauplanungsrecht. Mit diesem soll eine geordnete städtebauliche Entwick-
lung vor allem mit Hilfe der ➞ Bauleitplanung gewährleistet werden. Es regelt 
im Wesentlichen die Zulässigkeit von Bauvorhaben, deren Art, Umfang und spä-
tere Nutzung. Die Zuständigkeit für das Städtebaurecht liegt beim Bund und 
wird hauptsächlich über das Baugesetzbuch (BauGB) und die darauf gestützten 
Rechtsverordnungen, wie der ➞ Baunutzungsverordnung (BauNVO), der Plan-
zeichnungsverordnung und der Wertermittlungsverordnung geregelt.

Das BauGB ist damit die maßgebliche Grundlage für alle Belange, die mit der 
baulichen Gestaltung einer Gemeinde in Verbindung stehen und hat gro ßen Ein-
fl uss auf die Ausgestaltung und Entwicklungsmöglichkeiten von Siedlungsräu-
men. Da das BauGB grundsätzlich überall gilt, ist die Kenntnis auch für Kommu-
nalpolitikerInnen, die sich mit Stadt- und Regionalentwicklungspolitik befassen, 
unerlässlich. Sie werden um einen detaillierteren Blick in dieses Gesetz nicht 
herum kommen. Auf die Relevanz einzelner Kapitel und Paragraphen wird im 
Kapitel »Entwicklungspolitik in der kommunalen Praxis« noch ausführlich ein-
gegangen wird. Inhaltlich ist das BauGB in vier Kapitel gegliedert:

Erstes Kapitel – Das Allgemeine Städtebaurecht
Erster Teil: Bauleitplanung
Zweiter Teil: Sicherung der Bauleitplanung
Dritter Teil: Regelung der baulichen und sonstigen Nutzung; Entschädi-
gung
Vierter Teil: Bodenordnung

3. Strukturelle und admininstrative Rahmenbedingungen



 49

Fünfter Teil: Enteignung
Sechster Teil: Erschließung
Siebter Teil: Maßnahmen für den Naturschutz
Zweites Kapitel: Das Besondere Städtebaurecht 
Erster Teil: Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen
Zweiter Teil: Städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen
Dritter Teil: Stadtumbau
Vierter Teil: Soziale Stadt
Fünfter Teil: Private Initiativen
Sechster Teil: Erhaltungssatzung und städtebauliche Gebote
Siebter Teil: Sozialplan und Härteausgleich
Achter Teil: Miet- und Pachtverhältnisse
Neunter Teil: Städtebauliche Maßnahmen im Zusammenhang mit Maßnah-
men zur Verbesserung der Agrarstruktur
Drittes Kapitel: Sonstige Vorschriften
Erster Teil: Wertermittlung
Zweiter Teil: Allgemeine Vorschriften; Zuständigkeiten; Verwaltungsverfah-
ren; Planerhaltung
Dritter Teil: Verfahren vor den Kammern (Senaten) für Baulandsachen
Viertes Kapitel: Überleitungs- und Schlussvorschriften
Erster Teil: Überleitungsvorschriften
Zweiter Teil: Schlussvorschriften

Konkretisiert werden die Vorgaben für die ➞ Bauleitplanung einer Gemeinde 
durch die ➞ Baunutzungsverordnung (BauNVO), deren Zustandekommen und 
Inhalt über den § 9a BauGB geregelt wird:

§ 9a Verordnungsermächtigung
Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung wird er-
mächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung Vor-
schriften zu erlassen über
1. Darstellungen und Festsetzungen in den Bauleitplänen über
a) die Art der baulichen Nutzung,
b) das Maß der baulichen Nutzung und seine Berechnung,
c) die Bauweise sowie die überbaubaren und die nicht überbaubaren 
Grundstücksfl ächen;
2. die in den Baugebieten zulässigen baulichen und sonstigen Anlagen;
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3. die Zulässigkeit der Festsetzung nach Maßgabe des § 9 Abs. 3 über 
verschiedenartige Baugebiete oder verschiedenartige in den Baugebie-
ten zulässige bauliche und sonstige Anlagen;
4. die Ausarbeitung der Bauleitpläne einschließlich der dazugehörigen Un-
terlagen sowie über die Darstellung des Planinhalts, insbesondere über die 
dabei zu verwendenden Planzeichen und ihre Bedeutung.

Die BauNVO enthält u.a. die Vorschriften für die verschiedenen Baugebiete 
wie Wohngebiete, Gewerbegebiete, Mischgebiete, Industriegebiete usw. und 
der dort jeweils zulässigen Nutzung von Gebäuden. So wird hier zum Beispiel 
die Zulässigkeit von Kindergärten in reinen Wohngebieten oder die von nicht 
störendem Gewerbe in Mischgebieten geregelt. Die BauNVO spielt auch bei 
der Erstellung von Bebauungsplänen, mit denen KommunalpolitikerInnen im-
mer wieder konfrontiert werden, eine wichtige Rolle.

Ebenfalls zum öffentlichen Baurecht gehört das ➞ Bauordnungsrecht. Dieses 
wird jedoch nicht vom Bund geregelt, sondern die Gesetzgebungskompetenz 
liegt auf Länderebene und schlägt sich dort hauptsächlich in den jeweiligen 
Landesbauordnungen (BauO bzw. LBO) nieder.

3.3 Länder

Planungsebene – Raumordnungspläne
Während der Bund mit dem ROG eine allgemeine Empfehlung für das gesamte 
Bundesgebiet vorgibt, obliegt es den Ländern, diese für ihre jeweilige Region 
zu konkretisieren. Diese sind nach ROG verpfl ichtet, Landesentwicklungsplä-
ne aufzustellen, wobei die Stadtstaaten von dieser Verpfl ichtung ausgenommen 
sind. Je nach Bundesland auch Landesentwicklungsprogramm oder Landesraum-
ordnungsprogramm genannt, haben diese Pläne einen behördenverbindlichen 
Charakter. Das heißt, dass es zwar keine Rechtsverbindlichkeit für jedermann 
gibt, öffentliche Stellen sind jedoch in ihrem Handeln an die Ziele der Raum-
ordnung gebunden. Bei der Aufstellung solcher Pläne sind die Länder seit 2004 
zu einer Beteiligung der Öffentlichkeit verpfl ichtet.

Die Zuständigkeit für die Landesplanung ist in den Bundesländern unter-
schiedlich organisiert. Die Varianten reichen vom Umweltministerium, Land-
wirtschaftsministerium, über das Verkehrsministerium bis hin zum Innenminis-
terium. Dies hat in der Regel auch Auswirkungen auf die inhaltliche Ausrichtung 
der Landespläne und zugleich ist es ebenso wie auf der Bundesebene schwierig, 
andere Ministerien an raumplanerische Lösungsvorschläge zu binden. Damit 
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bleibt es beim eher unverbindlichen Charakter solcher Landespläne, zumindest 
was die inhaltliche Arbeit der verschiedenen Ministerien angeht. Verabschiedet 
werden die Landespläne von der Landesregierung.

Eine Ebene darunter setzen die Regionalpläne an. Sie werden, je nach Bun-
desland unterschiedlich, in der Zuständigkeit der Landkreise, der Regierungs-
bezirke oder der Planungsverbände (denen dann mehrere Landkreise angehö-
ren) aufgestellt. In einigen Stadtregionen gibt es auch Planungsverbände für 
besondere Aufgaben, deren Hauptaugenmerk auf die Besonderheiten von Bal-
lungsräumen und den damit einhergehenden Stadt-Umland-Verhältnissen ge-
richtet ist.

Beschlossen bzw. verabschiedet werden die Pläne in den jeweilig zuständi-
gen Gremien. Diese sind je nach Bundesland unterschiedlich zusammengesetzt. 
Mitglieder dieser Gremien (beschließende Versammlung) können die Oberbür-
germeisterInnen, BürgermeisterInnen, LandrätInnen sein, aber auch entsandte 
Vertreter der Mitgliedskommunen (zum Beispiel StadträtInnen oder Abgeord-
nete), die aber nicht immer unbedingt ein politisches Amt innehaben müssen. 
Die verabschiedeten Regionalpläne müssen dann der jeweils für Landespla-
nung zuständigen Behörde oder der Landesregierung zur Bestätigung vorge-
legt werden.

Die Ziele der Raumordnung werden in den Regionalplänen konkretisiert. Die 
Abwägung der unterschiedlichen Belange, die im Rahmen der Aufstellung eines 
Regionalplanes berücksichtigt werden müssen, ist die eigentliche planerische 
Entscheidung, die von diesen Gremien getroffen wird. Sie hat dabei sowohl die 
Grundsätze der Raumordnung zu berücksichtigen als auch die verschiedenen, 
häufi g gegenläufi gen Interessen der Betroffenen auszugleichen. Dass dies in der 
Praxis kaum immer möglich ist, steht auf einem anderen Blatt.

Inhaltlich gesehen müssen die Raumordnungspläne nach den Vorgaben des 
ROG (§7 II) Festlegungen zur Raumstruktur in hauptsächlich drei Kategorien 
treffen. Dies sind die:
■ anzustrebende Siedlungsstruktur
■ anzustrebende Freiraumstruktur
■ Sicherung von Trassen bzw. Standorten für Infrastruktur
Siedlungsstrukturen werden in vier Kategorien eingeteilt:
 1. Verdichtungsraum bzw. verdichtete Räume
 2. Ordnungsraum
 3. ländlicher Raum
 4. strukturschwacher Raum
Wesentlich für das Thema Siedlungsstruktur ist außerdem das Konzept der 
»Zentralen Orte«, denen eine besondere Bedeutung für die Versorgung der Be-
völkerung zukommt. Diese sind abgestuft nach Unterzentrum, Mittelzentrum 
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und Oberzentrum. Vereinfacht ausgedrückt handelt es sich dabei in Bezug auf 
die Versorgung um Orte, die den täglichen Bedarf, den gehobenen Bedarf als 
auch »jeden« Bedarf abdecken sollen. Dabei ist mit Versorgung nicht nur »Ein-
kaufen«, sondern auch die Daseinsvorsorge, Wirtschaft, Dienstleistung, Kultur, 
Sport, Bildung, Gesundheit usw. gemeint.

Zentrale Orte
Die Theorie der zentralen Orte geht auf den Wirtschaftsgeographen Wal-
ter Christaller zurück, der in seinem 1933 erschienenen Werk »Die zentra-
len Orte in Süddeutschland« versuchte, eine hierarchische Siedlungs- und 
Wirtschaftsstruktur aus dem Zusammenwirken von Angebot und Nachfra-
ge an Waren und Dienstleistungen zu erklären. Seine Theorie basiert auf 
der Überlegung, dass Waren und Dienstleistungen nicht gleich stark und 
oft nachgefragt werden. Lebensmittel werden zum Beispiel ständig benö-
tigt und müssen daher leicht erreichbar sein. Andere Waren wie Kleidung, 
Möbel oder Autos werden seltener oder nicht von allen benötigt. Je sel-
tener eine Ware oder Dienstleistung benötigt wird, desto größer muss wie-
derum ihr Absatzgebiet sein, weshalb sich Orte mit unterschiedlich groß-
en Absatzgebieten (=Zentralitäten) herausbilden:
– Zentrale Orte höchster Stufe als überregionale Verwaltungs-, Wirtschafts- 

und Kulturzentren im Range von Metropolen (zum Beispiel Hamburg, 
Berlin, München)

– Zentrale Orte höherer Stufe als Orte zur Deckung des allgemeinen epi-
sodischen und speziellen Bedarfs (Standort für größere Kaufhäuser, Mu-
seen, Theater, Behördensitze, Spezialkliniken, Hochschulen)

– Zentrale Orte mittlerer Stufe als Orte zur Deckung des allgemeinen pe-
riodischen und normalen gehobenen Bedarfs (Standort für Fachge-
schäfte, untere Behörden, Fachärzte)

– Zentrale Orte unterer Stufe als Orte zur Deckung des allgemeinen täg-
lichen oder kurzfristigen Bedarfs (Standorte für Kommunalverwaltungen, 
Einzelhandel des Grundbedarfs, Hausärzte)

Christallers Theorie geht von sehr restriktiven Annahmen in Bezug auf das 
Verhalten von AnbieterInnen und KonsumentInnen und in Bezug auf den 
Raum aus, was zu berechtigter Kritik am Zentrale-Orte-Modell geführt hat. 
So setzt er das Verhalten eines »homo oeconomicus« voraus, also eines 
wirtschaftlich völlig rational handelnden Menschen im Besitz aller notwen-
digen Informationen und mit dem einzigen Ziel der Gewinn- bzw. Kostenop-
timierung. Außerdem geht die Theorie von einem homogenen Raum, einer 
gleichmäßigen Verteilung von Bevölkerung, Einkommen, Konsumbedürf-
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nissen und einer gleichförmigen Gestaltung der Verkehrsnetze aus. In der 
Realität bestehen aber beträchtliche räumliche Unterschiede in Bezug auf 
Bevölkerungsverteilung, Einkommen, Kaufkraft und Erreichbarkeit zentraler 
Orte. Auch die Verhaltensannahmen werden zu Recht kritisiert, vernach-
lässigen sie doch die vielfältigen nichtökonomischen Kriterien, die Konsu-
mentscheidungen beeinfl ussen. Simple Transportkostenmodelle können 
der Komplexität sozialer Prozesse wohl kaum gerecht werden.

Das Modell dient zur Ausweisung Zentraler Orte unterschiedlicher Stufen mit 
unterschiedlichen Ausstattungskatalogen an öffentlichen Dienstleistungen und 
Infrastruktur. Aus einem Vergleich des Modells mit den tatsächlichen Orten, 
ihrer Ausstattung und räumlichen Verteilung werden planerische Eingriffe, In-
frastrukturmaßnahmen etc. geschlussfolgert. Ziel soll die Sicherung gleichwer-
tiger Lebensbedingungen durch eine relativ gleichmäßige Versorgung mit Gü-
tern und öffentlichen wie privaten Dienstleistungen sein.

Trotz wachsender Kritik am zu starren Zentrale-Orte-Modell erlebte es seit 
Beginn der 1990er Jahre aufgrund der Wiedervereinigung eine Renaissance und 
wurde nach dem Muster der alten Bundesländer Grundlage für Programme und 
Pläne der ostdeutschen Bundesländer. Angesichts der zunehmenden Polarisie-
rung der Raumentwicklung, das heißt einerseits der Bildung von Ballungs- und 
Metropolregionen und der Entleerung ländlicher peripherer Räume, aber auch 
andererseits der zunehmenden sozialen Polarisierung innerhalb von Städten und 
Regionen ist die Aktualität und Anwendbarkeit des Zentrale-Orte-Konzepts in-
zwischen jedoch stark umstritten.

Unklar ist zum Beispiel, wie Schrumpfungsprozessen im ländlichen Raum 
begegnet werden soll, wo die zentralen Orte die ihnen zugedachten Aufgaben 
gar nicht mehr erfüllen können und wo sich die Frage stellt, wie weitmaschig 
ein Versorgungsnetz sein kann, um einerseits die Versorgungsaufgaben insbe-
sondere für immobile Bevölkerungsgruppen noch zu erfüllen, und andererseits 
für die öffentlichen Haushalte fi nanzierbar zu sein.

Freiraumstrukturen umfassen die Bereiche, die nicht für Siedlungstrukturen, 
sondern für andere Formen der Nutzung vorgesehen sind, zum Beispiel:
■ Naturschutz und Landschaftspfl ege
■ Landwirtschaft
■ Forstwirtschaft
■ Erholung
■ Rohstoffsicherung (z.B. Bergbau) etc.

Infrastruktur umfasst hauptsächlich Versorgungstraßen, Verkehrsinfrastruk-
tur und Standorte der Ver- und Entsorgung.
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Gebietstypen: In den Raumordnungsplänen können auch nutzungsspezi-
fi sche Festlegungen hinsichtlich der Gebietstypen getroffen werden. Drei Ty-
pen sind dabei relevant:
■ Vorranggebiet
■ Vorbehaltsgebiet
■ Eignungsgebiet
Im Grunde geht es dabei um eine Prioritätensetzung hinsichtlich der perspek-
tivischen Nutzungen dieser Gebiete. Dabei ergibt sich die Gewichtung aus der 
Reihenfolge und dem Namen: Vorrang = absolute Priorität – andere Nutzung 
ist so gut wie ausgeschlossen; Vorbehalt = wenn möglich sollte eine bestimm-
te Nutzung erfolgen; Eignung = für bestimmte Nutzungen besonders geeignet 
(zum Beispiel Gebiete mit hoher konstanter Windgeschwindigkeit für Wind-
kraftanlagen).

Raumordnungsverfahren
Um verschiedene raumbedeutsame Maßnahmen oder Projekte mit überörtlicher 
Bedeutung umzusetzen, schreibt das ROG im § 15 vor, dass ein ➞ Raumord-
nungsverfahren (ROV) durchzuführen ist. In diesem Verfahren sollen die ge-
planten Maßnahmen mit den Zielen der Raumordnung in Einklang gebracht 
werden. Dazu kann es erforderlich sein, dass Maßnahmen abzuändern sind oder 
auf deren Umsetzung verzichtet werden muss. Als Beispiele können Vorhaben 
wie der Bau von Kernkraftwerken, Mülldeponien, Flugplätzen oder Bahntras-
sen angeführt werden. Näheres ist der Raumordnungsverordnung (RoV), einer 
Anlage zum ROG, zu entnehmen. Das ➞ Raumordnungsverfahren ist kein Ge-
nehmigungsverfahren, sondern ein vorgeschaltetes Abstimmungsinstrument, 
auf das nur in besonderen Fällen verzichtet werden kann. Entweder, wenn das 
geplante Vorhaben eindeutig den Erfordernissen der Raumordnung entspricht 
oder umgekehrt widerspricht. Eine weitere Möglichkeit, auf ein ROV zu ver-
zichten, ist die anderweitige Genehmigung des Vorhabens durch die überge-
ordnete Landesbehörde.

Zur Durchführung eines ROV muss vom Vorhabenträger eine Raumverträg-
lichkeitsstudie vorgelegt werden, bei der die raumstrukturellen Auswirkungen 
des geplanten Projektes darzustellen sind. Dabei spielen unter anderem As-
pekte der Umwelt, der Gesundheit als auch der Sozialverträglichkeit eine Rol-
le. Mit der vollständigen Vorlage dieses Gutachtens kann das ROV eröffnet wer-
den. Dabei werden vorrangig die ➞ Träger öffentlicher Belange (TÖB) aber 
auch z.B. Umwelt- und Naturschutzverbände zu Stellungnahmen aufgefordert, 
bzw. Erörterungstermine mit diesen anberaumt, um in einer Diskussion zwi-
schen VorhabenträgerInnen, betroffenen Personen und den TÖB einen Interes-
senausgleich zu erzielen.
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Den Abschluss eines ROV bildet die »Landesplanerische Beurteilung«. Sie 
gibt Auskunft darüber, ob oder in welcher Variante das Projekt mit den Zielen 
der Raumordnung in Übereinstimmung zu bringen ist und macht gegebenenfalls 
Aufl agen, um diese Übereinstimmung zu erreichen. Im Anschluss kann dann 
ein Genehmigungsverfahren (z.B. ein ➞ Planfeststellungsverfahren) durchge-
führt werden.

Planfeststellungsverfahren
➞ Planfeststellungsverfahren sind äußerst umfangreiche und komplexe Verwal-
tungsakte, die eine umfassende Beteiligung der Öffentlichkeit vorsehen. Von 
dem Vorhaben betroffene BürgerInnen sind ebenso anzuhören wie TÖB oder 
auch Behörden, deren Aufgabenbereiche von dem Vorhaben tangiert werden. 
Üblicherweise laufen solche Verfahren nach folgendem Schema ab:

1. Planerstellung durch VorhabenträgerIn
2. Einreichung der Unterlagen bei der zuständigen Anhörungsbehörde und 

Prüfung der Notwendigkeit eines Planfeststellungsverfahrens
3. Prüfung der Umweltverträglichkeit (ggf. muss ein Umweltverträglich-

keitsgutachten nach UVPG angefertigt werden)
4. Anhörungsverfahren – Stellungnahmen der betroffenen Behörden
5. Öffentliche Auslegung – Beteiligung der Öffentlichkeit und der TÖB
6. Erörterungstermin
7. Stellungnahme der Anhörungsbehörde
8. Planfeststellungsbeschluss

Um Einfl uss auf Planungsvorhaben zu nehmen ist sowohl für die Kommunal-
politikerInnen als auch für die Bevölkerung der Punkt 5 im Verfahren von ent-
scheidender Bedeutung. Oft wird die Öffentlichkeit lediglich über eine Be-
kanntmachung im Amtsblatt Vorhaben informiert. Hier ist es die vordringlichste 
Aufgabe der KommunalpolitikerInnen, als Multiplikator zu agieren, um ausrei-
chende Informationen zu verbreiten und somit Transparenz herzustellen. Nur 
eine informierte Öffentlichkeit kann die Möglichkeiten der Mitbestimmung auch 
wahrnehmen und so auf geplante Bauvorhaben im Vorfeld einwirken.

Ist der Planfeststellungsbeschluss erlassen, gilt ein Vorhaben als genehmigt 
und kann nur noch in Ausnahmefällen durch eine Anfechtungsklage gestoppt 
werden. Dies hat aber nur Aussicht auf Erfolg, wenn sich herausstellt, dass ein 
Schutzgut massiv vernachlässigt wurde und dadurch die Ausgewogenheit der 
Gesamtplanung in Frage gestellt ist.
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Rechtliche Rahmenbedingungen – 
Bauordnungsrecht und Landesbauordnungen
Auch durch Landesgesetze und Verordnungen werden den Kommunen recht-
liche Grenzen bei der Gestaltung kommunaler Entwicklungspolitik gesetzt. So 
werden in der Hauptsache baulich-technische Aspekte und die entsprechenden 
Anforderungen an Bauvorhaben durch die ➞ Landesbauordnungen (BauO 
bzw. LBO) geregelt. Da die Gesetzgebungskompetenz für das Bauordnungs-
recht in der Bundesrepublik auf Länderebene angesiedelt ist, können sich die 
jeweiligen LBO im Detail voneinander unterscheiden. Für ein umfassendes Ver-
ständnis des Baurechts sollten sich KommunalpolitikerInnen auch mit den kon-
kreten Normen der jeweiligen Landesbauordnung befassen. Diese sind meist 
leicht im Internet zu fi nden.

In den LBO spielen insbesondere folgende Aspekte eine Rolle:
■ Die Gefahrenabwehr: Da von Gebäuden jeglicher Art immer auch eine po-

tenzielle Gefahr für Leben und Gesundheit ausgehen kann, werden zu deren 
Vermeidung spezielle Anforderungen an Bauvorhaben gestellt. Diese reichen 
von der Standsicherheit, dem Schutz vor schädlichen Einfl üssen (z.B. Was-
ser, Schädlinge, chemische, physikalische oder biologische Gefahren) über 
den Brandschutz, Rettungswege bis hin zur Verkehrssicherheit.

■ Die Einhaltung sonstiger gesetzlicher Bestimmungen: Fast jedes Bauvorha-
ben bedarf zu seiner Umsetzung einer ➞ Baugenehmigung. Die Vorausset-
zung für die Erteilung einer Baugenehmigung ist die Einhaltung sämtlicher 
für das Bauvorhaben relevanter Vorschriften und Bestimmungen, egal ob sie 
Gegenstand des Bauordnungsrechts sind oder nicht. Im Rahmen eines Bauge-
nehmigungsverfahrens wird dies für einen bestimmten Teil der Vorschriften 
überprüft, darüber hinaus muss der Bauherr eigenverantwortlich dafür Sorge 
tragen, alle weiteren Vorschriften einzuhalten und dies entsprechend nach-
weisen.

■ Die Einhaltung sozialer Mindeststandards: Vorgeschrieben wird hier un-
ter anderem die Mindesthöhe von Decken in Aufenthaltsräumen, die zwin-
gende Ausstattung von Wohnungen mit Küche, Bad und Toilette, Stellplätze 
für Fahrzeuge und vor allem die Anforderungen an Barrierefreiheit sowohl 
für Wohnungen als auch für öffentlich zugängliche Bauten.

■ Die Einhaltung einer ordnungsgemäßen Bauleitplanung.
■ Maßgaben für die allgemeine Gestaltung, für Außenwerbung und für Waren-

automaten: Hier wird festgelegt, dass bauliche Anlagen so gestaltet werden 
müssen, dass sie »nicht verunstalten«, vor allem nicht das Straßen-, Orts- und 
Landschaftsbild. Außerdem werden entsprechende Bestimmungen über die 
Zulässigkeit der Installation von Werbung und Warenautomaten getroffen.
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3.4 Kommunen

Grundlegend für die Planungsebene der Kommune ist das Recht auf Selbstver-
waltung. Dieses wird im Grundgesetz Art. 28 Absatz 2 festgehalten:

(2) Den Gemeinden muss das Recht gewährleistet sein, alle Angelegen-
heiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Ver-
antwortung zu regeln. Auch die Gemeindeverbände haben im Rahmen 
ihres gesetzlichen Aufgabenbereiches nach Maßgabe der Gesetze das 
Recht der Selbstverwaltung. Die Gewährleistung der Selbstverwaltung um-
fasst auch die Grundlagen der fi nanziellen Eigenverantwortung; zu diesen 
Grundlagen gehört eine den Gemeinden mit Hebesatzrecht zustehende 
wirtschaftskraftbezogene Steuerquelle.

Orientiert an den Vorgaben der Regionalpläne haben die Kommunen damit die 
Planungshoheit in ihrer Gebietskörperschaft. Gewährleistet wird diese Pla-
nungshoheit über die ➞ Bauleitplanung. Diese beinhaltet in der Hauptsache 
das Aufstellen des ➞ Flächennutzungsplanes und des ➞ Bebauungsplanes und 
wird über das Baugesetzbuch (BauGB) Kapitel 1, dem »Allgemeinen Städte-
baurecht«, geregelt.

§ 1 Aufgabe, Begriff und Grundsätze der Bauleitplanung
(1) Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung 
der Grundstücke in der Gemeinde nach Maßgabe dieses Gesetzbuchs 
vorzubereiten und zu leiten.
(2) Bauleitpläne sind der Flächennutzungsplan (vorbereitender Bauleitplan) 
und der Bebauungsplan (verbindlicher Bauleitplan).
(3) Die Gemeinden haben die Bauleitpläne aufzustellen, sobald und so-
weit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 
Auf die Aufstellung von Bauleitplänen und städtebaulichen Satzungen be-
steht kein Anspruch; ein Anspruch kann auch nicht durch Vertrag begrün-
det werden.
(4) Die Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen.
(…)
§ 2 Aufstellung der Bauleitpläne
(1) Die Bauleitpläne sind von der Gemeinde in eigener Verantwortung auf-
zustellen. Der Beschluss, einen Bauleitplan aufzustellen, ist ortsüblich be-
kannt zu machen.

3.4 Kommunen
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(2) Die Bauleitpläne benachbarter Gemeinden sind aufeinander abzustim-
men. Dabei können sich Gemeinden auch auf die ihnen durch Ziele der 
Raumordnung zugewiesenen Funktionen sowie auf Auswirkungen auf ihre 
zentralen Versorgungsbereiche berufen.

Zur ➞ Bauleitplanung gehört der ➞ Flächennutzungsplan als Vorbereitung 
auf die Aufstellung eines ➞ Bebauungsplans. Ergänzt wird die Planung, auch 
nach Inkrafttreten eines Bebauungsplans, durch kommunalpolitisch relevante 
Einzelmaßnahmen, die sich vor allem im so genannten Besonderen Städtebau-
recht fi nden lassen.

Auch hier gilt, detaillierte Ausführungen lassen sich im Gesetz fi nden:
Bauleitplanung §§ 1 bis 28 BauGB
Flächennutzungsplanung §§ 5-7 BauGB
Bebauungsplan §§ 8-10 BauGB
Besonderes Städtebaurecht 2. Kapitel des BauGB

Dies ist der Rahmen der kommunalen Entwicklungsplanung. Auf die konkrete 
lokale Umsetzung und Durchführung wird in Kapitel 4 näher eingegangen.

Exkurs zu Baugenehmigungen
Nicht selten sind MandatsträgerInnen in der kommunalen Praxis mit dem 
Wunsch der Einfl ussnahme auf Baugenehmigungen konfrontiert. Da es sich 
hierbei um einen reinen Verwaltungsakt meist gegenüber Privat- oder juris-
tischen Personen handelt, liegt er außerhalb des Zuständigkeitsbereiches 
des Rates. Baugenehmigungen beruhen meist auf einem konkreten ➞ Be-
bauungsplan. Um sie auf politischem Wege zu ermöglichen oder zu verhin-
dern, muss Einfl uss auf den Plan genommen werden. Nicht selten haben 
daher Änderungswünsche an einen Bebauungsplan den Hintergrund, eine 
bisher versagt gebliebene Baugenehmigung zu erlangen. In solchen Fäl-
len ist unbedingte Vorsicht geboten und eine gründliche Abwägung aller 
denkbaren Konsequenzen vorzunehmen. Sonst kann es passieren, dass 
aus einem Naherholungsgebiet mit Kleingärten auf einmal ein gefragter Ei-
genheimstandort wird, oder eigentlich unerwünschte Handels- oder Gewer-
beansiedlungen zu Lasten der vorhandenen Strukturen erfolgen.

3. Strukturelle und admininstrative Rahmenbedingungen
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Nun sind die besten Pläne nur Makulatur, wenn sie nicht entsprechend umgesetzt 
oder eingehalten werden. Neben der Erstellung eines Bauleitplanes stehen der 
Kommune noch weitere Möglichkeiten zur Verfügung, um Einfl uss sowohl auf 
die städtebauliche Entwicklung als auch auf einzelne Vorhaben auszuüben.

4.1 Die Bauleitplanung in der Kommune

Ihren bestimmenden Charakter erhält eine Kommune in erster Linie durch ihre 
Bebauung. Egal ob Wohnhäuser, Plätze, Straßen, Parks, Fabriken, Schulen oder 
Bürohäuser – sie alle sind Elemente der funktionalen und ästhetischen Gestal-
tung von menschlichen Siedlungsräumen. Diese bewusst zu planen, ist ein An-
spruch, der in den vergangenen Jahrtausenden mit unterschiedlicher Intensität 
verfolgt wurde. Von den idealtypischen Schachbrettmustern römischer Kolo-
nialstädte bis zur mitunter völlig willkürlichen Bebauung im Mittelalter reicht 
dabei die Spanne. Erst im ausgehenden 19. Jahrhundert setzte sich Schritt für 
Schritt ein nach Regeln und Zielen koordiniertes Bauen durch. Das städtebau-
liche Planungsrecht, wie wir es heute kennen, hat damit seinen wesentlichen 
Ursprung in der Gründerzeit, jener Epoche in Deutschland also, in der die Ent-
wicklung der Städte einen rasanten Aufschwung nahm.

Diese Entwicklung kam nicht von ungefähr. Verheerende Stadtbrände ver-
nichteten von der Antike über das Mittelalter bis zum Beginn des 20. Jahrhun-
derts immer wieder große Siedlungsfl ächen. Die Lebensbedingungen in den 
Städten waren mitunter katastrophal. Im Mittelalter ging zum Beispiel das an-
tike Wissen um die Bedeutung einer geordneten Abwasserentsorgung weitge-
hend verloren und erst ab der Mitte des 19. Jahrhunderts wurde wieder mit dem 
Bau von Kanalisationen begonnen. Auch der öffentliche Verkehr, erst mit Kut-
schen, dann aber auch mit Pferde- bzw. Straßenbahnen oder -bussen, gewann 
an Bedeutung und benötigte ein entsprechendes Wegenetz. Es gab also genü-
gend Gründe für eine koordinierte Stadtplanung und die Schaffung der dazu-
gehörenden Regelwerke.

In der Bundesrepublik Deutschland erfuhren die städtebauliche Planung und 
die bauplanrechtlichen Vorschriften in der BRD eine wesentliche Erweiterung 
in den 1970er Jahren. Der Aspekt der Mitwirkung der BürgerInnen an Bauvor-
haben fand immer stärkere Berücksichtigung und wurde schließlich im Bau-
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gesetzbuch als zwingende Vorschrift im Sinne einer BürgerInnenbeteiligung 
verankert. Dass dies im Umkehrschluss dazu führte, dass Planungs- und Geneh-
migungsverfahren in Deutschland mitunter bedeutend länger dauern als in an-
deren Ländern üblich, wird zwar vielfach kritisiert, liegt aber in der Natur der 
Sache. Denn je umfangreicher die vielfältigsten Einzelinteressen Berücksich-
tigung fi nden sollen, umso länger dauert der Abstimmungsprozess.

Wie mit der Raumordnung, so werden auch mit der kommunalen Planung 
allgemeine Ziele verfolgt. Im Vordergrund steht dabei die nachhaltige Entwick-
lung der Gemeinde. Wesentlich sind dafür die sozialräumlichen Aspekte, in de-
nen das Allgemeinwohl und menschenwürdige Lebensverhältnisse eine große 
Rolle spielen. So sollen zum Beispiel einseitige Bevölkerungsstrukturen ver-
mieden und besondere soziale Bedürfnisse, wie die von Familien, berücksich-
tigt werden.

Ebenso sollen aber auch die Belange der Wirtschaft beachtet und bestimmte 
Prinzipien, wie die der »verbrauchernahen Versorgung« oder des allgemeinen 
Zugangs zu Telekommunikationseinrichtungen in der Planung umgesetzt wer-
den. Als Orientierung dienen hier die Modelle bzw. Konzepte der »Zentren«. 
Seit 2001 fi nden sich im BauGB § 1 Absatz 7 auch Bestimmungen zum Um-
weltschutz, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspfl ege. Da-
mit ist auch der Aspekt der ökologischen Nachhaltigkeit zu einem Grundsatz 
der Kommunalplanung geworden.

Zum Sinn und Zweck der Bauleitplanung, das heißt zum Flächennutzungs-
plan und den Bebauungsplänen, lohnt sich wieder der Blick ins Gesetz: In 
§ 1 des BauGB werden diese ausführlich beschrieben.

Um eine ➞ Bauleitplanung sicherzustellen, kann die Kommune über ein be-
stimmtes Gebiet eine Veränderungssperre nach § 14 Abschnitt 1 BauGB verhän-
gen oder Baugesuche nach § 15 BauGB zurückstellen. Damit kann verhindert 
werden, dass bereits vor der Verabschiedung eines städtebaulichen Konzeptes 
nachhaltige Änderungen in dem zu überplanenden Gebiet durchgeführt wer-
den. Außerdem kommt der Kommune auf Grundlage des BauGB § 24 – § 28 
ein Vorkaufsrecht auf Grundstücke zu. Dieses darf sie dann ausüben, wenn es 
dem Wohle der Allgemeinheit dient. Für den Geltungsbereich eines ➞ Bebau-
ungsplanes und für Gebiete, in denen städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen 
vorgesehen sind, kann die Kommune durch eine Satzung Grundstücke und Flä-
chen bezeichnen, in denen ihr ein Vorkaufsrecht zusteht. Damit können Boden-
spekulationen verhindert werden.
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Flächennutzungsplan
Eine erste Orientierung in der ➞ Bauleitplanung bietet der ➞ Flächennutzungs-
plan (FNP). Er trifft als »vorbereitender Bauleitplan« Aussagen über die beab-
sichtigte Bodennutzung im gesamten Gemeindegebiet. Er ist in der Regel auf 
eine längerfristige Gültigkeitsdauer angelegt und soll nach spätestens 15 Jahren 
überprüft und bei Bedarf geändert werden. Darin werden unter anderem Wohn-
gebiete, Gewerbegebiete, Grünfl ächen oder auch Sondernutzungsgebiete dar-
gestellt. Diese Zuordnung ist jedoch nicht auf konkrete Grundstücke bezogen 
und stellt auch keine Verbindlichkeit dar.

Bebauungsplan
Die Konkretisierung erfolgt mit dem ➞ Bebauungsplan (B-Plan) als so genann-
ter verbindlicher Bauleitplan. Dieser wird für einzelne Gemeindegebiete oder 
sogar nur für einzelne Grundstücke erstellt. Enthält er Angaben über Art und 
Maß der baulichen Nutzung, die überbaubaren Grundstücksfl ächen und die ört-
lichen Verkehrsfl ächen, dann handelt es sich um einen »qualifi zierten B-Plan«. 
Fehlt eine dieser Festlegungen, dann wird von einem »einfachen B-Plan« ge-
sprochen. Der qualifi zierte B-Plan kann als Grundlage für die Beurteilung der 
Zulässigkeit einer Maßnahme dienen, während bei einem einfachen B-Plan wei-
tere Untersuchungen nach Maßgabe des BauGB angestellt werden müssen. Die 
genauen Inhalte eines B-Plans sind im § 9 Absatz 1 des BauGB festgelegt, ent-
halten 26 Punkte und werden ergänzt durch die BauNVO.

Das Aufstellungsverfahren
Das Aufstellungsverfahren der Bebauungspläne ist vergleichbar zum Prozedere 
des ➞ Planfeststellungsverfahren, nur dass hier zusätzlich noch, wenn notwen-
dig, die Nachbargemeinden mit einbezogen werden müssen. Das beschließende 
Gremium ist in diesem Falle das gewählte Stadt- bzw. Gemeindeparlament bzw. 
der jeweils zuständige beschließende Ausschuss (zum Beispiel der Planungs- 
oder Bauausschuss). Der ➞ Flächennutzungsplan muss vor seiner Gültigkeit 
noch von einer übergeordneten Behörde genehmigt werden, während der B-Plan 
durch seine Bekanntmachung, zum Beispiel durch Veröffentlichung im Amts-
blatt, seine Rechtskraft erlangt.

Die einzelnen Etappen eines Aufstellungsverfahrens sind auf den folgenden 
Seiten dargestellt.

4.1 Bauleitplanung in der Kommune
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Aufstellungsbeschluss nach § 2 BauGB
wird von der zuständigen gewählten Gemeindevertretung (z.B. Stadtpar-
lament, Stadtrat) eigenverantwortlich erlassen

➞

Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 BauGB
mit dem Ziel die Öffentlichkeit möglichst frühzeitig über die allgemeinen 
Ziele und Zwecke der Planung u.a. zu unterrichten und ihr Gelegenheit 
zur Äußerung und Erörterung zu geben

Erarbeitung des Planentwurfes
Dazu gehören: die Begründung des Planentwurfes nach § 2 BauGB, die 
Abstimmung mit den Nachbargemeinden, die Prüfung der Umweltaus-
wirkungen und die darauf folgende Erarbeitung eines Umweltberichtes

Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit
mit der einmonatigen öffentlichen Auslage des vorläufi gen Planentwurfes 
und der Beteiligung der Träger Öffentlicher Belange (TÖB), welche zu 
Stellungnahmen und Anregungen aufgefordert werden. Im Gegensatz 
zum Planfeststellungsverfahren, wo nur unmittelbar Betroffene die Adres-
saten der öffentlichen Beteiligung sind, ist es bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen grundsätzlich für jeden Einwohner möglich, Anregungen 
zu geben. Diese können schriftlicht eingereicht, zur Niederschrift gege-
ben oder auch per E-Mail zugesandt werden.

➞
➞

➞

Ggf. Überarbeitung des Planentwurfes
sind aufgrund der Anregungen und/oder Stellungnahmen erhebliche Än-
derungen des Planentwurfes nötig, muss dieser überarbeitet und erneut 
der Öffentlichkeit vorgelegt werden.
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Endgültiger Planentwurf
Die Ergebnisse der Öffentlichkeitsbeteiligung werden in den Entwurf ein-
gearbeitet und dem Entscheidungsgremium zur Beschlussfassung vor-
gelegt.

➞
Beschlussfassung in der Gemeinde
Im zuständigen gewählten Gremium der Gemeinde, zum Beispiel im Pla-
nungsausschuss, wird der Planentwurf in Form eine Beschlussvorlage an 
den Rat oder Kreistag beraten. Dabei werden die vorgebrachten Anre-
gungen und Stellungnahmen angeführt und von den Ausschussmitglie-
dern jeweils abgestimmt. In der Regel werden diese dabei nach drei Ka-
tegorien unterteilt: berücksichtigte, teilweise berücksichtigte und nicht 
berücksichtigte Anregungen.

Mit einer Beschlussempfehlung des Ausschusses wird die Vorla-
ge, z.B. als Abwägungs- und Satzungsbeschluss, zur endgültigen Be-
schlussfassung an den Rat überwiesen.

Lehnt der Ausschuss den Entwurf mehrheitlich ab, so wird dieser 
im Regelfall vom Einreicher zurückgezogen und überarbeitet oder bei 
grundsätzlicher Ablehnung auch ganz aufgegeben. Letztlich entschei-
dend ist aber immer das Votum des Stadtparlamentes. Beschlossen wer-
den sowohl der Plan als auch die Begründungen.

Ggf. Genehmigung des Bauleitplanes
Flächennutzungspläne müssen darüber hinaus noch von der jeweils zu-
ständigen oberen Verwaltungsbehörde genehmigt werden.

➞

Inkrafttreten des Bauleitplanes
Der beschlossene Plan muss nun ortsüblich bekannt gemacht werden, 
z.B. über das Amtsblatt. Mit diesem Akt erlangt er seine Rechtskraft und 
wird allgemein verbindlich.

➞
➞

4.1 Bauleitplanung in der Kommune



64     

Beispiel für einen Bebauungsplan

Karl-Marx-Straße
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Rosa-Luxemburg-Allee

 342
3

 342
4

 342
5

W

0,5

o

1,5

III

DN
30-40°

 Geltungsbereich bzw. Grenze des Bebauungsplanes
 Baugrenze: zeigt an, bis wohin gebaut werden darf
 Baulinie: zeigt an, wo eine Gebäudeseite angrenzen muss
 Grundstücksgrenzen
342
 2 

Flurstücksnummer

W Art der baulichen Nutzung: W = Wohnbaufl ächen, G = Gewerbe
III Anzahl der Vollgeschosse (hier drei)
0,5 Grundfl ächenzahl (GRZ): Verhältnis der max. bebaubaren Fläche zur Grundstücksfl äche (hier 50%)

1,5
 Geschoßfl ächenzahl (GFZ): Verhältnis der max. zulässigen Fläche aller Vollgeschosse 

 zur Grundstücksfl äche (hier 150%)
o Art der Bauweise: o = offene Bauweise, d.h. Einzel-, Doppel-, oder Reihenhäuser mit einer 
 Gesamtlänge von unter 50 Metern; g = geschlossene Bauweise, d.h. die seitlichen Außenwände
 der Häuser müssen sich berühren, wie z.B. bei einer Block- oder Karreebebauung
DN Dachneigung

Quelle: Patrick Pritscha
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Rechtlicher Exkurs zum Bebauungsplan
Der ➞ Bebauungsplan wird normalerweise als Satzung durch die Verwal-
tung im Rahmen des gewährleisteten Selbstverwaltungsrechts der Kommu-
nen erlassen. Er darf nicht den rechtlichen Regelungen der Bundesebene 
(hier vor allem BauGB) sowie der Landesebene (hier die entsprechende 
➞ Bauordnung des jeweiligen Bundeslandes) widersprechen.

Sollten jedoch Zweifel an der Rechtmäßigkeit eines Bebauungsplans 
oder seiner Entstehung bestehen, gibt es zwei Möglichkeiten, diesen ge-
richtlich vor dem Verwaltungsgericht überprüfen zu lassen, soweit die kla-
gende Person und/oder Institution betroffen ist: Über die Anfechtung ei-
ner ➞ Baugenehmigung, die auf der Basis des Bebauungsplans erlassen 
wurde, oder über einen so genannten Normenkontrollantrag. Eine recht-
liche Beratung, auch wegen der zahlreichen juristischen Details solcher 
Klagen, wird aber zuvor angeraten.

Ein Bebauungsplan kann unter Umständen entbehrlich sein, wenn die 
komplexen juristischen Voraussetzungen eines Bauvorhabens im so ge-
nannten unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB (also innerhalb im 
Zusammenhang bebauter Ortsteile) oder eines Bauvorhabens im unbe-
planten Außenbereich nach § 35 BauGB vorliegen.

Welche Spielräume den KommunalpolitikerInnen bei der Erstellung von Be-
bauungsplänen, vor allem im Rahmen des bereits oben genannten § 9 Absatz 1 
BauGB, in vielerlei Hinsicht offen stehen, wird in einem erfolgreichen Antrag der 
Fraktion »Marburger Linke« deutlich, der bundesweit für Aufsehen sorgte.

Vorlagen – Nr.: VO/0030/2006
Datum: 12.01.2006
Stadtverordnetenversammlung Marburg
Beratende Gremien: Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr
Bau- und Planungsausschuss, Liegenschaften
Stadtverordnetenversammlung Marburg

Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Solare Baupfl icht
Beschluss: Unter Bezug auf § 9, Absatz 1, Nr. 23 b des Baugesetzbuchs, 
der die Kommunen ermächtigt, in Bebauungsplanvorhaben aus städtebau-
lichen Gründen Gebiete festzulegen, in denen bei der Errichtung von Ge-
bäuden bestimmte Maßnahmen für den Einsatz erneuerbarer Energien ge-
troffen werden müssen, möge die StVV der Stadt Marburg beschließen:

4.1 Bauleitplanung in der Kommune
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1. bei allen zukünftigen Bebauungsplanvorhaben sowie Vorhaben- und Er-
schließungsplänen sowie bei zukünftigen Änderungen von Bebauungsplä-
nen wird grundsätzlich für die betroffenen Gebiete der Einsatz erneuerbarer 
Energien in Neubauten verbindlich festgeschrieben.
2. Die Festsetzung lässt den Bauherren Entscheidungsspielraum, die Ge-
bäude auszustatten mit eigenen Anlagen zur Wärmeversorgung aus er-
neuerbaren Energien oder solche Anlagen gemeinschaftlich mit anderen 
Bauherren zu errichten und zu nutzen.

Besonderheiten in der Bauleitplanung
Mit der Novellierung des BauGB im Jahre 2004 wurde eine wesentliche Neue-
rung eingeführt, die eine zeitlich befristete Nutzung ermöglichen soll. Dies ist 
vor allem für den Stadtumbau relevant, damit Brachfl ächen einer Zwischennut-
zung zugeführt werden können. Im Abschnitt 2 des § 9 heißt es dazu: 

Im ➞ Bebauungsplan kann in besonderen Fällen festgesetzt werden, dass 
bestimmte der in ihm festgesetzten baulichen und sonstigen Nutzungen 
und Anlagen nur
1. für einen bestimmten Zeitraum zulässig oder
2. bis zum Eintritt bestimmter Umstände zulässig oder unzulässig sind. Die 
Folgenutzung soll festgesetzt werden.

Damit kann relativ unkompliziert auf wechselnde und kurzfristige Bedürfnisse 
reagiert werden, ohne dass ein neuer B-Plan erstellt werden muss.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan
Eine Sonderform ist der ➞ vorhabenbezogene Bebauungsplan. Dieser wird 
erstellt, um ein bereits geplantes, konkretes Projekt eines Vorhabenträgers (In-
vestors) zu realisieren. In Verbindung mit dem dazugehörenden Vorhaben- und 
Erschließungsplan dient diese Sonderform einer zügigeren Realisierung von 
Vorhaben, als es mit einem herkömmlichen Bebauungsplanverfahren möglich 
wäre. Die Initiative zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen B-Planes geht da-
bei vom Vorhabenträger aus und nicht von der Kommune. Zusätzlich muss der 
Vorhabenträger bereit und in der Lage sein, die geplanten Maßnahmen innerhalb 
einer bestimmten Frist (in der Regel zwei Jahre) umzusetzen und außerdem die 
Planungs- und Erschließungskosten ganz oder teilweise zu tragen.
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4.2 Besonderes Städtebaurecht und Satzungen

Weitere Steuerungs- und Planungsmöglichkeiten für die Kommunen ergeben 
sich aus dem zweiten Kapitel des BauGB, dem »Besonderen Städtebaurecht«. 
Dieses regelt u.a. die Vorbereitung und Durchführung von Maßnahmen im Be-
reich der Stadtsanierung, des Stadtumbaus, des Denkmalschutzes (Erhaltungs-
satzungen) und des Bereiches »Soziale Stadt« das heißt der Lösung bzw. Mil-
derung von sozialen Problemen.

Auch nach der Verabschiedung eines gültigen B-Planes kann die Kommune 
weiterhin Einfl uss ausüben. Das BauGB hält in den §§ 176-179 eine Reihe von 
Geboten fest, mit denen Grundstückseigentümer zur Umsetzung von bestimm-
ten Maßnahmen verpfl ichtet werden können. Das Baugebot kann den Eigen-
tümer zwingen, sein Grundstück gemäß den Festlegungen des ➞ Bebauungs-
planes zu bebauen oder die vorhandenen Gebäude entsprechen anzupassen (§ 
176 BauGB). Zur Beseitigung von baulichen Mängeln oder Missständen kann 
das Modernisierungs- und Instandsetzungsgebot (§ 177 BauGB) herangezo-
gen werden.

Doch auch für die Außenfl ächen besteht mit dem Pfl anzgebot (§ 178 BauGB) 
für den Grundstückseigentümer eine bestimmte Gestaltungspfl icht nach den 
Festlegungen des B-Plans. Wenn bauliche Anlagen dem B-Plan widersprechen 
und nicht angepasst werden können oder auf Grund des Zustandes weder mo-
dernisiert noch instand gesetzt werden können, so kann mit dem Rückbau- und 
Entsiegelungsgebot (§ 179) der Eigentümer zu einer Duldung verpfl ichtet wer-
den, dass bauliche Anlagen auf seinem Grundstück ganz oder teilweise abgeris-
sen werden. Für eventuell entstehende Vermögensnachteile ist der jeweils Be-
troffene durch die Gemeinde zu entschädigen.

Doch nicht nur Veränderungen, sondern auch der Erhalt bestehender Struk-
turen kann auf Grundlage des BauGB geregelt werden. Das entsprechende Mit-
tel sind die im § 172 BauGB geregelten Erhaltungssatzungen. Diese können zur 
Anwendung kommen, wenn eine bestimmte städtebauliche Struktur (z.B. his-
torische Ortskerne) oder eine bestehende Zusammensetzung der Wohnbevölke-
rung erhalten werden soll. Diese Erhaltungssatzungen schreiben vor, dass Rück-
bau, Änderung oder Nutzungsänderung von baulichen Anlagen in den durch die 
Satzung bezeichneten Gebieten einer Genehmigung bedürfen. Diese kann dann 
entsprechend versagt werden. Damit kann zum Beispiel verhindert werden, dass 
Mietwohnungen in Wohneigentum umgewandelt werden. Zur Verhinderung von 
Segregationsprozessen kann dies ein wichtiges Werkzeug sein.

Im »Besonderen Städtebaurecht« des BauGB gibt es noch weitere Instru-
mente, die die Kommune anwenden kann, wenn sie vor besonderen Herausfor-
derungen steht. Dazu gehören umfangreiche Sanierungsmaßnahmen, mit denen 
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Missstände in ganzen Stadtgebieten behoben werden sollen. Dazu wird ein Sa-
nierungsgebiet nach § 142 BauGB festgelegt, für welches nach § 141 BauGB 
u.a. eine Sozialstrukturerhebung durchgeführt werden muss. Vor Beginn der 
Sanierungsmaßnahmen müssen die Maßnahmen mit der Bevölkerung erörtert 
und ein Sozialplan aufgestellt werden.

Im Unterschied zu den normalen Aufstellungsverfahren von Bauleitplänen 
sind in diesem Falle aber neben den ➞ TÖB nur die unmittelbar Betroffenen in 
die Beteiligungsverfahren einzubeziehen.

Sind mit Sanierungen allein Missstände in einem größeren Gebiet nicht mehr 
zu beheben, so können die in den §§ 171a – 171d BauGB geregelten Maßnah-
men zum Stadtumbau zur Anwendung kommen. Vor allem für die Bewältigung 
des Komplexes »Schrumpfende Stadt« sind diese Regelungen von großer Be-
deutung, um funktionierende Stadtstrukturen zu erhalten oder überhaupt wie-
der zu erlangen.

Eine eindeutige Ausrichtung auf ethische Grundsätze, wie Chancengleichheit 
oder soziale Gerechtigkeit, enthält der § 171e im BauGB. Dieser mit »Soziale 
Stadt« überschriebene Abschnitt soll Maßnahmen ermöglichen, die das Ziel ver-
folgen, soziale Missstände zu beseitigen und Folgen von Segregationsprozessen 
abzumildern. Dazu sollen die physischen Wohn- und Lebensbedingungen ver-
bessert und die wirtschaftliche Basis von Stadtteilen bzw. Quartieren stabilisiert 
werden. Ein wichtiges Instrument ist dabei das Quartiersmanagement. Die not-
wendigen fi nanziellen Mittel werden bisher über das Bundesförderprogramm 
»Soziale Stadt« bereitgestellt, das allerdings im Jahr 2012 ausläuft.

4.3 Ortsentwicklungskonzeption

Für eine längerfristige und nachhaltige Entwicklungspolitik einer Kommune 
kann es von Vorteil sein, wesentliche Ziele und Maßnahmen zu formulieren 
und in einem Entwicklungskonzept festzuhalten. Für größere Städte sind Stadt-
entwicklungskonzepte inzwischen oft obligatorisch geworden, um überhaupt 
Fördermittel von Land und Bund zu erhalten. Für kleinere Gemeinden ist dies 
nicht unbedingt vorgesehen. Doch auch hier sollte die Aufstellung eines entspre-
chenden Konzeptes überlegt werden. Für die Bevölkerung ist es von nicht zu 
unterschätzender Bedeutung zu wissen, wohin die Entwicklung der Gemeinde 
geht, welche Ziele gestellt werden und wie diese dann in der Praxis erreicht wer-
den sollen. Bei der Erstellung einer Ortskonzeption bieten sich hervorragende 
Möglichkeiten, sowohl Bedürfnisse der Menschen zu erfassen, zu diskutieren 
und für die kommunalpolitische Praxis zu erschließen, als auch Abwägungspro-
zesse über Infrastrukturmaßnahmen öffentlich und transparent zu machen.
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Oft jedoch stehen die Gemeinden vor dem Problem, dass sie nicht über ein 
eigenes Planungsamt wie viele größere Städte verfügen, welches die Entwick-
lung einer Ortsentwicklungskonzeption in Eigenleistung erbringen kann. Auch 
die Möglichkeit, externe Kapazitäten, wie beispielsweise Planungsbüros, damit 
zu beauftragen, entfällt häufi g aufgrund fehlender fi nanzieller Mittel. 

Diese Schwierigkeiten sind jedoch nicht unüberwindbar. Auch bei gerin-
gen Ressourcen gibt es Möglichkeiten und Ideen, wie eine Ortsentwicklungs-
konzeption erstellt werden kann. Das zeigt nicht zuletzt das Beispiel aus dem 
Landkreis Görlitz.

Ein linkes Praxisbeispiel aus dem Landkreis Görlitz

1. Ortsentwicklungskonzeption als begriffl iche Bestimmung
1.1 Allgemeines
Einen gesetzlich defi nierten Begriff gibt es nicht. In der Literatur und in 
Fachdiskussionen wird der Terminus Ortsentwicklungskonzeption wenig 
und sehr unterschiedlich gebraucht. Auftragnehmer öffentlicher Kommu-
nalberatungen siedeln solche Aufträge entsprechend ihrer spezifi schen 
Gewerbeausrichtungen meist im Bereich der Bau- und Raumplanung oder 
der Verwaltungsentwicklung an. Die Onlineabfrage beim Server der Regie-
rung des Freistaates Sachsen ergab folgendes Ergebnis:
Ortsentwicklungskonzeption: 0 Einträge
Ortsentwicklung: 3 Einträge
Dorfentwicklung: 296 Einträge
Stadtentwicklung: 391 Einträge.
Die für unsere Diskussion interessantesten Seiten sind zu fi nden unter den 
Stichworten:
1. Land, Leute, Freistaat, Landesentwicklung
2. Umwelt, Landwirtschaft, Wald, Ländlicher Raum

1.2 Der Begriff Stadtentwicklungsplan in Wikipedia
1.2.1 Begriff
Der Stadtentwicklungsplan ist ein langfristiges Entwicklungskonzept einer 
Kommune, das als informelles Steuerungsinstrument Entwicklungsschwer-
punkte und Leitlinien für die mittel- bis langfristige informelle Planung ei-
ner Stadt formuliert. Neben der formellen Planung (Bauleitplanung), die 
über kommunale Satzungen (Flächennutzungsplan und Bebauungsplan) 
allgemeinverbindliches Planungsrecht vorschreibt, ist er wichtiges Instru-
ment der Stadtplanung.
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Mit Hilfe eines Ortsentwicklungsplanes wird unter Einbeziehung der ak-
tiven Mitarbeit von BürgerInnen die weitere Entwicklung eines Ortes ge-
plant. Hierdurch erhalten diese die Möglichkeit, ihre Wünsche zu nennen, 
und zum anderen erhalten sie die Möglichkeit, Einzelprobleme im größeren 
Zusammenhang zu sehen. Darüber hinaus wird durch die Beschäftigung 
mit der eigenen Gemeinde das Bewusstsein für den näheren Lebensbe-
reich gestärkt. Viele Dinge, die ansonsten in Vergessenheit geraten, wer-
den wieder entdeckt und neu belebt.

1.2.2 Merkmale
– abgestimmtes und allgemein tragfähiges Gesamtkonzept
– die formulierten Ziele ermöglichen, Prioritäten festzulegen
– ist Entscheidungshilfe für Einzelvorhaben
– Ortsentwicklung wird von der breiten Mehrheit mitgetragen
– nachhaltige Ortsentwicklung
– Planungsgrundlagen in prüffähiger Form für die Fördermittelbeantragung
– Förderung neuer innovativer Ideen
– hohe Akzeptanz bei der Umsetzung öffentlicher Maßnahmen
– Stärkung des Gemeinschaftslebens
Siehe in der Wikipedia auch unter: Lokale Nachhaltigkeitsstrategie sowie 
Stadtentwicklung

2. Bestandteile einer Ortsentwicklungskonzeption
2.1 Allgemeines
Die im Internet einsehbaren Konzeptionen sind sehr unterschiedlich ange-
legt. Das hat seine Ursachen in den oben gemachten Bemerkungen zum 
Begriff und dem Fehlen von Bestimmungen in den gesetzlichen Grundla-
gen. Es lässt sich jedoch die folgende allgemeine Herangehensweise er-
kennen:
1. Einleitung
2. Bestandsaufnahme
3. Vision (Leitbild)
4. Handlungsfelder
5. Umsetzung

2.2 Einleitung
In den Einleitungen wird meistens das Ziel der Erstellung der Ortsentwick-
lungskonzeption bestimmt. Über andere Bestandteile in der Einleitung 
herrscht bei den einzelnen Autoren meist Uneinigkeit. Die Gliederung für 
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eine Einleitung könnte wie folgt aussehen. Diese sollte auf jeden Fall die 
Bevölkerung auf das Projekt einstimmen können.
1. Gemeindeentwicklungskonzept – Was ist das? 
2. Anlass des Gemeindeentwicklungskonzeptes
3. Ziel des Gemeindeentwicklungskonzeptes
4. Methodisches Vorgehen 

2.3 Bestandsaufnahme
Einigkeit besteht in der Regel über die Bestandteile der Bestandsaufnah-
me. Jedoch überwiegen bei einer großen Zahl von Konzeptionen Analy-
sen zur Bausubstanz. Das hat natürlich auch Auswirkungen auf die nach-
folgenden Gliederungspunkte, die dann sehr stark auf Bauplanungsfragen 
eingehen. Der Schwerpunkt in der Ortsentwicklungskonzeption liegt jedoch 
auf der Gesamtentwicklung des Ortes. Bei der Bestandsaufnahme sollten 
die folgenden Gliederungspunkte überwiegen:
1. Lage und Einordnung des Ortes
2. Historie des Ortes
3. Bevölkerungs- und Sozialstruktur
4. örtliche Wirtschaft
5. Infrastruktur im Ort und die Einbindung in die Region
6. kulturelle, soziale und sonstige Infrastrukturen
7. Probleme des Ist-Zustandes

2.4. Vision (Leitbild)
Dabei handelt es sich eigentlich um das Kernstück der Ortsentwicklungs-
konzeption. In den meisten Leitbildern überwiegt wiederum der Bauleit-
planungsgedanke. Es lässt sich jedoch die folgende allgemeine Gliede-
rung ableiten:
1. Einordnung in das regionale Umfeld
2. Thesen zum Leitbild
3. Verdichtung der Einzelleitlinien
4. Formulierung der Vision (Leitbild)

2.5. Handlungsfelder
Im Leitbild wird ein im Konsens erarbeitetes gemeinsames Zukunftsbild 
formuliert, aus dem sich konkrete Entwicklungsziele, Umsetzungsstrate-
gien, Handlungsfelder und Projekte ableiten. Elemente der Handlungs-
felder sind u.a.:
1. Ortsgestaltung, Ortsmitte, Wohnen
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2. Umwelt, Natur, Energie, 
3. Freizeit, Vereine, Sport, Erholung
4. Kultur, Schule, Museen, Schlösser
5. Wirtschaftsstandort, Tourismus, Einzelhandel, Gastronomie
6. IT-Anbindung, Verkehr und Mobilität
7. Soziale Gemeinde, Generationen, Gesundheit, Bildung
8. Kommunales Management, BürgerInnenbeteiligung, Interkommunale 
Kooperation

2.6 Umsetzung
Die konkreten Elemente in der Umsetzung sind in der Praxis weit gestreut. 
Meist beziehen sich diese auf methodische und organisatorische Maßnah-
men in den einzelnen Handlungsfeldern. 
1. Methodische Projekte sind solche Maßnahmen, die dazu geeignet sind 
Klarheit über eine Angelegenheit zu erreichen, wie z.B.: 
– Fachliche Diskussion
– Expertengespräche
– Ortsbegehung
– Haushaltsbefragung
– Stärken-Schwächen-Analyse
2. Eine dominierende Auffassung in den vorliegenden Online-Konzeptionen 
stellt die Bevölkerungseinbeziehung dar. 
– EinwohnerInnenversammlung
– Bevölkerungsbefragung
– Arbeitsgruppenbildung
– Vereinsarbeit
3. Zu unterscheiden ist bei der Umsetzung zwischen: 
– öffentlichen Maßnahmen und
– privaten Maßnahmen.
Die meisten der im Internet vorgestellten Konzeptionen zeigen, dass Mo-
tivation, Mitwirkungs- und Umsetzungsbereitschaft sowie das kreative Mi-
lieu das Maß der Dinge sind und nicht die Höhe der eingesetzten Mittel. 
Die interne Erstellung hat sich zu den extern erstellten Konzeptionen als 
bürgernahe Alternative ergeben.
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3. Beispiel für eine Sitzungsvorlage TOP 
»Ortsentwicklungskonzeption«
Sitzungsvorlage TOP (nn) zur Erstellung einer Ortsentwicklungskonzeption 
durch den Gemeinderat in der Gemeinderatssitzung am (nn)
Thema:
Für die zukünftige konstruktive und bürgernahe Beschlussfassung des Ge-
meinderates ist eine Ortsentwicklungskonzeption von Vorteil. Sie kann ein 
wesentliches Orientierungs- und Handlungsinstrument zur weiteren Ent-
wicklung und Gestaltung der Gemeinde darstellen.

Da sich die Gemeinde derzeit noch in der Konsolidierung befi ndet, ist 
eine externe Erstellung nicht möglich. Der Gemeinderat kann jedoch eine 
solche Dokumentation mit eigenen Kräften und Mitteln erarbeiten.

Die Erarbeitung soll in ehrenamtlicher Arbeit erfolgen. Deshalb bildet 
der Gemeinderat eine Arbeitsgruppe »Ortsentwicklungskonzeption«, be-
stehend aus Mitgliedern des Rates sowie interessierten BürgerInnen. 

Beschlussvorschlag:
Der Gemeinderat beschließt:
1. In Zuständigkeit des Gemeinderates wird eine Ortsentwicklungskon-
zeption erarbeitet.
2. Dazu bildet der Gemeinderat eine Arbeitsgruppe bestehend aus Mitglie-
dern des Gemeinderates und interessierten BürgerInnen.
3. Folgende Personen des Gemeinderates werden in der Arbeitsgruppe 
Ortsentwicklungskonzeption mitarbeiten:
 1.
 2.
 3.
 4.
4. Der Bürgermeister/Die Bürgermeisterin wird beauftragt, die folgenden 
Personen schriftlich um eine Mitarbeit zu bitten.
5. Die konstituierende Sitzung der Arbeitsgruppe wird zum (nn) einberu-
fen. 
 1.
 2.
 3.
 4.

Quelle: Auszug aus einem Schulungsmaterial von MandatsträgerInnen im 
Landkreis Görlitz
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4.4 EinwohnerInnenbeteiligung

Das BauGB ist das einzige Gesetz, das eine umfassende BürgerInnen- bzw. 
EinwohnerInnenbeteiligung zwingend vorschreibt. Im Gegensatz zu ande-
ren Bereichen ist dies ein großer Fortschritt, der dringend auf weitere Politik-
felder in der kommunalen Praxis ausgeweitet werden müsste. Vor allem eine 
umfassende Stadtentwicklungspolitik, die mehr sein muss als die Planung 
der baulichen »Hardware«, kann auf die Einbeziehung der Bevölkerung nicht 
verzichten. Möglichkeiten bieten dazu die verschiedenen Formen der »Bürger-
Innenbeteiligung«.

BürgerIn und EinwohnerIn – eine notwendige Begriffsdebatte
Die Einbeziehung der Bevölkerung in die aktive Gestaltung des gesell-
schaftlichen Lebens ist eine Grundvoraussetzung der kommunalen Selbst-
verwaltung. Jedoch besitzen nicht alle Menschen in unserer Gesellschaft 
die gleichen Rechte und Möglichkeiten, um sich an politischen Entschei-
dungsprozessen zu beteiligen. Nicht von ungefähr sprechen PolitikerInnen 
gern von BürgerInnen, wenn sie sich in Wahlkampfzeiten an die Bevölke-
rung wenden. Denn nur diese besitzen die vollen staatsbürgerlichen Rechte 
und können von ihrem aktiven und passiven Wahlrecht Gebrauch machen. 
Das heißt, sie dürfen wählen gehen und damit Einfl uss auf die Zusammen-
setzung der Stadt- oder Gemeindeparlamente nehmen oder selbst für ein 
Amt kandidieren.

Der Begriff »Einwohner« geht jedoch weiter. Er umfasst alle Bewohner-
Innen einer Gemeinde oder Stadt, also auch diejenigen, die vom aktiven 
oder passiven Wahlrecht ausgeschlossen sind. In der Regel betrifft dies 
Menschen, die noch nicht die Volljährigkeit erreicht haben, wie Kinder und 
Jugendliche, oder Menschen, deren Hauptwohnsitz nicht in der entspre-
chenden Gemeinde liegt, wie Berufspendler oder Studenten. Aber auch 
Menschen mit Migrationshintergrund, die weder die deutsche Staatsbür-
gerschaft noch eine EU-Staatsbürgerschaft besitzen, sind von vielen poli-
tischen Entscheidungsprozessen ausgeschlossen.

Alle diese Menschen verbringen jedoch einen großen Teil ihres gesell-
schaftlichen Lebens in diesen Kommunen und sind damit ein wichtiger Be-
standteil der Bevölkerung. Die BürgerInnenbeteiligung ermöglicht es, auch 
jene Teile der Bevölkerung in gesellschaftliche Entscheidungsprozesse ein-
zubeziehen, die von anderen Formen der kommunalen Demokratie ausge-
schlossen sind. Somit können Kinder und Jugendliche schon vor ihrer Voll-
jährigkeit Einfl uss auf ihre Zukunft nehmen und ihre Interessen vertreten. 
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Auch andere Menschen, die sonst keinen Zugang zu wichtigen Bereichen 
des gesellschaftlichen Lebens haben, erhalten die Möglichkeit, sich aktiv 
an kommunalpolitischen Themen und Entscheidungsprozessen zu betei-
ligen. Gerade dieser Aspekt kann einen wichtigen Beitrag zu einer erfolg-
reichen Integration in die Gesellschaft darstellen. Die BürgerInnenbeteili-
gung ist damit im eigentlichen Sinn eine EinwohnerInnenbeteiligung und 
geht über den rechtlich defi nierten Status eines »Bürgers« hinaus. 

Notwendigkeit der EinwohnerInnenbeteiligung
In der Praxis sind die KommunalpolitikerInnen häufi g mit BürgerInnen kon-
frontiert, die es nicht hinnehmen wollen, dass ihr persönliches Umfeld zu ih-
rem Nachteil verändert wird, selbst dann nicht, wenn es zum Wohle der ganzen 
Stadt oder Gemeinde wäre. Diese Einstellung wird als NIMBY-Ansatz (Not In 
My Backyard) oder »Sankt-Florians-Prinzip« bezeichnet: »Heiliger Sankt Flo-
rian, verschon mein Haus, zünd and’re an!«

In der Fachliteratur hat sich dafür der Begriff des »schwierigen Bürgers« 
etabliert. Das ist nicht diffamierend gemeint, sondern soll auf ein wesentliches 
Problem der Kommunalpolitik hinweisen. Die Stadt- oder Gemeinderäte ver-
pfl ichten sich mit ihrem Mandat, zum Wohle der Kommune tätig zu sein, also 
die Gesamtinteressen der EinwohnerInnen zu vertreten. Diesem Gesamtinteres-
se steht zuweilen das individuelle Interesse oder Bedürfnis eines Bürgers oder 
einer Bürgerin entgegen. Dieses Spannungsfeld zwischen Gemeinwohl und mit-
unter durchaus berechtigten Einzelinteressen birgt ein hohes Konfl iktpoten zial. 
Die einzelnen Stadt- oder Gemeinderäte haben in der Entscheidungsfi ndung 
zum Thema dann scheinbar oft nur die Wahl zwischen dem Votum für das Ge-
samtinteresse der Kommune, dem sich Einzelne häufi g zu ihrem individuellen 
Nachteil unterordnen müssen, oder dem Votum für das Einzelinteresse, das oft 
mit einem Nachteil für die Gesamtkommune verbunden ist.

Im Rahmen der ➞ Bauleitplanung wird dies besonders deutlich bei Stand-
ortfragen der kommunalen Daseinsvorsorge bzw. Infrastruktur wie zum Bei-
spiel bei der Ansiedlung von Klärwerken oder Müllverwertungsanlagen. Aus 
verständlichen Gründen will diese niemand vor der eigenen Haustür haben; sie 
sind aber auf der anderen Seite für eine Kommune unbedingt notwendig. Dabei 
spielt es in der Regel kaum eine Rolle, ob es sich um ein dezentral-orientiertes 
Kleinprojekt oder eine zentrale Großanlage handelt. Eine Beeinträchtigung des 
Lebensumfeldes der unmittelbar Betroffenen ist in jedem Falle vorhanden. Na-
türlich möchte jeder, dass sein Müll oder Abwasser fach- und umweltgerecht 
entsorgt wird – aber bitte nicht vor der eigenen Haustür! Da es aber in unseren 
durchsiedelten Räumen kaum menschenleere Gegenden gibt, wird die Errich-
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tung und der Betrieb einer solchen Anlage immer auch zu Betroffenen führen, 
die diese Beeinträchtigung ihrer Lebensqualität nicht hinnehmen wollen.

Doch nicht nur bei Müllverwertung und Abwasserbeseitigung scheiden sich 
die Geister. Auch andere Infrastrukturmaßnahmen sind Gegenstand von mit-
unter heftigen Auseinandersetzungen in einer Kommune. Die Ansiedlung eines 
Gewerbebetriebes schafft auf der einen Seite dringend notwendige Arbeitsplät-
ze, bringt aber auch oft Lärm und Verkehrsbelästigung für die AnwohnerInnen 
mit sich. Nicht anders verhält es sich mit Straßen, Spielplätzen, Skateranlagen 
oder, wie in jüngster Zeit, sogar mit Kindergärten. So schrieb das Hamburger 
Abendblatt am 18. November 2006:

Zu viel Lärm – Schon wieder Klage gegen Kindergarten 
Schutzbund kritisiert wachsende Kinderfeindlichkeit. Bürgerschaft will ge-
gensteuern – mit Verordnung. 
Sind in Hamburg Kinder nicht mehr gern gesehen? Schon wieder klagen 
Nachbarn wegen Lärmbelästigung gegen einen Kindergarten. Die Kleinen 
aus dem Waldkindergarten Kokopelli sind angeblich zu laut. Die Kita soll 
geschlossen werden. Die Anwälte des Klägers haben durchaus Chancen, 
zu gewinnen: Sie berufen sich auf ein einzigartiges Urteil, das im August 
2005 in Hamburg gefällt wurde: Nachbarn hatten gegen den Kindergar-
ten »Marienkäfer« aus Wandsbek wegen Lärmbelästigung geklagt – und 
Recht bekommen. »Marienkäfer« muss schließen. Auch beim Kinder-
schutzbund häufen sich die Fälle, in denen »Kinderlärm« für Ärger sorgt. 
AnwohnerInnen in Mümmelsmannsberg und auch in einer Wohnanlage in 
Lokstedt beschwerten sich immer wieder über das Fußballspiel der Nach-
barskinder. In beiden Fällen reagierten die Vermieter – mit einem Fußball-
verbot. »Das ist für eine Stadt wie Hamburg eine ganz dramatische Ent-
wicklung«, sagt Uwe Hinrichs, Geschäftsführer des Kinderschutzbundes 
Hamburg. Im Schnitt werden in Hamburg pro Jahr 18.000 Kinder gebo-
ren. »Nur noch in jedem zehnten Haushalt leben überhaupt Kinder«, sagt 
Hinrichs. Deren Geräusche werden zunehmend als Belastung empfunden. 
Dieter Läpple, Professor für Stadtökonomie in Hamburg, meint, dass es für 
Kinder in reinen Wohngebieten besonders wenig Toleranz gibt. »Die Be-
wohner dieser Viertel sind alle zeitgleich in ihre Häuser gezogen.« Jetzt 
werden sie gemeinsam alt, und die eigenen Kinder sind bereits ausgezo-
gen. Kinder würden als Fremdkörper wahrgenommen.

Gerade das Beispiel aus Hamburg zeigt in aller Deutlichkeit, wie problema-
tisch die Thematik »schwieriger Bürger« für die Kommunalpolitik sein kann. 
Für die KommunalpolitikerInnen wird es immer komplizierter, Standorte zu 
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fi nden und durchzusetzen. Als Folge werden dann mitunter notwendige Infra-
strukturmaßnahmen zum Schaden fast aller EinwohnerInnen nicht mehr reali-
siert. Dies führt zu Entscheidungs- bzw. Handlungsblockaden.

Formen der EinwohnerInnenbeteiligung
Um diese Blockaden zu lösen, wurden verschiedene Formen der EinwohnerIn-
nenbeteiligung entwickelt:
■ BürgerInnenforen und Zukunftswerkstätten 
■ Kundenforen 
■ Planungszellen 
■ Mediationsverfahren 
■ BürgerInnenversammlungen 
■ BürgerInnenbefragungen 
■ Kundenbefragungen 
■ Qualitative Interviews und Focusgruppen 
■ Beiräte für BürgerInnen und KundInnen 
■ Institutionalisierte Verbändebeteiligung 
■ Vertreter von Interessensverbänden in Fachausschüssen und sachkundige 

EinwohnerInnen 
■ Aktives Beschwerdemanagement
■ Perspektivenwerkstätten
■ Planning for Real
■ Community Organizing
■ Quartiers- und Verfügungsfonds
■ Bürgerhaushalt

Ausführlich erläutert werden verschiedene Formen der EinwohnerInnenbe-
teiligung in den Leitfäden des Kommunalpolitischen Forums Sachsen: 
– Pritscha, Patrick: Was ist ein Bürgerhaushalt und wie entsteht er? Ein Leit-
faden zur Erarbeitung von Bürgerhaushalten, Kommunalpolitisches Forum 
Sachsen e.V. (Hrsg.), Dresden/Schkeuditz 2008.
– Pritscha, Patrick: Zur Bürgerbeteiligung in der kommunalen Politik – Ein 
Leitfaden, Kommunalpolitisches Forum Sachsen e.V. (Hrsg.), Dresden/
Schkeuditz 2009.

Im Rahmen von Planungs- und Bauleitverfahren wie auch im Rahmen von För-
derprogrammen zur Stadt- und Stadtteilentwicklung (Programm Soziale Stadt, 
Stadtumbau) werden viele dieser Beteiligungsformen seit Jahren angewendet. 
Zum Teil sind sie im Baugesetzbuch verankert, zum Teil gelten sie als infor-
melle Formen der Beteiligung, die formelle Bau- und Planungsverfahren vorbe-
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reiten und fl ankieren können. Die meisten Partizipationsverfahren fi nden auf der 
Ebene zeitlich und räumlich begrenzter Projekte oder auf Ebene der Quartiere 
statt – wie zum Beispiel Planungszellen seit den 1970er Jahren oder dialogori-
entierte Verfahren in der behutsamen Stadtentwicklung. Diese Ansätze wurden 
in Förderprogrammen wie der Sozialen Stadt intensiviert und ausgebaut; zu-
nehmend fi nden sich aber auch Ansätze für Beteiligung auf gesamtstädtischer 
Ebene, zum Beispiel in Leitbildprozessen oder der Lokalen Agenda 21.

Governance
Die Zunahme von Beteiligungsansätzen in der Stadt- und Raumplanung ist nicht 
nur eine Reaktion auf Beteiligungsforderungen durch die BürgerInnen und die 
immer diverseren Interessen unterschiedlichster BewohnerInnengruppen. Sie 
ist auch Ausdruck und Bestandteil für einen Wandel im Verständnis von Politik 
und Verwaltung, der mit dem Begriffspaar »Von Government zu Governance« 
umschrieben werden kann. 

Zum Begriff der Governance
Unter der These des »Übergangs von Government zu Governance« wird 
der Wandel staatlicher Steuerungsformen seit den 1970er Jahren zusam-
mengefasst. Der aus der Wirtschaftswissenschaft stammende Begriff Go-
vernance bezeichnet zunächst eine Gesamtheit von Prozessen, Strukturen 
oder Regeln, durch die kollektive Aktivitäten gesteuert und koordiniert wer-
den können. In Bezug auf staatliche Steuerungsformen umfasst Governance 
die in vielen Bereichen stattfi ndende Öffnung des Staates gegenüber Wirt-
schaft und Gesellschaft, deren verstärkte Einbeziehung in Entscheidungs- 
und Planungsprozesse und die Entstehung neuer Kooperationsformen 
zwischen staatlichen und nicht-staatlichen AkteurInnen. Staatliche Stel-
len suchen neuerdings die Kooperation mit anderen staatlichen und nicht-
staatlichen AkteurInnen und Institutionen – und verbinden damit die Hoff-
nung, dass diese Partnerschaften politische Gestaltungsräume eröffnen 
oder vergrößern. Zentrale Elemente von Governance sind: 
– Die Bildung von formellen und informellen Netzwerken und Kooperati-
onen zwischen staatlichen und nicht-staatlichen AkteurInnen und Institu-
tionen (z.B. Public-Private-Partnerships, interkommunale Kooperationen, 
Unternehmensnetzwerke),
– die verstärkte Beteiligung von EinwohnerInnen in der Entwicklung, Pla-
nung, Entscheidungsfi ndung und Umsetzung von politischen Programmen 
und Projekten (Förderung von BürgerInnenbeteiligung und bürgerschaft-
lichem Engagement),
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– die Modernisierung und Dezentralisierung von Verwaltungsstrukturen in-
klusive auch der Delegation von Kompetenzen und Ressourcen an nicht-
staatliche AkteurInnen (Privatisierungen, Public-Private-Partnerships), 
– die Orientierung auf Aushandlungsprozesse zur Lösung von politischen 
Konfl ikten und Problemen und eine Zunahme informeller Steuerungspro-
zesse (z.B. in Verhandlungsforen, Leitbildprozessen), sowie
– der Wandel des Staatsverständnisses weg vom versorgenden, keynesi-
anischen Wohlfahrtsstaat hin zum »aktivierenden«, »unternehmerischen« 
und »kooperativen« Staat.

Dieser Wandel zeigt sich auch in der Stadt- und Raumplanung. Pla-
nungsprozesse werden zunehmend nicht mehr als einseitige Steuerung 
»von oben« sondern als Interaktionsprozess von PlanerInnen, Politik, Wirt-
schaft und BewohnerInnen aufgefasst. Nicht nur, um Blockaden zu vermei-
den, sondern auch, um die begrenzten Ressourcen der Kommune mög-
lichst sinnvoll einzusetzen und durch die Beteiligung von EinwohnerInnen 
und Unternehmen zu ergänzen, werden Beteiligungs- und Partnerschafts-
modelle verstärkt in der Planung eingesetzt.

Governance-Verfahren gelten zwar oft als Allheilmittel für die Lösung 
von Steuerungs-, Planungs- und Effi zienzdefi ziten, wie auch für die Be-
kämpfung des Vertrauensverlustes in die Politik. Die Verlagerung von vie-
len Aufgaben und Entscheidungen in informelle Netzwerke, dezentrale 
Verwaltungseinheiten oder (halb-)privatisierte Betriebe wird jedoch auch 
kritisiert: Klare politische Verantwortlichkeiten fehlen oft, Entscheidungen 
werden an legitimierten Gremien wie Stadträten vorbei getroffen, vorweg 
genommen oder entziehen sich parlamentarischer Kontrolle – wie im Fall 
vieler Public-Private-Partnerships. 

Darüber hinaus schließen Kooperations- und Netzwerkstrukturen nicht 
nur einige neue PartnerInnen ein, sondern schließen potenziell auch immer 
andere aus – weil sie zum Beispiel als Betroffene oder PartnerInnen nicht 
bekannt sind, relevant erscheinen oder unbequem sind – und können damit 
zur Durchsetzung von Partikularinteressen beitragen. Schlussendlich kön-
nen auch in Aushandlungsprozessen Blockaden entstehen. »Die Hoffnung, 
dass durch Governance die Probleme des Markt- und Staatsversagens ge-
löst werden können, erweist sich in der Praxis vielfach als folgenschwerer 
Irrtum. Vor allem wird zuwenig danach gefragt, wer die Profi teurInnen der 
Einführung neuer, weicher Steuerungsinstrumente sind, und ob dadurch 
nicht eher eine »verschleierte« Reproduktion ungleicher Macht- und Sozi-
alstrukturen erfolgt.« (Dangschat u.a. 2008)
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Möglichkeiten und Grenzen der Partizipation
Die Einführung von Beteiligungsprozessen in die Planung ist jedoch kein All-
heilmittel, noch löst Beteiligung per se alle möglichen Konfl ikte oder ersetzt 
die Rolle des Stadtrats und parlamentarischer Kontrolle. Partizipationsinstru-
mente können die Rolle des Stadtrats im besten Falle stärken, indem sie (eine 
größere) Öffentlichkeit und Legitimation für politische Forderungen und für die 
Kontrolle der Verwaltung herstellen. Die Einrichtung (ergebnis-)offener Betei-
ligungsverfahren bedeutet aber auch immer eine Abgabe von Entscheidungs-
macht an die EinwohnerInnen – ein Schritt, gegen den es in Politik und Ver-
waltung oft auch Widerstände gibt. Scheinpartizipation, Alibiveranstaltungen, 
Dialoge nur mit ganz bestimmten »genehmen« Gruppen oder die komplette Ab-
lehnung von Beteiligungsverfahren sind in der Praxis verbreitet und führen oft-
mals zu größerer Unzufriedenheit und Entmutigung der EinwohnerInnen sowie 
wachsender Skepsis gegenüber Beteiligungsansätzen. Für linke Kommunalpo-
litikerInnen sollte demgegenüber die Förderung von möglichst breiter Bürger-
Innenbeteiligung eines der wichtigsten Anliegen sein. Welche Beteiligungsver-
fahren für welche Planungen, Kontexte und Zielgruppen geeignet sind, sollte 
von Fall zu Fall entschieden werden – es existiert eine umfangreiche Literatur 
(auch online) zur Praxis von Beteiligung in Planung und Stadtteilarbeit. Unab-
hängig vom konkreten Beteiligungsinstrument gibt es aber einige zentrale An-
forderungen an Partizipationsverfahren, die als Bedingungen für funktionieren-
de Beteiligung zu verstehen sind. 

Bedingungen von Partizipation
■ Offenheit: Beteiligungsprozesse müssen zumindest im ersten Schritt allen of-

fen stehen – selbst wenn im Endeffekt nur eine Minderheit teilnimmt. Oft-
mals wird diese Offenheit allerdings nur formal erfüllt und in Kauf genom-
men, dass benachteiligte Gruppen auch zu Partizipationsprozessen einen 
schwereren Zugang haben, zum Beispiel aufgrund von Sprach-, Zeit-, Geld-
, Kultur- oder Informationsbarrieren. Gerade aber in Beteiligungsprozessen 
sollte versucht werden, bisher unzureichend artikulierte Interessen hör- und 
sichtbar zu machen und wenig in die Kommunalpolitik eingebundene Ein-
wohnerInnen zu aktivieren und einzubeziehen. Eine gezielte Ansprache un-
terschiedlicher BewohnerInnengruppen ist dazu notwendig. Auch während 
der Beteiligungsprozesse ist darauf zu achten, dass eine möglichst gleich-
berechtigte Mitsprache der unterschiedlichen TeilnehmerInnen erreicht und 
nicht nur bestimmten »partizipationskompetenteren« BewohnerInnengrup-
pen mehr Gehör eingeräumt wird.

■ Transparenz: Die Regeln und Rahmenbedingungen für die Beteiligung müs-
sen transparent und möglichst mit den Beteiligten gemeinsam aufgestellt und 
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verhandelt werden. Wenn Verfahren und Rollen unklar sind oder auch, was 
mit den Ergebnissen von Beteiligungsprozessen geschieht, können Beteilig-
te schnell demotiviert werden oder – womöglich nicht zu unrecht – kritisie-
ren, dass das Beteiligungsangebot nur eine Alibiveranstaltung ist.

■ Frühzeitige und umfassende Beteiligung: Ähnliche, berechtigte Kritik wird 
oft an Beteiligungsverfahren geübt, die erst sehr spät im Planungsprozess 
(wenn alle wichtigen Entscheidungen schon getroffen sind) und/oder unter 
starkem Zeitdruck stattfi nden oder sich nur auf einen Aspekt eines größeren 
Projekts oder einer Planung beschränken. Beteiligung wird schnell zur Far-
ce, wenn EinwohnerInnen eingeladen werden, an Detailplanungen mitzuwir-
ken, während die politischen Zielsetzungen und Grundsatzentscheidungen 
nicht zur Debatte stehen – sei es aus Zeitgründen oder politischer Motivati-
on. Wenn also Mitwirkung durch die BewohnerInnen in einem Planungspro-
zess gewünscht ist, sollten möglichst frühzeitig Möglichkeiten für die Betei-
ligung geschaffen und tatsächliche Mitsprache ermöglicht werden.

■ Ergebnisoffenheit und Verbindlichkeit: Der Kern von Beteiligungsprozes-
sen besteht darin, einen Teil politischer bzw. staatlicher Entscheidungsmacht 
mit den Betroffenen zu teilen. Das bedeutet, dass die Ergebnisse von Betei-
ligungsverfahren nicht vorweg genommen, vorher eingeplant oder später 
ignoriert werden dürfen, wenn sie nicht passen. Wenn Beteiligungsverfah-
ren »versanden«, weil keine Umsetzung der Ergebnisse erfolgt, werden die 
Beteiligten kaum zu weiterer Kooperation willens sein. Gleichermaßen en-
den Beteiligungsprozesse als »Bespaßung«, wenn sie keine sichtbaren Re-
sultate liefern, die im Leben der EinwohnerInnen spürbar sind.

■ Autonomie: Die Teilhabe an Entscheidungsmacht funktioniert nicht bei ab-
soluter Dominanz von Politik und Verwaltung. Wissensunterschiede müs-
sen abgebaut, Regelwerke, Hintergründe etc. zu Planungsverfahren transpa-
rent gemacht und verständlich erklärt werden. Umgekehrt sollte das Wissen 
der EinwohnerInnen über ihre Umgebung ernst genommen und einbezogen 
werden. Oft hilft auch eine neutrale Moderation, die für eine gewisse Auto-
nomie und Gleichberechtigung der TeilnehmerInnen des Partizipationspro-
zesses sorgen kann.

■ Politische Unterstützung: Legitimität und Machbarkeit partizipativer Pro-
zesse hängen oft von einem breiten, parteiübergreifenden Konsens ab, Be-
teiligungsansätze zu unterstützen. Vor allem umfassende und langfristige Be-
teiligungsverfahren wie die Einführung von Bürgerhaushalten können ohne 
kontinuierliche Unterstützung und Werbung für den Prozess durch Politik 
und Verwaltung nicht funktionieren.

Bisher ist BürgerInnenbeteiligung nur in der Baugesetzgebung festgeschrie-
ben. Für eine partizipative Stadt- und Stadtteilpolitik gilt es darüber hinaus je-
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doch darauf hinzuwirken, sie auch in anderen Politikfeldern zur Anwendung zu 
bringen und die jeweiligen Verwaltungseinrichtungen dafür zu sensibilisieren. 
Angesichts des Wandels des Steuerungsverständnisses zu einer »kooperativen 
Steuerung« oder Governance, der eben auch die Kommunen betrifft, werden 
Beteiligungsansätze in Zukunft an Bedeutung gewinnen. So ist zum Beispiel die 
Beteiligung von BewohnerInnen aber auch PartnerInnen aus der (Wohnungs)- 
Wirtschaft zentraler Bestandteil ➞ »Integrierter Stadtentwicklungskonzepte« 
(InSEK oder SEKo).

Wer aber tatsächlich beteiligt wird und wessen Interessen sich durchsetzen, 
ist Produkt politischer Entscheidungen und konkreter Beteiligungsarbeit in der 
Stadt bzw. den Stadtteilen – zum Beispiel in der Wahl der Beteiligungsverfahren 
und der Identifi kation und Ansprache von Zielgruppen (wer zählt als »Betrof-
fener« oder Stakeholder?). Beteiligungsansätze können ausgegrenzten und be-
nachteiligten Gruppen die Möglichkeit eröffnen, sich am politischen Prozess zu 
beteiligen, ihre Bedürfnisse und Forderungen zu artikulieren und möglicherwei-
se durchzusetzen und dadurch auch soziale Inklusion fördern. Doch diese mög-
lichen positiven Folgen von Beteiligung sind voraussetzungsvoll, denn gebildete 
Mittelschichten nehmen mit größerer Wahrscheinlichkeit an Beteiligungsver-
fahren teil als Arme, Männer eher als Frauen, Ältere eher als Jugendliche. 

Es gibt mittlerweile zahlreiche Beispiele und Methoden der lokalen Betei-
ligung und auch Plattformen im Internet, die hier ihre Hilfe anbieten, wo-
bei die politischen Motivationen und die methodischen Ansätze der Hilfe 
zur»Selbstermächtigung« sehr unterschiedlich aussehen.

Beispielhaft seien hier die so genannten Bürgerhaushalte genannt, die 
in ihren Verfahren, in ihrer Verbindlichkeit und ihren Zielen unterschiedlicher 
nicht sein könnten. Eine Übersicht zahlreicher Partizipationsverfahren bei 
den kommunalen Haushalten liefert die Internetseite der Bundeszentrale 
für politische Bildung unter: http://www.buergerhaushalt.de/

Ein linkes Beispiel eines Bürgerhaushaltsverfahrens, in dem auch Prio-
ritäten für die lokale Entwicklung und Planung gesetzt werden, ist der Bür-
gerhaushalt in Berlin-Lichtenberg: http://www.buergerhaushalt-lichten-
berg.de
Darüber hinaus gibt es auch zahlreiche Initiativen, unter anderem zur Un-
terstützung von BürgerInneninitiativen, der Jugendbeteiligung und der On-
line-Beteiligung, wobei hier immer auch darauf zu achten ist, welche poli-
tische Motivation dahinter steht.
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4.5 Integrierte Stadtentwicklungskonzepte

➞ Integrierte Stadtentwicklungskonzepte (InSEK oder SEKo) sind ressort-
übergreifende, langfristige und auf die Entwicklung der Gesamtstadt bezogene 
Planwerke. Sie wurden zunächst 1999/2001 im EU-Programm URBAN und mit 
der Einführung der Bund-Länder-Programme »Soziale Stadt« und »Stadtum-
bau Ost« als Voraussetzung für die Vergabe von Fördermitteln an Kommunen 
eingeführt. Zugrunde liegt die Überlegung, dass den komplexen Problemlagen 
von Deindustrialisierung und Schrumpfung, aber auch der sich verschärfenden 
sozialen Polarisierung in den Innenstädten nicht allein durch baulich-räumliche 
Maßnahmen begegnet werden kann. Mithilfe der Erstellung integrierter Stadt-
entwicklungskonzepte sollen die einzelnen Maßnahmen des Stadtumbaus zu ei-
ner Gesamtstrategie für die nachhaltige Entwicklung der Stadt verbunden wer-
den. Inzwischen sind integrierte Stadtentwicklungskonzepte im § 171 b Abs. 2 
des Baugesetzbuchs verankert und Voraussetzung für die Gewährung von För-
dermitteln aus allen zentralen Bereichen der Städtebauförderung des Bundes, 
zum Beispiel auch im »Stadtumbau West« und im Programm »Aktive Stadt- 
und Ortsteilzentren«.

Im Rahmen des Stadtumbaus sollen integrierte Stadtentwicklungskonzepte 
die Stärken und Perspektiven der Stadt sichtbar und nutzbar machen. Sie bauen 
auf einer breiten Analyse- und Prognoseebene auf, woraus Ziele und Szenari-
en für die zukünftige Stadt- und Wohnungsmarktentwicklung, wie auch räum-
liche Leitbilder und Schwerpunkte des Stadtumbaus für die Gesamtstadt und 
einzelne Stadtumbaugebiete entwickelt werden. Mithilfe von Pilotprojekten in 
einzelnen Stadtteilen sollen die begrenzten Fördermittel möglichst effektiv ge-
nutzt werden und die Erfahrungen aus solchen Projekten in die Weiterentwick-
lung der Konzepte einfl ießen.

Die Kommunen sind gefordert, bei der Erarbeitung integrierter Stadtentwick-
lungskonzepte folgende Anforderungen zu erfüllen:
■ Prognosen zur EinwohnerInnen- und Haushaltsentwicklung sowie zur Wirt-

schafts- und Arbeitsmarktentwicklung,
■ Prognosen zu Wohnungsnachfrage und Wohnungsbestand, sowie zu Infra-

strukturbestand und Baulandentwicklung,
■ Ziele der gesamtstädtischen und teilräumlichen städtebaulichen und woh-

nungswirtschaftlichen Entwicklung,
■ Anpassung gesamtstädtischer und teilräumlicher Planungen an die Ziele des 

Stadtumbaus,
■ Festlegung von Schwerpunktgebieten für Stadtumbau, sowie Konzeption von 

Maßnahme-, Durchführungs- und Finanzierungskonzepten für die Gesamt-
stadt und die Schwerpunktgebiete,
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■ Kooperationspotenziale und -vorhaben mit umliegenden Gemeinden, Woh-
nungseigentümerInnen, sowie GebietsbewohnerInnen in Schwerpunktgebie-
ten des Stadtumbaus.

Wie aus der Zusammenfassung der Konzeptbestandteile ersichtlich ist, handelt 
es sich um inhaltlich und organisatorisch aufwändige und komplexe Pläne, die 
die Einbindung mehrerer Ressorts (Wirtschaftsförderung, Sozialverwaltung etc.) 
wie auch privater Aufgabenträger und Betroffener voraussetzen. Im Gegensatz 
zu formellen Instrumenten wie dem ➞ Flächennutzungsplan ist das Stadtent-
wicklungskonzept ein weniger planungs- als breiter handlungsorientiert ange-
legtes Instrument, ein »Zukunftsfahrplan« für die Stadt, der einen Orientierungs- 
und Handlungsrahmen für zukünftige Entwicklungen und Stadtpolitik bilden 
soll. Dabei sollen explizit Entwicklungsspielräume und Anpassungsmöglich-
keiten an zukünftige Entwicklungen offen gelassen werden.

Die ➞ integrierten Stadtentwicklungskonzepte sind darüber hinaus von einer 
räumlichen und inhaltlichen Selektivität geprägt: Über eine Stärken-Schwächen-
Analyse sollen inhaltliche Prioritäten für planerisches Handeln herausgearbeitet 
werden. Räumlich werden zwar großräumige Szenarien zur Gesamtstadt ent-
wickelt, die konkreten Stadtumbau-Maßnahmen erfolgen aber in aufgrund von 
inhaltlichen Kriterien festgelegten Schwerpunktgebieten auf Stadtteil- und Ge-
bäudeebene. Die begrenzten Finanzen für Stadtumbaumaßnahmen, wie auch die 
begrenzten politischen Steuerungsmöglichkeiten sollen auf diese Weise mög-
lichst effektiv und zielgenau eingesetzt werden.

Bereits über den Prozess der Erstellung solcher Stadtentwicklungsprozesse 
können Debatten zur Zukunft der Stadt angestoßen, Partner gewonnen und 
Akzeptanz für städtebauliche Maßnahmen geschaffen werden. Allerdings be-
steht für viele, vor allem kleinere Kommunen das Risiko der Überforderung: 
Die sehr umfangreichen Prognose- und Planungsleistungen sind bei begrenz-
ten Kommunalfi nanzen, ungenügendem Informationsstand und Zeitdruck oft-
mals schwer zu erfüllen. Dies kann zur Konzentration auf Einzelmaßnahmen 
führen, die ohne größere Widerstände und mit »pfl egeleichten« Partnern rea-
lisierbar sind, weil komplizierte Aushandlungsprozesse, Konfl ikte und unbe-
kannte oder unbequeme Partner vermieden werden. Gerade aber transparente 
Verfahren, Dialogbereitschaft und ein breiter Konsens in Stadtrat und Bevöl-
kerung zu den Zielen des Stadtumbaus nennt der Deutsche Städtetag als Vor-
aussetzung für erfolgreiche ➞ integrierte Stadtentwicklungskonzepte im Rah-
men des Stadtumbaus.
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Aus der Einleitung der SEKo Chemnitz
»Heute hat Chemnitz eine anerkannte wirtschaftliche Basis und damit im 
Zusammenwirken mit der Technischen Universität Chemnitz und der Einbin-
dung in ein leistungsfähiges regionales Umfeld gute Voraussetzungen für 
den zukünftigen Städtewettbewerb. Chemnitz muss jedoch gerüstet sein die 
künftigen Veränderungsprozesse, die maßgeblich vom demographischen 
Wandel und der Globalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft geprägt sein 
werden, zu bewältigen. Stadtumbau als Synonym für diese Veränderungs-
prozesse bedeutet für Chemnitz, dem Prozess des Schrumpfens und des 
Wandels aktiv zu begegnen, um die gesamtstädtische Identität zu erhalten 
bzw. zu schärfen und eine nachhaltige Stadtstruktur zu entwickeln. Stadtum-
bau ist dabei mehr als nur eine Stabilisierung des Wohnungsmarktes und 
die Beseitigung des Leerstandes. Da sehr viele Aspekte städtischen Le-
bens betroffen sind, erfordern die zu lösenden Aufgaben ein integriertes 
Handeln der verschiedenen Akteure und Partner der Stadtentwicklung auf 
der Grundlage eines gemeinsamen Handlungskonzeptes.

Deshalb hat der Stadtrat am 19.9.2007 die Stadtverwaltung mit der Er-
arbeitung des Städtebaulichen Entwicklungskonzeptes (SEKo) der Stadt 
Chemnitz für den Betrachtungszeitraum bis 2020 beauftragt (Stadtratsbe-
schluss B-88/2007). […] Mit dem Städtebaulichen Entwicklungskonzept 
Chemnitz 2020 werden die Rahmenbedingungen und Ausgangssituati-
onen sowie die strategischen und konzeptionellen Handlungsleitlinien für 
eine integrierte städtebauliche Entwicklung herausgearbeitet und Schluss-
folgerungen für eine ressortübergreifend abgestimmte Umsetzung der Ent-
wicklungsziele abgeleitet. Dabei spielen die Berücksichtigung der fi nan-
ziellen Leistungsfähigkeit der Stadt sowie Vorgaben für einen effi zienten 
und koordinierten Einsatz der Fach- und Städtebauförderung eine maß-
gebliche Rolle.

Beim nunmehr vorgelegten SEKo sind grundsätzlich andere Rahmen-
bedingungen durch den Freistaat vorgegeben worden. In seiner ausführ-
lichen Arbeitshilfe 2005 erwartet das SMI vom SEKo die Betrachtung der 
Ebene der Gesamtgemeinde. Um diese Gesamtschau zu gewährleisten, 
sind die Aussagen der einzelnen Fachkonzepte im Rahmen des SEKo fach-
übergreifend zu vernetzen: ›Das SEKo soll vorrangig dem Ziel dienen, die 
fachübergreifend erarbeitete Strategie für die Entwicklung der Gesamtge-
meinde darzustellen [...] erst in nachfolgenden Schritten ist das SEKo für 
Teilräume zu untersetzen.‹«

Weitere Informationen unter: http://www.chemnitz.de
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5. Perspektiven und Argumente 
für eine linke Stadt- und Regionalpolitik

Trotz sinkender Kommunalfi nanzen, trotz Privatisierungen der öffentlichen Da-
seinsvorsorge in den vergangenen Jahren, trotz der nicht nur von PolitikerInnen 
beklagten schrumpfenden Spielräume kommunaler Politik – die Ansprüche an 
kommunale Planung und Entwicklungspolitik sind mitnichten zurückgegangen. 
Gerade angesichts demografi scher und ökonomischer Schrumpfungsprozesse, 
sozialer Polarisierung, wachsender räumlicher Disparitäten und unterschied-
lichster Lebensstile haben sich die Anforderungen an kommunale Planung und 
Entwicklungspolitik zwar gewandelt, für linke KommunalpolitikerInnen bleibt 
die Aufgabe, Stadt- und Raumentwicklung sozial ausgeglichen und ökologisch 
nachhaltig zu gestalten, jedoch bestehen.

Bundes- und LandespolitikerInnen, aber auch Teile der Verwaltung schla-
gen vor allem kostensparende Effi zienzsteigerungen in den Kommunalverwal-
tungen, eine stärkere KundInnenorientierung der Verwaltungen und ihren Um-
bau zum »Stadtmanagement« vor oder sehen sie als alternativlos an. Städte und 
Gemeinden sollen den Markt nicht länger beschränken, sondern in Konkurrenz 
mit anderen Städten und Regionen alles dafür tun, die regionale Wettbewerbsfä-
higkeit zu fördern und im Wettbewerb um Investitionen, Arbeitsplätze und zah-
lungskräftige BewohnerInnen gut abzuschneiden. In der »unternehmerischen« 
Regional- und Stadtpolitik sollen sich Städte und Gemeinden nicht nur für In-
vestoren fi t machen, sondern auch wie Unternehmen funktionieren. Diese Po-
litik, die die jeweiligen lokalen »Stärken stärken« will, verschärft die sozialen 
Gegensätze zwischen und in den Städten und Gemeinden jedoch weiter.

Der in den letzten 15 Jahren vollzogene Ausstieg aus dem sozialen Woh-
nungsbau, Privatisierungen von kommunalen Wohnungsbeständen und Einrich-
tungen der Daseinsvorsorge, sowie massive Kürzungen im Sozialbereich haben 
nicht unwesentlich dazu beigetragen, die sozialen Probleme in den Städten und 
Gemeinden zu verschärfen und gleichzeitig die Handlungsspielräume lokaler 
Politik verkleinert. Auch wenn die Privatisierung von kommunalen Infrastruk-
turen kurzfristig Geld in die kommunalen Kassen spült – langfristig verbaut 
sich die Gemeinde damit Steuerungsmöglichkeiten zum Beispiel in der Woh-
nungspolitik (über eigene, kommunale Wohnungsbestände auf die Mietenent-
wicklung Einfl uss zu nehmen bei entsprechender Kontrolle der Wohnungsbau-
gesellschaften), bei Gebührengestaltung, Qualität und Umweltfreundlichkeit 
zum Beispiel der Energieversorgung oder beim ÖPNV. Zeitlich und räumlich 
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begrenzte Förderprogramme von Bund oder EU sind für Kommunen nahezu die 
einzigen Möglichkeiten, den ökonomischen, sozialen und demografi schen Pro-
blemen vor Ort zu begegnen. Den Rückzug des Staates aus traditionellen Be-
reichen der Sozialpolitik und einer ausgleichsorientierten Raum- und sozialen 
Wohnungspolitik können sie allerdings kaum kompensieren.

5.1 Integration & Umverteilung

Wie kann also – vor den skizzierten Hintergründen von Bundespolitik, Kom-
munalfi nanzen und gesellschaftlichen und ökonomischen Herausforderungen 
– eine linke Planungs- und Entwicklungspolitik aussehen? Sollen sich linke 
KommunalpolitikerInnen vor allem um die Interessen der Armen und Ausge-
grenzten, um die Verbesserung der Lebenssituation und sozialen Infrastruktur 
in benachteiligten Stadtvierteln kümmern? Oder sollte sich die kommunale Ent-
wicklungspolitik pragmatisch am »Gemeinwohl«, an einer vorteilhaften Ent-
wicklung der gesamten Stadt orientieren?

Linke Stadtentwicklungspolitik braucht beide Sichtweisen und muss sie zu-
sammenführen. Sie braucht eine Perspektive auf die Entwicklung der Gesamt-
stadt und kann sich nicht auf die Vertretung von Interessen einer oder weniger 
BewohnerInnengruppen beschränken, denn linke Kommunalpolitik wird von 
den WählerInnen zum Beispiel auch an der Wirtschafts- und Arbeitsplatzent-
wicklung vor Ort gemessen. Im Gegensatz zur unternehmerischen Stadtpolitik, 
die öffentliche Investitionen vor allem in Projekte zur Förderung der Wettbe-
werbsfähigkeit lenkt und den BewohnerInnen allenfalls »trickle-down«-Effekte 
verspricht, sollte linke Planungs- und Entwicklungspolitik die sozialen Pro-
bleme und Polarisierungen nicht ausblenden oder versuchen, sie sozialarbeite-
risch oder städtebaulich zu übertünchen.

Kleinräumliche Wohnungsnöte, erzwungene Umzüge, soziale und ethnische 
Konfl ikte, »Problemschulen« und Integrationsprobleme in benachteiligten Stadt-
vierteln können nur gelöst werden, wenn die Ursachen von ➞ Segregation und 
Ausgrenzung thematisiert und bekämpft werden. In den Quartieren und Orts-
teilen können sozialarbeiterische Maßnahmen, die Aktivierung und Mobilisie-
rung von BewohnerInnen und Maßnahmen zur Aufwertung des Wohnumfelds 
auch dazu beitragen, das Image und den Zusammenhalt untereinander zu verbes-
sern. Die Ursachen für sozialräumliche Segregation sind jedoch gesamtgesell-
schaftliche bzw. gesamtstädtische Prozesse, denen auch nur mit einer gesamt-
städtischen Politik begegnet werden kann, die die Möglichkeiten der Landes-, 
der Regional-, Stadt- und Stadtteilpolitik mit einbezieht und die Verteilung öf-
fentlicher Investitionen im gesamten Stadtraum thematisiert. Das bedeutet auch, 

5.1 Integration & Umverteilung



88     

dass Politik auf allen Ebenen – und zwischen den unterschiedlichen Ressorts – 
stärker zu verzahnen und abzustimmen ist, anstatt konträre Entwicklungen zu-
zulassen, wie zum Beispiel die Schließung von Schulen, Bibliotheken oder die 
Kürzung von Sozialausgaben, während zeitlich begrenzte und schlechter aus-
gestattete Förderprogramme des Bundes wie »Soziale Stadt«, das 2012 aus-
läuft, Ersatz dafür leisten sollen.

Die Sicherung des uneingeschränkten Zugangs zu sozialen Infrastrukturen 
und städtischen Versorgungsleistungen für alle und die Bekämpfung der Ent-
stehung von benachteiligten und benachteiligenden Stadtvierteln sollten Dreh- 
und Angelpunkte linker Kommunalpolitik sein, die letztendlich allen Bewohner-
Innen zugute kommt. Bezahlbarer Wohnraum, funktionierende und lebendige 
Stadtquartiere, gute Schulen und Kitas, genügend Ärzte, Jugendklubs und Bus-
linien sind im Interesse breiter Bevölkerungsschichten und können gleichzei-
tig zur gesellschaftlichen Integration derzeit Ausgegrenzter und Benachteilig-
ter beitragen. Die Wiederaneignung der Stadt durch die Ausgegrenzten – wie 
auch in der »Right to the City«-Bewegung gefordert wird – ist damit ein Projekt 
nicht nur im Interesse marginalisierter Bevölkerungsgruppen, sondern für alle 
BewohnerInnen der Stadt. Eine Politik, die dazu beiträgt, dass marginalisierte 
Bevölkerungsgruppen integriert werden und in andere gesellschaftliche Schich-
ten aufsteigen können, liegt im Interesse auch derjenigen, die derzeit nicht von 
sozialer Benachteiligung oder Ausgrenzung betroffen sind.

5.2 Partizipation & Empowerment

Grundsätzlich sollte es immer ein Anliegen linker KommunalpolitikerInnen 
sein, über die politischen Prozesse transparent zu informieren, das heißt eben 
auch über stadt- und regionalpolitische Entwicklungen. Dies kann auf ganz 
klassischen Wegen geschehen wie durch Sprechstunden. Hier bietet das Inter-
net dank so genannter OpenData-Projekte mittlerweile zusätzliche Chancen der 
politischen Kommunikation.

OpenData-Projekte
Bei diesen geht es vor allem um die Offenlegung und Visualisierung von 
bereits vorhandenen Informationen und Daten, die auch der Öffentlich-
keit, meist im Internet, zugänglich gemacht werden. So wurden zum Bei-
spiel in der Vergangenheit die Baumaßnahmen im Rahmen des kommu-
nalen Konjunkturprogramms II in Berlin kartographiert und im Internet 
sichtbar gemacht. 
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Ein weiteres gutes Beispiel im Bereich der Regional- und Stadtentwick-
lung ist die Seite http://wheelmap.org/ Hier können sich zum einen Men-
schen über rollstuhlgerechte Zugänge informieren. Gleichzeitig wird aber 
auch KommunalpolitikerInnen sehr deutlich vor Augen geführt, an welchen 
Stellen solche Zugänge fehlen. Im Rahmen von Anträgen oder eben auch 
der lokalen Planung kann anschließend eine Verbesserung herbeigeführt 
werden. Zuvor können linke KommunalpolitikerInnen überhaupt erst ein-
mal darauf hinwirken, dass solche Bestandsaufnahmen und deren Visua-
lisierung durch die Kommune bzw. deren Verwaltung erstellt und zugäng-
lich gemacht werden.

Trotz der Einführung von mehr und neuen Formen der BürgerInnenbeteiligung 
wird sich Planung und Kommunalpolitik immer auch mit BürgerInneninitiati-
ven und lokalen Bewegungen konfrontiert sehen, die gegen Projekte und Pla-
nungen protestieren, weil sie ihren Interessen zuwiderlaufen. Vor allem bei 
umfangreichen städtebaulichen Projekten, deren Planung und Umsetzung sich 
über viele Jahre hinzieht, sind Konfl ikte mit AnwohnerInnen wahrscheinlich, 
auch wenn BürgerInnenbeteiligung im Planungsprozess ermöglicht wird. Selbst 
wenn es im konkreten Fall schwierig ist, nicht in eine Abwehrhaltung zu ver-
fallen und den Initiativen vorzuwerfen, nur partikulare Interessen zu vertreten 
und im Gegensatz zu gewählten PolitikerInnen nicht legitimiert zu sein, bringt 
es wenig, sozialen Bewegungen vorzuwerfen, dass sie wie soziale Bewegungen 
funktionieren. Die eigenen oder gemeinsamen Interessen zu artikulieren und in 
den politischen und Planungsprozess einzubringen, ist legitimer Teil des poli-
tischen Prozesses. Auch PolitikerInnen bekommen mit ihrer Wahl keinen Blan-
koscheck über die Vertretung des Gemeinwohls ausgehändigt, selbst wenn sie 
natürlich Abwägungen zu treffen haben und in Handlungszwängen stecken, die 
eine BürgerInneninitiative nicht beachten muss.

Teil der Planung und Umsetzung städtebaulicher Maßnahmen wird in im-
mer stärkerem Maße die Auseinandersetzung mit Betroffenen, möglichen Part-
nerInnen und GegnerInnen dieser Projekte sein. Planen ist schon lange kein 
rein hoheitlicher Prozess mehr, in dem Verwaltung und Politik von oben Ent-
wicklungen vorgeben, sondern wird mehr und mehr zu einem Prozess der öf-
fentlichen Auseinandersetzung und Konsensfi ndung. Die vorhandenen Beteili-
gungsinstrumente des Städtebaurechts können theoretisch dabei helfen, solchen 
Kommunikationsprozessen einen Rahmen zu geben. Oft werden sie allerdings 
nur pro forma oder zur Befriedung und Vereinnahmung von Widerständen und 
Kritik angewendet und wirken damit demotivierend und demobilisierend auf 
BürgerInnenengagement.

5.2 Partizipation & Empowerment
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Linke Planungspolitik hat demgegenüber die Förderung von Engagement 
und die Ermächtigung (Empowerment) von BürgerInnen zum Ziel – auch wenn 
BürgerInnenengagement sich im konkreten Fall gegen Entscheidungen und Pla-
nungen der eigenen Mandats- oder AmtsträgerInnen wenden kann. Transparenz, 
Aufklärung der BürgerInnen und eine ehrliche und ernsthafte Auseinanderset-
zung mit den Forderungen und Interessen, die in Protesten oder Beteiligungs-
verfahren artikuliert werden, sollten den Umgang mit engagierten BürgerInnen 
bestimmen. Das heißt im Umkehrschluss auch, dass das populistische Surfen 
auf allen Protestwellen langfristig weder ein Garant für Wählerstimmen bei der 
nächsten Wahl noch ein Zeichen glaubwürdiger Kommunalpolitik ist. Nicht jede 
Forderung von BürgerInneninitiativen ist per se unterstützenswert und entspricht 
den Zielen linker Kommunalpolitik. Wer jedem Protest das Wort redet, wird ir-
gendwann auch gefragt werden, wie er oder sie gedenkt, die Forderungen in 
der Kommunalpolitik und Planung durchzusetzen.

Die Verantwortung von KommunalpolitikerInnen besteht darin, BürgerInnen 
als legitime Beteiligte am Planungsprozess zu behandeln, aufzuklären, Trans-
parenz zu schaffen und auch Widerstände und Konfl ikte aushalten zu können. 
Denn eine verstärkte Beteiligung der BürgerInnen in der Stadtpolitik und Pla-
nung ist nicht nur notwendig, um für die Herausforderungen der Stadt- und 
Regionalentwicklung gemeinsam Lösungen zu entwickeln und umzusetzen, 
sie kann auch die Handlungsspielräume und Verhandlungsmacht linker Plane-
rInnen und PolitikerInnen vergrößern.

Mediaspree
Nach dem Mauerfall stand die vormals geteilte Stadt Berlin vor völlig neu-
en planerischen Aufgaben. Teile der Stadt, die früher Grenzgebiet waren, 
lagen auf einmal mitten im Stadtzentrum. Ehemalige Industriegebiete la-
gen nach der Abwicklung brach, neue Nutzungen und Pläne mussten ent-
wickelt werden. Die BewohnerInnen und Nutzungen der Stadt veränderten 
sich. Im Berliner Innenstadtbezirk Friedrichshain stand man dabei vor allem 
vor der Frage der Neugestaltung der ehemaligen Hafen- und Industriege-
biete am Spreeufer. In den 1990er Jahren wurden Grundzüge für die Ge-
staltung des Geländes im Rahmen des Berliner Planwerks Innenstadt be-
reits festgelegt: die Konzentration auf die Ansiedlung von Unternehmen der 
Medienbranche, die Förderung anspruchsvoller Architekturkonzepte, aber 
auch der Grundsatz des öffentlichen Uferzugangs und die Gestaltung eines 
kleinen Parks am Spreeufer. Der Planungsraum für das Mediaspree-Gelän-
de umfasst dabei ein 1,8 km2 großes und 3,7 km langes Gebiet an beiden 
Ufern der Spree – also auch am Kreuzberger Ufer. Die Senatsverwaltung 
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für Stadtentwicklung geht von einem Potenzial von 2,5 Mio. m2 Büro- und 
Geschäftsfl ächen für ca. 40.000 Beschäftigte aus.

Für viele Jahre war die Auseinandersetzung mit dem Ufergebiet geprägt 
von Hochglanzplänen für die Bebauung, die Ansiedlung von internationa-
len Medienunternehmen und die Schaffung von Arbeitsplätzen einerseits 
– und von Brachfl ächen und wenig Baugeschehen andererseits, geschul-
det vor allem auch dem Berliner Immobilienmarkt. Das machte das Gebiet 
direkt am Wasser zu einem beliebten Standort für kreative Zwischennut-
zungen wie Strandbars, Clubs, Labels oder Modedesign, die sich in den 
von Subkultur und kreativen Nutzungen geprägten Stadtteilen Kreuzberg 
und Friedrichshain herausbildeten. Nachdem 2002 ein Flächennutzungs-
plan für das Gebiet durch den Senat verabschiedet wurde, nahm das Bau-
geschehen Fahrt auf und mehr und mehr Freifl ächen wurden bebaut bzw. 
konkrete Pläne zur Bebauung von Grundstücken beschlossen. Für Inves-
toren, die oft schon in den 1990er Jahren Grundstücke im Mediaspree-Ge-
biet erworben hatten, lohnten sich nun Investitionen in Neubauten. Von Sei-
ten der BewohnerInnen in Friedrichshain-Kreuzberg regte sich allerdings 
auch zunehmend Widerspruch gegen die Bebauungspläne, die zumeist 
repräsentative Büro- und Hotelgebäude vorsahen und die beliebten Zwi-
schennutzungen bedrohten.

Zudem waren und sind viele BewohnerInnen der angrenzenden Stadt-
viertel von Aufwertung und Verdrängung bedroht: Der südliche Friedrichs-
hain sowie der Kreuzberger Wrangelkiez gehören als Party-, Kneipen- und 
Clubviertel zu den stark von ➞ Gentrifi zierung betroffenen Gebieten Ber-
lins. Angesichts bereits stattfi ndender Verdrängungsprozesse sahen viele 
BewohnerInnen die Bauvorhaben für das Mediaspree-Gelände zum einen 
als Gefahr zusätzlicher Gentrifi zierung der Stadtteile und zum anderen als 
Ausdruck einer unternehmensorientierten, neoliberalen Stadtpolitik. Seit 
2007 formierte sich aus einer Kerngruppe um den Kreuzberger Transgeni-
alen CSD ein breite, in der Subkultur und kreativen Szene des Bezirks ver-
ankerte Protestbewegung gegen die Mediaspree-Pläne unter dem Motto 
»Mediaspree versenken«.

Aus Sicht der BürgerInneninitiative hatten Bezirk und Land mit den Me-
diaspree-Plänen die Chance auf eine wirklich öffentliche Nutzung des Ufers 
für die AnwohnerInnen zum Beispiel als Naherholungsgebiet verspielt. Sie 
forderten unter anderem einen 50 Meter breiten, öffentlichen Uferstreifen 
für alle Neubauvorhaben, die Einhaltung der Berliner Traufhöhe von 22 
Metern und mehr Ansiedlung öffentlicher, nichtkommerzieller Nutzungen 
anstatt Büros und Wohnungen im Hochpreissegment. Am 13. Juli 2008 
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wurde auf Initiative von »Mediaspree versenken« ein Bürgerentscheid im 
Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg über die künftige Entwicklung des Gelän-
des durchgeführt, bei dem eine Mehrheit von 87% für die Forderungen der 
BürgerInneninitiative stimmte.

Dieser Erfolg des Bürgerbegehrens »Spreeufer für alle« ist umso be-
merkenswerter, da keine der in der Bezirksverordnetenversammlung (BVV) 
vertretenen Parteien die Forderungen der Initiative unterstützte. DIE LINKE 
in Friedrichshain-Kreuzberg begründete ihre Ablehnung zum einen damit, 
dass mehrere Forderungen des Bürgerbegehrens unrealistisch und nicht 
durchsetzbar oder für den Bezirk nicht bezahlbar seien. Zum anderen wur-
de darauf verwiesen, dass die formalen Instrumente der BürgerInnenbe-
teiligung in der Planung bereits in den 1990er Jahren Anwendung gefun-
den hatten – erfolgreich, da ein Uferweg und ein Park durchgesetzt werden 
konnten. Das Planungsverfahren für das Gebiet sei 2008 weitgehend ab-
geschlossen, grundsätzliche Änderungen seien nicht mehr durchsetzbar. 
Nach dem Erfolg des Bürgerentscheids, der allerdings keine bindende Wir-
kung hat, richtete die BVV einen »Sonderausschuss Spreeraum« ein, der 
zu jedem Grundstück im Mediaspree-Gebiet mit Bezirksverordneten, -äm-
tern, EigentümerInnen und VertreterInnen der BürgerInneninitiative mög-
liche Veränderungen der Bauplanungen diskutierte.

Auch wenn nur wenige konkrete Änderungen der Baupläne im Sonder-
ausschuss erreicht werden konnten, so eröffnete das erfolgreiche Bürger-
begehren und die Form der Verhandlungen im Ausschuss doch die Mög-
lichkeit, eigentlich schon abgeschlossen gedachte Planungen noch einmal 
in Frage zu stellen und öffentlich zu diskutieren. Es konnte gemeinsam poli-
tischer Druck aufgebaut werden auf Investoren, vor allem auch auf landes-
eigene Unternehmen, die Grundstücke am Spreeufer besitzen.

Die Handlungsspielräume und Durchsetzungsmöglichkeiten für alter-
native, sozial orientierte Planungsansätze wurden dadurch vergrößert und 
eine breitere Debatte über die Berliner Stadtentwicklung angestoßen so-
wie Bündnisse zwischen Kultur, Subkultur, politischen Gruppen, Anwoh-
nerinitiativen und Mieterorganisationen zu Fragen der Stadt- und Mieten-
entwicklung in Berlin gefördert. Auch wenn die PolitikerInnen der LINKEN 
im Bürgerentscheid gegen die Initiative argumentierten, hat der Erfolg des 
Bürgerentscheids und die Einrichtung des Sonderausschusses Handlungs-
räume für alternative Ansätze von Planung und Stadtpolitik eröffnet, die sich 
so vorher für die politisch Handelnden nicht geboten hatten.
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Darüber hinaus stellt sich die Frage, wer in den vielfältigen Instrumenten der 
BürgerInnenbeteiligung beteiligt wird bzw. zu beteiligen ist. Die Teilnahme an 
solchen Verfahren steht meistens zumindest theoretisch allen BürgerInnen of-
fen, oft sind vor allem diejenigen beteiligt, die am lautesten und effektivsten 
ihre Forderungen vortragen können. Partizipation wird zum Vorrecht derjeni-
gen, die über ausreichend Informationen, soziale Kompetenz, Einfl uss, Zeit, 
oder Kommunikations- und Organisationsfähigkeiten verfügen, sich Gehör zu 
verschaffen. Oder wie der Politikwissenschafter E.E. Schattschneider es formu-
lierte: »Der Makel des pluralistischen Himmels ist, dass der himmlische Chor 
mit einem starken Oberklassenakzent singt.«

Eine protagonistische linke Stadtpolitik sollte sich aber verpfl ichtet fühlen, 
gezielt denjenigen Gehör zu verschaffen, die von Ausgrenzung betroffen und 
bedroht sind, mit ihnen ins Gespräch zu kommen und ihnen Zugänge zur Be-
teiligung an der Stadtpolitik zu ermöglichen. Sie sind einerseits diejenigen, die 
in besonderem Maße von sozial-, wohnungsbau-, bildungs- oder arbeitsmarkt-
politischen Maßnahmen betroffen sind oder ihrer bedürfen. Andererseits haben 
sie bisher kaum Zugang sowohl zu den Institutionen der traditionellen Politik 
als auch zu den neuen Beteiligungsinstrumenten – aufgrund von Sprach-, kultu-
rellen, sozialen oder ökonomischen Barrieren. Zielgruppenspezifi sche und auf-
suchende Beteiligungsansätze, Abbau von Sprach- und Zeitbarrieren sowie die 
direkte Ansprache von Betroffenen sind Möglichkeiten, eine möglichst breite 
Beteiligung der EinwohnerInnen an Planungsprozessen anzustoßen.

5.3 Gestaltungsspielräume erweitern

Alle Pläne, Strategien und politischen Programme sind letztendlich wenig wert, 
wenn sie nicht – zumindest teilweise – umgesetzt werden. In der Vergangen-
heit hat sich gezeigt, dass viele der umfangreichen Planwerke, Stadtstudien und 
Leitbilder nach jahrelangen Untersuchungen, Planungen und Auseinanderset-
zungen sang- und klanglos in den Schubladen der Behörden und Kommunal-
politikerInnen verschwanden, sobald sie fertig gestellt waren.

Es wurde stattdessen zum Tagesgeschäft übergegangen, weil Pläne oft 
schlecht verständlich oder zu kompliziert waren, weil sie rasch ihre Aktualität 
verloren oder nicht fl exibel an neue Entwicklungen angepasst werden konnten 
oder weil zu wenig konkrete Handlungsmöglichkeiten und Umsetzungsschritte 
enthalten waren. Hier kann zum Beispiel eine eigene Ortsentwicklungskonzep-
tion für eine kontinuierliche lokale Entwicklung hilfreich sein, da Menschen 
bereits in den Planungsprozess einbezogen werden und so stärker ein Interes-
se an der Umsetzung haben.

5.3 Gestaltungsspielräume erweitern
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Stadt- und Regionalplanung endet schließlich nicht mit dem Beschluss eines 
Plans oder Projekts im Stadt- oder Gemeinderat. Noch mehr als der Prozess der 
Planung selbst ist die erfolgreiche Umsetzung der beschlossenen Maßnahmen 
abhängig von der Kooperation und Auseinandersetzung mit den Betroffenen 
und möglichen PartnerInnen. Gerade angesichts sinkender kommunaler Finan-
zen sind Kommunen mehr und mehr dazu gezwungen, Mittel und Politiken ver-
schiedener Ressorts und Mittelgeber zu bündeln, aber auch um ehrenamtliches 
Engagement und private (fi nanzielle) Initiative zu werben. Ein Politikgebiet al-
lein wird nicht in der Lage sein, Polarisierungs- oder Schrumpfungsprozesse 
aufzuhalten oder gar zu verhindern. In der Planung und Umsetzung städtebau-
licher, sozial-, wohnungs- oder umweltpolitischer Projekte wird es daher immer 
wichtiger, KooperationspartnerInnen aus Behörden, Politik, Gesellschaft und 
Unternehmen einzubinden, die durch fi nanzielle Beiträge, ihr Wissen oder ihr 
Engagement zur Erreichung der gemeinsam vereinbarten Ziele beitragen kön-
nen. Dies fängt bei der stärkeren Koordinierung von Ressourcen und Politiken 
an, schließt interkommunalen Austausch und Kooperation ein und beinhaltet 
Beteiligungs- und Kooperationsansätze in die Zivilgesellschaft.

Umfassende Planung, die mehr will als ein paar unverbundene, öffentlichkeits-
wirksame Projekte anzustoßen, muss schließlich Priorisierungsüberlegungen an-
stellen. Vor allem dort, wo die sozialen, ökonomischen, ökologischen und de-
mografi schen Probleme groß und die fi nanziellen Möglichkeiten eingeschränkt 
sind, ist es wichtig, nicht nur PartnerInnen und Finanzierungsmöglichkeiten zu 
fi nden, sondern diese Ressourcen auch gezielt einzusetzen. Schlüsselthemen und 
-projekte, die für die nachhaltige Regionalentwicklung zentral sind, müssen er-
mittelt und entwickelt werden. Strategische Pläne und breitere stadtpolitische 
Vorhaben brauchen Modellprojekte, die verdeutlichen, was möglich ist und auf 
kleinräumlicher Ebene Beteiligung und gemeinsames Lernen im Planungs- und 
Umsetzungsprozess ermöglichen. Solche Modellprojekte können als Experimen-
tierfelder für breitere stadtpolitische Vorhaben genutzt werden, als Symbole und 
konkrete Anknüpfungspunkte für eine andere Stadt- und Gemeindepolitik. Sie 
bieten für die Beteiligten die Möglichkeit, fl exibel auf in der Umsetzung auf-
tretende Probleme zu reagieren und Pläne und Strategien an die Gegebenheiten 
anzupassen. Bei SkeptikerInnen kann Interesse für neue Politikansätze geweckt 
und MitstreiterInnen können gefunden und motiviert werden.
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Park Fiction
Park Fiction ist ein kleiner städtischer Park am Hamburger Elbufer – und so 
viel mehr als ein bisschen Grünfl äche in der Stadt. Zirka zehn Jahre dau-
erte es, bis aus einer vermüllten Freifl äche am Hafenrand in St. Pauli ein 
von den AnwohnerInnen selbst gestalteter kleiner Park entstand – als ge-
meinsames Produkt unzähliger BürgerInnen im Stadtteil und in weiten Tei-
len gegen den Widerstand von Politik und Verwaltung.

Im dicht bebauten Stadtteil St. Pauli wurde 1994 erstmals die Forde-
rung laut, eine für Bebauung vorgesehene Freifl äche am Elbufer zu einer 
Grünfl äche umzugestalten und für die QuartiersbewohnerInnen zugänglich 
zu machen. AnwohnerInnen, KünstlerInnen, Gewerbetreibende, Sozialar-
beiterInnen und andere gründeten die Stadtteilinitiative »Hafenrandverein 
für selbstbestimmtes Leben und Wohnen in St. Pauli e.V.«, die zunächst 
in Verhandlungen mit der Bezirkspolitik versuchte, ihre Forderung durch-
zusetzen. Nach 2,5 Jahren erfolglosen Verhandlungen wurde die Fläche 
dann künstlerisch »besetzt«, von den AnwohnerInnen gereinigt, bepfl anzt 
und gestaltet. Diese öffentliche Inbesitznahme, sowie Proteste gegen die 
gleichzeitige Schließung eines Krankenhauses im Bezirk halfen, den Park 
als Grünfl äche auch offi ziell durchzusetzen.

In der Folge stellte die Stadtteilinitiative ein Planungsbüro auf dem zu-
künftigen Parkgelände auf, von dem aus die partizipative Planung der Flä-
che angestoßen werden sollte: Neben einer Gartenbibliothek und Plänen 
zur Freifl äche gab es Bastelmaterial, eine »Park-Hotline« und Audiotouren 
durch einen imaginären Park. Mit dem »actionkit«, einem mobilen, krea-
tiven Planungsbüro, wurden Hausbesuche in der Umgebung gemacht, um 
möglichst viele Menschen am Planungsprozess zu beteiligen. Gruppen und 
Vereine im Stadtteil wurden besucht und befragt, Veranstaltungen durch-
geführt und insgesamt eine beeindruckende Anzahl an Ideen für den Park 
gesammelt: über 1.000 Interviews, über 300 Fragebögen, 100 Parkpläne 
und -modelle und vieles andere mehr kamen zusammen. Die gesammelten 
Wünsche wurden auf mehreren Stadtteilversammlungen präsentiert, dis-
kutiert, verändert und schließlich demokratisch ein Park mit mehreren »In-
seln«, also voneinander abgegrenzten Flächen für unterschiedliche Gestal-
tungsideen, Wünsche und Nutzergruppen beschlossen. Nach jahrelangen 
Verhandlungen mit Behörden konnte 2003 dann der erste Bauabschnitt des 
Parks eingeweiht werden, weitere Teile folgten.

Am Ende dieses Planungs- und Auseinandersetzungsprozesses um ein 
Stück Freifl äche steht allerdings nicht nur der Park selbst. Viel bedeutender 
ist die Tatsache, dass sich so viele AnwohnerInnen mit der Fläche, ihren 
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Wünschen und Vorstellungen dafür und für ihren Stadtteil auseinanderge-
setzt haben. Ein Erfahrungsbericht fasst dies so zusammen: »Das Projekt 
hat in seinem Verlauf 1.000nde von St. PaulianerInnen auf die Beine ge-
bracht, hat Blüten getrieben, hat zur aktiven Aneignung eines Stadtteils bei-
getragen, in dem das Leben für die meisten alles andere als einfach ist. Und 
genau darum geht es für mich bei BürgerInnenbeteiligung: Um die Frage 
danach, wem eigentlich die Stadt gehört, um die Wünsche der Vielen und 
die Vielheit der Wünsche, um die Realisierung eines besseren Lebens, ge-
rade mit denen, die in der Regel nicht die Ressourcen haben, die Stadt zu 
gestalten und anzueignen. Es geht um mehr als um Techniken kurzfristiger 
Mobilisierung, um die Verhinderung von Reibungsverlusten in der Stadt-
planung oder die Nutzung des Selbsthilfepotentials von Menschen, denen 
ansonsten nicht viel geblieben ist.« (Sabine Stövesand 2005: Aneignung 
städtischer Räume: Park Fiction – ein persönlicher Bericht; www.stadtteil-
arbeit.de/themen/brachen-freifl aechen/49-parkfi ction.html)

Das Projekt Park Fiction wurde damit zu einem Ort der Auseinanderset-
zung über den Stadtteil, zu einem Ort breiter Partizipation der Bewohne-
rInnen zur Durchsetzung der gemeinsamen Wünsche und Forderungen. 
Über den konkreten Park hinaus wurde eine breite Debatte über die Wün-
sche an Stadt und Stadtteil ermöglicht – es wurden die »großen Fragen« 
der Stadtplanung thematisiert und nicht nur das Klein-klein der konkreten 
Planungsphase wie so oft in formalen (Schein-)Beteiligungsverfahren. Das 
Projekt konnte dabei auf einem breiten Netzwerk von Stadtteilinitiativen, 
KünstlerInnen und AnwohnerInnen profi tieren, die langfristig im Stadtteil 
aktiv waren und sind und ihre unterschiedlichen Kompetenzen und Bezie-
hungen einbringen konnten. Gleichzeitig hat das erfolgreiche und öffentlich-
keitswirksame Projekt Park Fiction eben jene Initiativen und ihre Positionen 
für ein »Recht auf Stadt« und eine sozialere Stadtentwicklung gegenüber 
der Stadtpolitik gestärkt.
Mehr unter www.parkfi ction.org

Die zahlreichen Formen der BürgerInnenbeteiligung, für die hier geworben wird, 
sind dabei nicht als Selbstzweck zu verstehen. Das Plädoyer für breite, offene 
und kooperative Planungsprozesse und die ernsthafte Auseinandersetzung mit 
Kritik und Protest von Seiten der EinwohnerInnen zielt auf mehr als lediglich 
die Herstellung von Konsens und Handlungsfähigkeit. Es geht vielmehr darum, 
Planung und Entwicklungspolitik aus den Amtszimmern und Ratssälen zu holen 
und eine größere Öffentlichkeit für Themen der Gemeinde- und Regionalent-
wicklung herzustellen, Räume für Beteiligung der EinwohnerInnen zu öffnen 
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und damit die Sphäre des Öffentlichen und Gestaltbaren zu vergrößern. Erfah-
rungen zum Beispiel aus Porto Alegre oder Berlin-Lichtenberg, wo seit Jahren 
EinwohnerInnen bei der Erstellung des Bürgerhaushalts über zentrale stadtpo-
litische Ausrichtungen, über Investitionen in und Zugänge zur städtischen Infra-
struktur mitreden, zeigen, dass Beteiligungsverfahren dazu beitragen, die Trans-
parenz in der Politik zu erhöhen, die öffentliche Daseinsvorsorge vor allem auch 
für die ärmeren BewohnerInnen zu verbessern und die Verhandlungsmacht der 
Stadt gegenüber Unternehmen und höheren Regierungsebenen zu vergrößern. 
Viele Menschen entdecken derzeit in Debatten um die Rekommunalisierung der 
öffentlichen Daseinsvorsorge oder beim Engagement in Bürgerhaushalten, Be-
teiligungsverfahren oder im Widerstand gegen Privatisierungen das Öffentliche 
als demokratisches Gut neu und wieder. Linke Kommunalpolitik kann hier An-
knüpfungspunkte fi nden und PartnerInnen für eine soziale und nachhaltige Ge-
meinde- und Regionalentwicklung gewinnen.

5.3 Gestaltungsspielräume erweitern



Glossar

Baugenehmigung: Zum Bauen notwendiger Verwaltungsakt, dessen Rahmenbedin-
gungen in der Regel durch Bebauungspläne vorgegeben sind. Muss vom Vorha-
benträger eigenständig beantragt werden.

Bauleitplanung: Lokale Planung nach §§ 1 bis 28 BauGB bestehend aus Flächen-
nutzungsplanung und Bebauungsplan.

Baunutzungsverordnung: Eine den § 9 BauGB konkretisierende Verordnung auf 
Bundesebene.

Bauordnung: Eine in der Gesetzkompetenz der Länder liegende Vorschrift, wel-
che die baulich-technischen Aspekte und die entsprechenden Anforderungen an 
Bauvorhaben regelt.

Bebauungsplan: Teil der Bauleitplanung. Konkretisiert den Flächennutzungsplan 
und wird durch den Rat beschlossen, enthält Angaben über Art und Maß der 
baulichen Nutzung, die überbaubaren Grundstücksfl ächen und die örtlichen Ver-
kehrsfl ächen. Kann für einzelne Gemeindegebiete oder nur für einzelne Grund-
stücke beschlossen werden.

EFRE: Ein Strukturfonds der Europäischen Union zum Ausgleich regionaler Unter-
schiede, über welchen im Rahmen einer Kofi nanzierung zahlreiche kommunale 
Entwicklungsvorhaben realisiert werden.

Flächennutzungsplan: Als Teil der Bauleitplanung legt er die beabsichtigte Boden-
nutzung in einem Gemeindegebiet fest, zum Beispiel Wohngebiete, Gewerbe-
gebiete, Grünfl ächen etc.

Gentrifi zierung: Bezeichnet die mit der Aufwertung von Stadtvierteln einhergehende 
Verdrängung ärmerer Bevölkerungsteile.

Integrierte Stadtentwicklungskonzepte: Sind ressortübergreifende, langfristige und 
auf die Entwicklung der Gesamtstadt bezogene Planwerke.

Planfeststellungsverfahren: Planverfahren und Verwaltungsakt für spezielle Groß-
vorhaben, z.B. Flughäfen, atomare Endlager, Bundesstraßen.

Raumordnungsverfahren: Dem Planfeststellungsverfahren vorgeschaltetes Abstim-
mungsverfahren, um geplante Maßnahmen mit den Zielen der Raumordnung in 
Einklang zu bringen.

Segregation: Entmischung von Bevölkerungsstrukturen.
Träger öffentlicher Belange: Vereine, Verbände und Institutionen, die sich der In-

teressensvertretung bestimmter gesellschaftlicher Bereiche verschrieben haben 
und als AnsprechpartnerInnen und AkteurInnen auftreten, zum Beispiel BUND, 
NABU, Greenpeace, Volkssolidarität, ADAC etc.

Vorhabenbezogener Bebauungsplan: Sonderform des Bebauungsplanes, wird er-
stellt, um ein bereits geplantes, konkretes Projekt eines Vorhabenträgers (Inves-
tors) zu realisieren. Die Initiative zur Aufstellung des Bebauungsplans geht von 
dem Träger, nicht von der Kommune aus und muss von diesem ganz oder teil-
weise fi nanziert werden.
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Wasser, Strom und Straßenbahn
Die öffentlichen Unternehmen 
aus linker Sicht
Crashkurs Kommune 3 
hrsg. von Katharina Weise
104 Seiten | € 7.50
ISBN 978-3-89965-370-0
In welchen Bereichen sind öffentliche 
Unternehmen aus Sicht linker Kommu-
nalpolitik sinnvoll und wie müssen sie 
aufgestellt werden?
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Kathrin Gerlof   
Die Kommunalen
LINKE im Land: 16 Geschichten aus 
Rathäusern und Gemeinden
192 Seiten | mit vielen Farbfotos 
von Rico Prauss und einem Vorwort von 
Gesine Lötzsch | € 12.80
ISBN 978-3-89965-495-0
LINKE sind präsent. Mit alltäglicher 
KärrnerInnenarbeit in Rathäusern und 
Gemeinden. Sie setzen sich ein für 
mehr Kindergärten, für bürgernähere 
Verwaltungen, aber auch für die Dinge 
in der Nachbarschaft. LINKE haben 
Geschichten zu erzählen. Die Journalistin 
und Schriftstellerin Kathrin Gerlof hat sie 
ihnen entlockt und aufgeschrieben. Und 
LINKE sind selbstbewusst und kritisch, 
Rico Prauss hat sie fotografi ert. Leben-
dige Porträts von Menschen, die sich 
engagieren: Die Kommunalen.
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